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Teil I

1943 - 1953

�INHALT "" \l 2�1. Der zweite Weltkrieg

Der zweite Weltkrieg war ein brutaler blutiger Machtkampf, den die Herrschenden Englands, Deutschlands, Rußlands, Japans und der Vereinigten Staaten untereinander austrugen, wobei sie das Schicksal von 50 Millionen Menschen, die in seinem Verlauf starben, wenig kümmerte.

Der Krieg begann am 3. September 1939, als Frankreich und England Deutschland den Krieg erklärten. Stalin hatte gerade zwölf Tage zuvor einen Nichtangriffspakt mit Hitler unterzeichnet. Der militärische Wert dieses Paktes war zweifelhaft. Als Hitler 22 Monate später in die Sowjetunion einfiel, gingen die territorialen Gewinne, die Stalin dieses Abkommen eingebracht hatte, innerhalb von Tagen verloren, und wenn Stalin Zeit zur Aufrüstung gewonnen hatte, so hatte auch Hitler Zeit gewonnen, in der er nur an einer Front Krieg führen mußte. Aber vor allem enthüllte der Pakt Stalins totale Verachtung für die Kommunistische Internationale. Fünf Jahre lang hatten ihre Sektionen in der ganzen Welt alles dem Kampf gegen den Faschismus untergeordnet. Die britischen und französischen kommunistischen Parteien unterstützten die Kriegserklärung ihrer Regierungen, und am 2. September stimmten die KPF-Abgeordneten für die Kriegskredite. Binnen einem Monat waren sie gezwungen, einen grotesken Purzelbaum zu schlagen� und den Krieg als »ungerecht und imperialistisch«� zu charakterisieren.

Im Juni 1941 überfielen deutsche Truppen die Sowjetunion, im Dezember desselben Jahres führte der japanische Angriff auf Pearl Harbour zum Kriegseintritt der Vereinigten Staaten. Die Haltung der USA zum Krieg hatte ihr zukünftiger Präsident, Harry Truman, im Juni 1941 offenherzig, aber zynisch zusammengefaßt, als er sagte: »Wenn wir sehen, daß Deutschland gewinnt, sollten wir Rußland helfen, und wenn Rußland gewinnt, sollten wir Deutschland helfen und sie auf diese Weise gegenseitig soviele wie möglich töten lassen, obwohl ich unter keinen Umständen Hitler als Sieger sehen möchte.«�

Im Jahr 1943 zeichnete sich bereits deutlich ab, daß die vereinigten Streitkräfte Großbritanniens, der Sowjetunion und der USA imstande waren, Deutschland niederzuwerfen.

�INHALT "" \l 3�Der sowjetische Nationalismus

Im Kampf gegen Hitlerdeutschland hatte Stalin dem sowjetischen Nationalismus ungeheure Zugeständnisse gemacht. Der Krieg wurde als "Vaterländischer Krieg" bezeichnet und mit dem Kampf gegen Napoleon im Jahr 1812 verglichen. Das war keine bloße rhetorische Floskel. Angesichts der deutschen Siege mußte Stalin den Wünschen der Offizierskaste entgegenkommen. Die Offiziersränge waren schon in den 30er Jahren wieder eingeführt worden, jetzt wurden die politischen Kommissare aus der Armee zurückgezogen und viele Bestandteile des zaristischen Rituals, wie das Salutieren und die Schulterstücke wieder eingeführt.

Die primitivsten nationalistischen Exzesse wurden erlaubt und ermutigt. Ilja Ehrenburg - einst ein begabter Romancier - konnte in der 'Prawda' am 24. Juli 1942 schreiben: »Wir wollen nicht reden. Wir wollen uns nicht empören. Wir wollen töten. Wenn ihr nicht mindestens einen Deutschen pro Tag getötet habt, ist der Tag umsonst gewesen. Wenn ihr einen Deutschen getötet habt, tötet einen zweiten. Es gibt für uns nichts Schöneres als deutsche Leichen. Zählt nicht die Kilometer. Zählt nur die Deutschen, die ihr getötet habt. "Tötet die Deutschen" bittet euch eure alte Mutter. "Tötet die Deutschen!" flehen euch die Kinder an. "Tötet die Deutschen!" fleht eure Heimaterde. Tötet!"

Selbst taktisch war ein so krasser Nationalismus kaum zu rechtfertigen. Der russische Nationalismus konnte nur zur Stärkung des deutschen Nationalgefühls führen und so die ideologische Hauptwaffe der Nazis weiter schärfen. Von noch grundlegenderer Bedeutung war jedoch die offene und totale Zurückweisung jedes Gedankens daran, daß der Kampf gegen den Faschismus ein Klassenkampf war. Auf dem gesamten Territorium, das von Hitlers Streitkräften besetzt war, kam der Hauptwiderstand von den unterdrückten Gesellschaftsklassen - den Arbeitern und Bauern. Die Ober- und Mittelklasse war - von einigen wichtigen Ausnahmen abgesehen - imstande, sich mit der faschistischen Okkupation zu arrangieren; diejenigen, die zu den Waffen griffen, um sie zu verjagen, taten das in der Hoffnung, eine erträglichere Gesellschaftsform zu etablieren als die, welche sie nach der Arbeitslosigkeit und dem Elend der 30er Jahre in die Schrecken des Krieges und der Okkupation gestürzt hatte. Die nationalistische Linie der kommunistischen Parteien bedeutete eine völlige Absage an den Versuch, diese Gefühle einer oft unklaren Unzufriedenheit zu mobilisieren und so den Verteidigungs-Krieg in einen revolutionären Krieg zu verwandeln.

�INHALT "" \l 3�Der französische Widerstand

Eine Untersuchung der Erfahrungen des französischen Widerstands zeigt, wie die stalinistische Linie in die Praxis umgesetzt wurde. Frankreich erlitt eine rasche und schmachvolle Niederlage. Im Juni 1940 wurde Paris erobert und im stillen Provinzkurort Vichy wurde ein neues Regime unter dem alternden Marschall Pétain errichtet. Während ein Teil Frankreichs und nach dem November 1942 das ganze Land besetzt war, handelte das Regime von Vichy als Marionette Hitlers, wobei es sich auf Polizeirepression und Antisemitismus stützte. Aber es war die Arbeiterklasse, die die Hauptlast des Angriffs tragen mußte. Das erste Dekret des deutschen Generals von Stutnitz, sechs Tage nach der Einnahme von Paris, erklärte alle Streiks für illegal und fror Preise und Löhne auf dem Niveau des ersten Tages der Besetzung ein. Während der ganzen Okkupation mußten die Arbeiter Angriffe auf ihre Lebensbedingungen hinnehmen: Verlängerung des Arbeitstages, Einführung von Akkordarbeit und in den letzten Monaten vor der Befreiung massive Arbeitslosigkeit.

Die Opposition gegen das Regime von Vichy und gegen die deutsche Okkupation bestand aus zwei getrennten und zeitweise zusammenstoßenden Lagern. Ein innerer Widerstand entwickelte sich seit 1940. Er wurde zunächst von einigen Leuten isoliert getragen, verstärkte sich aber nach 1942 massiv durch den Zustrom derjenigen, die lieber Zuflucht beim Widerstand suchten, als sich der Deportation oder Zwangsarbeit auszusetzen. Wenn auch unzusammenhängend in seinen Zielen, gründete er sich doch fest auf die unterdrückten Klassen. Das andere Lager folgte der Führung von General de Gaulle, der 1940 nach London geflohen war. Die Gaullisten repräsentierten eine Sektion der Bourgeoisie, die nicht bereit war, sich mit Hitler zu arrangieren. Das stimmte sie jedoch keineswegs freundlich gegenüber der Linken. Eine der kleinen trotzkistischen Gruppen in Frankreich bezeichnete den Gaullismus als »die gerissenste, demagogischste und folglich gefährlichste politische Fraktion des französischen Kapitalismus«�

Vor der deutschen Invasion in die Sowjetunion war die Haltung der französischen Kommunisten, vorsichtig ausgedrückt, zwiespältig. Hinter einer revolutionären Rhetorik - de Gaulle wurde als "Werkzeug der City of London" angeprangert - versteckte sich die de-facto-Anerkennung des Vichy-Regimes. Sie gingen sogar soweit, sich an die deutschen Machthaber in der Hoffnung heranzutasten, ihre Zeitung 'L'Humanité' legal herausbringen zu können. (Diesbezügliche Behauptungen gründeten sich viele Jahre lang auf das Zeugnis ehemaliger KP-Mitglieder. Sie wurden schließlich in einer offiziellen Parteigeschichte bestätigt: "Le parti communiste Français dans la Résistance", Paris 1967, S.73.) Das Ergebnis war eine beträchtliche Schwächung der Partei in dieser Zeit. Erstens traten viele Mitglieder aus Protest gegen die "Antipatriotische Linie" aus: 24 von 74 Abgeordneten und eine sehr große Zahl von einfachen Mitgliedern. Zweitens hatte die unangebracht freundliche Haltung gegenüber dem Vichy-Regime eine viel zu große Unvorsicht gegenüber der Repression zur Folge.

Der Kriegseintritt der Sowjetunion trieb die KP schnell in den Widerstand. Sie war nicht nur um die Verteidigung der Sowjetunion besorgt, sondern, jetzt auch wachsender Verfolgung ausgesetzt. Am 23. August 1941 bildete die Regierung von Vichy Sondergerichte zur Aburteilung von Kommunisten.

Die wichtigste kommunistische Widerstandsorganisation war die FTP (Francs Tireurs et Partisans), an deren Spitze Charies Tillon stand, ein führender Kommunist, der schon vor dem deutschen Überfall auf die Sowjetunion dazu aufgerufen hatte, den Widerstand aufzunehmen. Während sie ihre organisatorische Unabhängigkeit beibehielt, trat die KP dem Nationalen Widerstandsrat bei, der im Mai 1943 gebildet wurde - Zusammen mit der Sozialistischen und der Radikalen Partei, der CGT, den katholischen Gewerkschaften und verschiedenen anderen Gruppen.

Von jetzt ab kannte die nationalistische Rhetorik keine Grenzen mehr. Maurice Thorez verkündete in einer Radioansprache aus Moskau am 18. Mai 1944: »Alles, was französisch ist, atmet Haß gegen die hitleristischen Hinrichtungskommandos und ihre gemeinen Henker. Alles, was französisch ist, dürstet nach Rache. Alles, was französisch ist, kämpft oder brennt darauf, für die Befreiung und Wiederherstellung des Vaterlandes zu kämpfen.« Die FTP verbreitete die Parole: »Chacun son boche« (»Jedem seinen gekillten Teutonen«). Die Haltung unter den einfachen Mitgliedern wird aus dem Bericht eines KP-Militanten deutlich, der beschreibt, wie er aus dem Gefängnis entkam, sich aber weigerte, Anarchisten zu helfen, die mit ihm eingekerkert waren. »Sie waren keine Patrioten ... ich hätte die Tür für einen Royalisten geöffnet, aber nicht für einen Anarchisten.«� Natürlich waren manche einfachen Kommunisten von internationalistischen Prinzipien beseelt, z.B. der Pariser Ingenieur Jean Pierre Timbaud, der dem Erschießungskommando mit dem Ruf: »Lang lebe die Kommunistische Partei Deutschlands!« gegenübertrat.

Die französische trotzkistische Bewegung, klein, in vier Bruchteile zersplittert und sowohl von den Nazis wie von den Stalinisten verfolgt, war alles andere als in der Lage, den französischen Arbeitern eine alternative Führung anzubieten. Aber zumindest auf der Ebene der Propaganda hatte sie eine Alternative zum Nationalismus der KP.

Alle Teile der trotzkistischen Bewegung bekämpften die Unterstützung terroristischer Aktionen gegen deutsche Soldaten durch die KP. 'La Vérité' drückte es so aus: »Ein getöteter deutscher Soldat wird nicht länger für Hitler kämpfen.. . aber er wird auch nie mehr gegen ihn kämpfen können.« »Ein deutscher Soldat, der für den Kommunismus gewonnen wird, ist nicht ein Feind weniger, sondern ein Verbündeter mehr.«

Es bestand jedoch eine Trennung zwischen denjenigen Gruppen, die sich später zur französischen Sektion der Vierten Internationale vereinigen sollten und der "Union Communiste Internationaliste" (der Vorgängerin der heutigen "Lutte ouvrière"). Die ersteren glaubten, daß der nationale Kampf auch einen bestimmten fortschrittlichen Inhalt habe - daß die Revolutionäre »den Nationalismus der Waschfrau dem des Bourgeois« entgegensetzen sollten. Die letzteren argumentierten, daß Frankreich, obwohl es okkupiert war, eine imperialistische Macht bliebe, daß de Gaulle und die Vichy-Regierung sich gleichermaßen der Aufrechterhaltung der französischen imperialistischen Interessen verschrieben hätten und daß deshalb alle nationalistischen Parolen zurückgewiesen werden müßten.�

Aber trotz des Nationalismus der KP gibt es keinen Zweifel an der Tatsache, daß ihre Militanten im Widerstandskampf enormen Mut und Selbstaufopferung bewiesen. Die Partei dürfte nicht weniger als 60.000 Kämpfer verloren haben. Ihre Führer im Widerstand waren oft Männer von unabhängigem Geist und persönlichem Mut. Charles Tillon, der Führer der FTP, war ein Veteran der Meuterei im Schwarzen Meer und hatte fünf Jahre Zwangsarbeit hinter sich.

Die KP konnte, als Ergebnis der Rolle, die sie in der Résistance gespielt hatte, ihre Verwurzelung in den Massen aus der Zeit der Volksfront konsolidieren und bedeutend erweitern. Natürlich darf man nicht dem Mythos aufsitzen, daß die Résistance die Unterstützung der breiten Mehrheit der französischen Bevölkerung hatte. Wenn auch viele der KP beitraten, weil sie den militantesten Flügel der Résistance darstellte, so traten viele andere ein, weil sie vorhersahen, daß die KP im Nachkriegsfrankreich entweder die Macht übernehmen oder zumindest eine einflußreiche Rolle spielen würde und ihnen so helfen könnte, Karriere zu machen.

Einen bedeutenden Fortschritt machte die Partei in der Industriearbeiterschaft. Während des Krieges und kurz danach gewann sie die Mehrheit in der wiederaufgebauten CGT, die alle gewerkschaftlich organisierten Franzosen mit Ausnahme der katholischen Gewerkschaftler vereinigte. In der Schlußphase der Okkupation war die KP in der Lage, sehr große Teile der Arbeiterklasse zu mobilisieren, z.B. in den Massendemonstrationen, zu denen militante Gewerkschaftler der KP in Paris am 14. Juli 1944 aufriefen. Aber rein quantitativ erzielte die Partei ihre größten Gewinne nicht unter den Industriearbeitern, sondern auf dem Land. Dies wird deutlich, wenn man die Mitgliedschaft und Struktur der Partei vor und nach dem Krieg vergleicht:

�INHALT "" \l 3�Mitgliedschaft



	Industriegebiete	Halbindustrielle Gebiete	 Landwirtschaftliche Gebiete

1937 	144.383	93.926	54. 392

1944 	153.000	120.634	97.843

1945 	222.323	202.018	192.014

	Parteizellen	Arbeitsplatz	Wohngebiet

1937		041	8.951

1944		 3.917	14.888

1945		6.927	21.226

1946		8.363	27.980

Quelle: M. Duverger, Political Parties, London 1959, S. 32-34.

Dieses massive Wachstum in den ländlichen Gebieten kann zwei Ursachen zugeschrieben werden: Zum einen der weit zurückreichenden radikalen Tradition in vielen Teilen des ländlichen Frankreich; der Hauptzuwachs der neuen KP-Mitglieder und Wähler kam aus der Radikalen Partei und nicht aus der Sozialistischen Partei. Zum andern den unermüdlichen, wenngleich opportunistischen Anstrengungen der Partei, jedes Problem, das für das Alltagsleben der Bauern von Belang war, aufzugreifen, z.B. Preiskampagnen u.ä. zu veranstalten. Während dieser Periode gelang es der KP auch, eine bedeutende Gruppe von Intellektuellen anzuziehen, welche ihr Ansehen beträchtlich aufbesserten.

Die Politik der Partei während der Okkupation war im wesentlichen eine Fortsetzung der Volksfrontlinie mit eher noch größeren Zugeständnissen an den Nationalismus. Und die Früchte, die die Volksfront der Partei in den 30er Jahren eingebracht hatte, reiften nun in noch größerer Zahl. Die KP hatte ihren Einfluß auf jeden Sektor des nationalen Lebens ausgedehnt, und es würde keiner politischen Kraft in der Nachkriegsperiode möglich sein, sie zu ignorieren. Aber die sich festigende Herrschaft der Partei über die Arbeiterbewegung stellte auch sicher, daß es, für den Augenblick zumindest, keine Möglichkeit zur unabhängigen Aktion der Arbeiterklasse ohne die KP, geschweige denn gegen sie gab.

Frankreich war zwar eines der Länder, in denen die KP am meisten wuchs, aber die Entwicklung verlief in allen Gebieten Europas unter deutscher Besetzung ähnlich. Vor dem Juni 1941 waren die KPs überall schwach und kompromittiert. Nach dem Juni 1941 nahmen sie jede Gelegenheit wahr, die Führung in den Widerstandsbewegungen zu übernehmen.

�INHALT "" \l 3�Griechenland

In Griechenland z.B., wo die KP eine bedeutende Rolle beim Aufbau der Nationalen Befreiungsfront (EAM) und der Volksbefreiungsarmee (ELAS) gespielt hatte, war sie tief im nationalen Leben verwurzelt. Ein britischer Tory, C.M. Woodhouse, der als Agent in Griechenland arbeitete, zollte der EAM folgenden Tribut: »Nachdem sie fast das ganze Land, mit Ausnahme der Hauptnachschublinien der Deutschen, unter ihre Kontrolle gebracht hatten, gaben sie ihm Dinge, die es nie zuvor gekannt hatte. Die Nachrichtenverbindung in den Bergen durch Funk und Telefon war niemals, weder vorher noch nachher, so gut, sogar Autostraßen wurden von der EAM-ELAS ausgebessert und benutzt... die Segnungen von Zivilisation und Kultur sickerten erstmals in die Bergwelt ein. Schulen, örtliche Verwaltung, Gerichtshöfe und öffentliche Dienste, die der Krieg außer Funktion gesetzt hatte, arbeiteten wieder. Theater, Fabriken, parlamentarische Versammlungen entstanden zum ersten Mal. Ein Gemeindeleben wurde organisiert an Stelle des traditionellen Individualismus der griechischen Bauern. Ihre Kinder wurden in die EPON (Jugendorganisation) gesteckt, ihre Notgroschen für Notstandsarbeiten und ihre Boote für die Marine der Nationalen Befreiungsfront (ELAN) beschlagnahmt.�

�INHALT "" \l 3�Wachstum der KPs

Als der Krieg sich seinem Ende näherte, begann die Arbeiterklasse wieder selbständig zu handeln. Im März 1943 markierte ein Streik in der Fiat-Mirafiori-Fabrik in Turin die erste größere Herausforderung der Arbeiterklasse an die faschistischen Achsenmächte.

Im Sommer 1944 erschütterte ein Generalstreik das besetzte Dänemark und erreichte größere Zugeständnisse.

Aber die Kommunisten, welche eine führende Rolle in solchen Kämpfen spielten, kämpften auf einer nationalistischen Basis und orientierten sich nicht eindeutig genug an den Interessen der Arbeiterklasse. Togliatti sprach in einer Sendung von Radio Moskau davon, daß alle Klassen in Italien dieselben Interessen hätten:

»Vom Sturz Hitlers haben wir Italiener alles zu gewinnen. Und versteht mich richtig: Italiener aus allen sozialen Schichten! Zumindest denken jene Industriellen so, die ihr Geschäft durch den brutalen Wettbewerb ruiniert sehen. Die Geschäftsleute, denen heute durch die Herrschaft der deutschen Eindringlinge alle europäischen Märkte verschlossen sind, denken so. Die Katholiken, die im deutschen Faschismus den Feind ihrer Tradition und ihres Ideals der Brüderlichkeit sehen, denken so. Jede italienische Mutter, der Mann und Söhne weggenommen und unter der Hakenkreuzfahne in den Tod geschickt werden, denkt so. Das Volk, für das der Krieg Mühsal, Entbehrung und Hunger bedeutet, denkt so. Alle Italiener, die danach streben, ein freies Volk zu sein, denken so.«�

Fast überall ergab sich ein Bild massiven Wachstums. In Österreich wuchs die KP von 16.000 Mitgliedern im Jahr 1935 auf 150 000 im Jahr 1948, in der Tschechoslowakei von 60.000 Mitgliedern 1935 auf mehr als 1.000.000 1946. In Finnland stieg der Stimmenanteil der KP zwischen 1930 und 1945 von 1,0 auf 23,5%, und in Italien wuchs die Mitgliedschaft auf 402.000 im Jahr 1944 und auf mehr als 2.000.000 bis Ende 1946. Die belgische KP verzehnfachte ihre Mitgliederzahl zwischen 1939 und 1946, während die KPs in Dänemark, Holland und Norwegen ihre Vorkriegsstimmenzahl um das Drei- bis Zwölffache steigerten.�

�INHALT "" \l 3�Großbritannien

In Großbritannien, wo es die KP nicht mit einer faschistischen Okkupation zu tun hatte, war die Linie im wesentlichen die gleiche. Ab Juni 1941 wurde Churchills Koalitionsregierung vorbehaltlos unterstützt. Die Parteizeitschrift 'World News and Views' brachte eine regelmäßige Leserspalte mit dem Titel "Unsere nationalen Traditionen", in der sich ein Leser über den Gebrauch von Fremdworten wie "Comrade" (Genosse) beklagte und ein anderer in der KP die Erbin von "Königin Elisabeth und ihren Piraten" sah. Die KP profitierte von dem wachsenden Mißtrauen gegenüber der Koalitionsregierung und auch von der starken Welle prosowjetischer Stimmung. Die Zahl der Parteimitglieder stieg sprunghaft auf 56.000 im Jahr 1942 und lag 1945 immer noch bei über 45.000, verglichen mit 12.000 im Juni 1941. Zu diesem Wachstum trug eine offenere und weniger diskriminierende Einstellung gegenüber Neumitgliedern bei.

Die britische Partei erreichte niemals die Massenbasis ihrer französischen und italienischen Bruderparteien, aber sie spielte eine bedeutende Rolle in der Industrie. Vor dem Juni 1941 hatte die Partei mit Hilfe einer Front operiert, die sich "Volkskongreß" nannte und deren Ziele u.a. eine "Volksregierung" und ein "Volksfrieden" waren. Nach dem Juni 1941 ließ der "Kongreß" diese Ziele fallen und konzentrierte sich darauf, die Zusammenarbeit in der Industrie zu fördern, besonders in gemeinsamen "Produktionskomitees". Er veröffentlichte eine Broschüre von Jack Owen mit dem Titel "Die Fabrikfront", die von D.N. Pritt, einem Anhänger des "Kongresses", folgendermaßen zusammengefaßt wird: »Die Hauptthese war, daß, solange die Arbeiter bei der Fabrikorganisation ihre Hand im Spiel hatten und bei allen Produktionsfragen beteiligt wurden, die Erhöhung des Arbeitstempos für die Sache des Fortschritts nutzbar gemacht werden konnte.«�

In der Industrie wandten sich die Kommunisten gegen alle Streiks; sie führten Kampagnen gegen den Absentismus (Abwesenheit vom Arbeitsplatz) durch und stellten sich in den Kohlegruben sogar gegen Arbeitsniederlegungen nach tödlichen Unfällen. Sie sprachen sich darüber hinaus für Produktionssteigerung aus. All das half der KP bis zu einem gewissen Grad, aus der Isolation auszubrechen, in die sie bis dahin durch die Existenz einer sozialdemokratischen Massenpartei, der Labour Party hineingezwungen war. Am 24. Mal 1943 rief das Zentralkomitee dazu auf, die Kampagne für eine enge Verbindung der KP mit der Labour Party zu intensivieren. Aber noch wichtiger war, daß der Gewerkschaftskongreß von Southport 1943 das "schwarze Rundschreiben" zurücknahm, das die Gewerkschaften drängte, Kommunisten von allen Ämtern auszuschließen. Dieser Akt der Dankbarkeit für die in den "gemeinsamen Produktionskomitees" erwiesenen Dienste half der Partei, ihren Einfluß in der britischen Arbeiterbewegung bedeutend zu erweitern.







�INHALT "" \l 3�Die koloniale Welt

Der skandalöseste Aspekt der Politik der internationalen kommunistischen Bewegung während des Krieges war ihre Haltung gegenüber den Völkern der kolonialen und unterentwickelten Länder. In Europa kämpften die Kommunisten wenigstens, um faschistische Regimes zu stürzen, aber man kann kaum behaupten, daß der Sieg der Alliierten den kolonialen Völkern in irgendeiner Weise nützte. Im Gegenteil. England war die größte Kolonialmacht, und auch die Vereinigten Staaten streckten ihre wirtschaftlichen Fangarme zunehmend in der ganzen unterentwickelten Welt aus. Churchill erklärte im September 1941, daß die "Atlantische Charta" (die er selbst und Roosevelt im Monat zuvor unterzeichnet hatten und die allen Völkern Selbstbestimmung versprach) auf Indien keine Anwendung finden sollte,� und 1945 führte er in Jalta aus, daß sie für das Britische lmperium überhaupt nicht gelte.

Wo die KPs in der kolonialen Welt erstarkten, da geschah es eher aufgrund ihrer Unterstützung der Kriegsanstrengung der jeweiligen Regierungen als aufgrund ihres Kampfes gegen den Imperialismus. Die indische KP gab an, ihre Mitgliederzahl in der ersten Hälfte des Jahres 1943 vervierfacht zu haben, aber ihre Hauptaktivitäten waren Produktionskonferenzen in den industriellen Zentren und eine Kampagne für den verstärkten Anbau von Nahrungsmitteln. In der Zeit nach dem Verbot des nationalistischen Kongresses war die KP tatsächlich die einzige Kraft, die den Engländern bei der Organisierung der indischen Arbeiter helfen konnte. Die KPs in der kolonialen Weit versäumten nicht nur die Gelegenheit, den Krieg in Europa zur Entfaltung des antiimperialistischen Kampfes zu nutzen; die Illusionen, die durch ihre Strategie in dieser Zeit erzeugt wurden, behinderten auch das Erstarken der Befreiungsbewegungen noch lange, nachdem der Krieg vorbei war.

�INHALT "" \l 2�2. Die stalinistisch/kapitalistische Aufteilung der Welt nach 1945

Der zweite Weltkrieg ging zu Ende mit Banketten für die Regierenden der Großmächte und mit dem Sterben Tausender, die Opfer der Experimente mit neuen Waffen waren.

Im April 1945 schrieb Winston Churchill an Stalin:

»Es ist nicht sehr angenehm, sich eine Zukunft vorzustellen, wo Sie und die Länder, die Sie beherrschen, plus die kommunistischen Parteien in vielen anderen Staaten alle auf der einen Seite aufmarschiert sind, und auf der anderen diejenigen, die sich um die englisch sprechenden Nationen und ihre Verbündeten und Herrschaftsgebiete geschart haben. Es liegt wohl auf der Hand, daß ein Streit zwischen diesen beiden Blöcken die Welt in Stücke reißen würde und daß wir führenden Männer auf beiden Seiten, die wir irgend etwas damit zu tun haben, alle schandbefleckt vor der Geschichte dastünden.«�

Hinter dem glatten Stil ist unschwer die Furcht zu spüren, was passieren könnte, wenn die Geschichte "uns führenden Männern" aus den Händen glitte. Churchill zeigt eine große Portion kumpelhafter Übereinstimmung mit Stalin. Er beschreibt eine Episode ihrer Zusammenarbeit im Oktober 1944 so:

»Ich schrieb auf ein halbes Blatt Papier: Rumänien: Rußland 90% - die anderen 10%, Griechenland: Großbritannien (in Abstimmung mit den USA) 90% - Rußland 10%, Jugoslawien 50-50%, Ungarn: 50-50%, Bulgarien: Rußland 75% - die anderen 25%. Ich schob es zu Stalin hinüber, der bis dahin der Übersetzung einer Rede zugehört hatte. Es entstand eine kleine Pause. Dann nahm er seinen blauen Federhalter, machte einen großen Haken darunter und reichte es mir zurück. Die ganze Angelegenheit dauerte nicht länger, als man braucht, um sie aufzuschreiben.«�

Die Bedeutung dieses Vorgangs liegt nicht darin, daß das genau die "Einflußsphären" waren, auf die man sich bei Kriegsende auf den Konferenzen in Jalta auf der Krim (Januar 1945) und in Potsdam (Juli 1945) später einigte, sondern daß an ihm der Geist deutlich wird, in dem diese Abkommen geschlossen wurden.

Die Vereinigten Staaten wollten ihren ökonomischen und politischen Einfluß festigen ihnen, besonders in Westeuropa und Fernost. Sie verfügten über einen entscheidenden Trumpf - die Atombombe. Diese wurde nicht um eines militärischen Vorteils willen gegen die japanischen Städte Hiroshima und Nagasaki eingesetzt, sondern aus rein politischen Gründen. Tatsächlich berichtete der Kriegsminister Stimson dem US-Präsidenten Truman am 6. Juni 1945: »Ich fürchtete ein wenig, daß die Luftwaffe Japan so gründlich zerbombt hätte, ehe wir fertig waren, daß die neue Waffe keinen angemessenen Hintergrund mehr haben würde, um ihre Durchschlagskraft zu zeigen .«�

Er hätte sich nicht zu sorgen brauchen. Im August wurden A-Bomben "erfolgreich" angewandt. Am 10. August 1945 tadelte die italienische KP-Zeitung 'Unità' streng alle diejenigen, die der Ansicht waren, massenhafte Bombardierungen der Bevölkerung könnten nicht im wohlverstandenen Interesse des Proletariats liegen:

»Die Nachricht, daß von der amerikanischen Luftwaffe eine Atombombe abgeworfen worden ist, hat in der ganzen Weit einen enormen Eindruck gemacht und ist von allen Seiten mit dem Gefühl der Panik aufgenommen und verurteilt worden. Dies zeigt, wie uns scheint, eine merkwürdige psychologische Perversion und eine doktrinäre Fixierung an eine Art abstrakten Humanismus. Diejenigen, die heute Mitleid mit dem Schicksal Japans empfinden, bedenken nicht, daß der Abwurf der schrecklichen Vernichtungswaffe dem bitteren Krieg, der im fernen Osten ausgetragen wird, ein sofortiges Ende gesetzt hat.«

Stalin seinerseits hatte klare Ziele. Er wollte den Balkan fest in seiner Einflußsphäre halten, und er wollte massive Reparationen für die kolossalen Kriegsschäden, die die Sowjetunion erlitten hatte. Die Sowjetunion hatte ursprünglich erwogen zu fordern, daß zehn Millionen deutsche Arbeiter für den Wiederaufbau nach Rußland geschickt und 80% der deutschen Industrie demontiert würden. Diese Forderungen wurden zwar zurückgenommen, doch mußten Deutschland, Rumänien und Ungarn massive Reparationen leisten.�

Um seinen Willen in Osteuropa zu bekommen, war Stalin bereit, in den Verhandlungen freundlich und verbindlich zu sein. Vor allem war Stalin in der Lage, den bremsenden Einfluß der kommunistischen Parteien in den Ländern außerhalb seiner "Einflußsphäre" zu kontrollieren, obwohl er sich dazu natürlich nicht formell verpflichtete.

�INHALT "" \l 3�Die Befreiung Frankreichs

Zwischen Juni und November 1944 wurde Frankreich von der deutschen Okkupation befreit. An den Kämpfen waren nicht nur die Alliierten Armeen, sondern auch große Teile des französischen Volkes beteiligt. Erhebungen in verschiedenen Industriestädten zeigten die Entschlossenheit der Arbeiterklasse, bei der Niederwerfung des Faschismus eine Rolle zu spielen. Ein Streik der Eisenbahnarbeiter im August legte das Land lahm und förderte die Massenmobilisierung gegen die Besatzungsmacht. Wo die Deutschen hinausgeworfen wurden, nahmen die Leute die Macht in ihre eigenen Hände. Es wurden Befreiungskomitees gebildet, die die effektive Kontrolle der Gemeinden übernahmen. In Marseille begannen die örtlichen Behörden mit einem Programm regionaler Nationalisierungen, ohne Paris auch nur zu fragen. Volksgerichte wurden gebildet und begannen, Recht zu sprechen; besonders die Résistance war nicht willens, auf eine formale Prozedur zu warten, um Kollaborateure abzuurteilen. Mindestens 11.000 Menschen wurden erschossen, möglicherweise weit mehr.

Die Volksaktion war konfus und bruchstückhaft, und da eine revolutionäre Führung fehlte, blieb sie das auch. Eine revolutionäre Organisation mit einem klaren Programm hätte die Entwicklung von Organen der Arbeiterdemokratie fördern und den Weg für einen Griff nach der Staatsmacht bereiten können.

Die KP spielte diese Rolle bei weitem nicht. Stattdessen trat sie in die von de Gaulle gebildete Regierung ein. Das war noch nicht einmal Taktik, im Gegenteil, alles wurde der bürokratischen Logik der Teilhabe untergeordnet. Nach einem langen Kampf mit de Gaulle vor der Befreiung hatte die KP akzeptiert, daß er, und nicht die Partei, die KP-Minister auswählen sollte. Die Mitglieder der Partei wurden nicht einmal gefragt, ob man sich an der Regierung beteiligen solle. Die Hauptstrategie der KP bestand darin, zu einer Zusammenarbeit mit der Sozialistischen Partei zu kommen und zu verhindern, daß die Sozialistische Partei sich mit der anderen Hauptpartei, der MRP (Christdemokraten) verbündete. Jetzt fanden, eher als in den dunklen Tagen der Okkupation, die wirklichen Mitgliedergewinne statt. Reichlich viel Opportunisten strömten in die Partei.

Niemand in der KP-Führung scheint in dieser Zeit für einen Versuch, die Macht zu ergreifen, eingetreten zu sein. (André Marty sollte dessen beschuldigt werden, bestritt das jedoch heftig). Aber einige Mitglieder der Führung - namentlich Tillon und Lecoeur, die äußerst aktiv im Widerstand gekämpft hatten - waren unglücklich über die Strategie, die Maurice Thorez verfolgte, der im November 1944 nach Paris zurückgekehrt war. Sie schloß nicht nur die Teilnahme an de Gaulles Regierung ein, sondern auch die Auflösung der patriotischen Miliz und das Beharren darauf, daß die Befreiungskomitees nicht die Autorität der Regierung untergraben durften.� Thorez' Politik war zusammengefaßt in der Parole: "Ein Staat, eine Armee, eine Polizeimacht". Er war von einer wirklich internationalistischen Strategie so weit entfernt, daß er für den Einsatz deutscher Zwangsarbeiter in Frankreich plädierte, die beim Wiederaufbau helfen sollten.�

Vor allem sah die KP ihre Rolle darin, beim Wiederaufbau der französischen Wirtschaft durch Ankurbelung der Produktion mitzuhelfen. Der starke Einfluß von KP-Mitgliedern in der wichtigsten Gewerkschaft, der CGT, half dabei. Die Art und Weise, wie die KP an die Sache heranging, verdeutlichen einige Auszüge aus einer Rede, die Thorez vor Bergarbeitern in Waziers im Juli 1945 hielt:

»Es ist richtig, daß nur wir, die Kommunisten, genügend Autorität hatten, um die Streiks im Juni 1936 zu beenden, und daß nur wir vor fünf Monaten genügend Autorität hatten, um zu sagen: Wir müssen aufhören, mit dem Bürgerkrieg zu spielen, und wir dürfen keine Provokationen gegen die Arbeiterklasse und unser Land zulassen.«

»Übrigens ist es nicht wahr, daß die Bergarbeiter ihre Arbeit nicht lieben. Ihr wißt, daß ich aus einer Bergarbeiterfamilie komme... Alte Bergarbeiter lieben ihre Arbeit wie Matrosen die See.«

»Ich möchte auf die Frage des Absentismus zurückkommen. Es werden viele Gründe und Vorwände für die Abwesenheit (vom Arbeitsplatz, d.Ü.) gegeben. Ich muß sagen, liebe Genossen, daß ich von den Gründen, die zur Rechtfertigung der Abwesenheit gegeben werden, nicht völlig überzeugt bin.«

»Ich will Euch sagen, liebe Genossen, daß im Loire-Becken im Winter dieselbe Frage auftauchte, als dort die Grippe grassierte und die Nahrungsmittel knapp waren. Die Gewerkschaft holte die Delegierten des Wohlfahrtsfonds zusammen und sagte ihnen: "Prüft die ärztlichen Atteste und diskutiert mit den Ärzten", und man sagte ihnen: Diese Ärzte sind zum größten Teil nicht eure Freunde. Sie geben die Atteste zu leicht. Sie, die lange Feinde der Arbeiterklasse und der Nationalisierung gewesen sind, geben leicht Atteste, sie ermutigen die Desorganisation.«

»Man erzählte mir neulich, daß in der Grube von Escarpelle 15 Jungen baten, um 6 Uhr Schluß machen und tanzen gehen zu dürfen. Das ist unzulässig.«�

Natürlich sah sich Frankreich einer ökonomischen Krise gegenüber, es litt Hunger, Brennstoff war knapp. Die beste Lösung wäre gewesen, den Enthusiasmus und die Initiative der Arbeiterklasse zu mobilisieren durch Errichtung der Arbeiterkontrolle über die Produktion, die sie von Entfremdung und Arbeitsdisziplin befreit hätte. Aber dies war nicht das Spiel, das Thorez spielte; seine Hauptsorge war die Politik der internationalen Aufteilung.

�INHALT "" \l 3�Italien

In Italien war die Situation ähnlich. Zwanzig Jahre faschistischen Herrschaft hatten den Mut der Arbeiter in den großen Städten des Nordens, in Turin und Mailand, nicht gebrochen. Sie standen immer noch in der Tradition der großen Fabrikbesetzungen von 1920.

Am 24. April 1945 revoltierten in Mailand nach einer Serie von Streiks 60.000 Arbeiter und bildeten Arbeiterräte zur Leitung der Fabriken. Auch in Turin übernahmen sie die Macht. In kurzer Zeit wurden 20.000 Faschisten und Kollaborateure erschossen. Auch hier schien die Machtergreifung der Arbeiterklasse auf der Tagesordnung zu stehen. Im Juli 1943 war Mussolini durch eine Palastrevolte gestürzt und durch Marschall Badoglio ersetzt worden. Im September schloß Badoglios Regierung, die nur einen Teil Süditaliens kontrollierte, während der Rest in deutscher Hand blieb, einen Waffenstillstand mit den Westmächten. Badoglio hatte 1935 den blutigen Überfall auf Äthiopien geleitet und prahlte stolz, gemeinsam mit Pétain einer der drei ältesten Marschälle in Europa zu sein. Politisch repräsentierte er genau dasselbe wie Mussolinis Faschismus; seine Machtübernahme war einfach eine Anpassung an das veränderte Gleichgewicht der Kräfte in Europa. Im März 1944, als das Abkommen über die "Einflußsphären" noch unvollständig war, erkannte die sowjetische Regierung das Badoglio-Regime an. Im folgenden Monat kehrte der KP-Führer Togliatti nach Italien zurück. Er stimmte Badoglio zu, daß vor Kriegsende keine Notwendigkeit bestand, die Abschaffung der Monarchie zu diskutieren, und erklärte, daß die KP dann in die Regierung eintreten würde. Die Italienische Sozialistische Partei bezog in mancher Hinsicht eine radikalere Position als die Kommunisten und verschrieb sich Land- und ökonomischen Reformen. Aber sie war nicht imstande, der großen und besser organisierten KP den Rang abzulaufen. Togliatti half dem italienischen Regime, den Sturm zu meistern, arbeitete bei der Entwaffnung der Partisanen mit den alliierten Autoritäten zusammen und enthielt sich jedes Aufrufs zur außerparlamentarischen Aktion.

�INHALT "" \l 3�Griechenland

In Griechenland waren die Auseinandersetzungen sehr viel heftiger. Die KP hatte einen dominierenden Einfluß in der EAM (Nationale Befreiungsfront), über die ein zeitgenössischer Beobachter schreibt: »Zur Zeit der Befreiung zählte die EAM ungefähr zwei Millionen Mitglieder bei einer Gesamtbevölkerung von über sieben Millionen... Nichts schien sich ihr in den Weg stellen zu können.«�

Die KP hatte eine solide Basis in der Arbeiterklasse, deren größter Teil Opfer einer katastrophalen Arbeitslosigkeit war. Mit der Niederlage der Naziarmee flackerten scharfe Kämpfe auf. Am 3. November 1944 berichtete die Londoner 'Evening News' zum Beispiel, daß in Athen zweitausend Textilarbeiter ihre Fabrik übernommen und ein "Verwaltungskomitee" ernannt hätten.

Churchill und Stalin hatten sich schon geeinigt, daß Griechenland in die englische Einflußsphäre fallen sollte, aber Churchill ging keine Risiken ein. Als die Deutschen abzogen, marschierten britische Truppen in Griechenland ein, und am 2. Dezember befahl der kommandierende britische General Scobie, die EAM zu entwaffnen. Ein brutaler Krieg folgte, der bis zum Februar des folgenden Jahres dauerte.

Churchill war peinlich bemüht, sich nicht mit Stalin anzulegen, und kommentiert in seinen Memoiren, daß »Stalin sich strikt und buchstäblich an unser Abkommen vom Oktober hielt. In all den langen Wochen des Kampfes gegen die Kommunisten in den Straßen von Athen kam kein einziges vorwurfsvolles Wort von der 'Prawda' oder 'Isvestia'.«� Im Gegensatz zur französischen und italienischen KP kämpfte die griechische Partei; sie mußte es, wenn sie überleben wollte. Aber sie hatte sich nicht auf die Machtübernahme vorbereitet. Im August 1943 hatte der KP-Sekretär Siantos erklärt, daß »Griechenland zu einer Region Europas gehört, für die die Briten alle Verantwortung übernehmen«,� und noch im gleichen Jahr hatte die KP gemeinsam mit anderen Parteien Pläne für eine Regierung unter Erzbischof Damaskinos unterstützt. Das Parteimanifest vom 20. Oktober 1944 erklärte:

»Es ist jedermanns erste nationale Pflicht, Ordnung und ein reibungsloses politisches Leben im Land sicherzustellen. Hütet euch, das Gesetz in die eigenen Hände zu nehmen, da die Bestrafung der Kollaborateure und anderer Verbrecher in den Händen der Vereinten Nationalen Regierung bleibt.«�

Unter den sechs EAM-Ministern in der Regierung der Nationalen Einheit waren Kommunisten gewesen, und erst angesichts von Scobies Entwaffnungsultimatum traten sie zurück.

Der Krieg wurde mit einem am 12. Februar 1945 unterzeichneten Abkommen beendet (also zur selben Zeit wie die Konferenz von Jalta). Eine Amnestie für die Widerstandskämpfer schloß die gewöhnlichen Gesetzesübertretungen nicht ein; de facto bedeutete das, daß die Führung sicher war, die einfachen Mitglieder aber weiterhin der Verfolgung ausgesetzt blieben. Einzige Fraktionen der KP einschließlich einiger ihrer hervorragendsten Widerstandskämpfer, wie Aris Veloukhiotis, waren nicht willens, dies hinzunehmen. Der Guerillakampf wurde wieder aufgenommen. Aber die KP machte kurzen Prozeß mit ihrer Opposition; im Juni 1945 wurde Veloukhiotis als angeblicher ehemaliger Agent von Metaxas (dem faschistischen Vorkriegsdiktator) aus der Partei ausgeschlossen. Dies spielte dem rechtsradikalen Terror, der nun wütete, in die Hände, und kurz darauf konnten rechtsextremistische Soldaten das aufgespießte Haupt von Veloukhiotis vorzeigen. Trotz der Zugeständnisse der KP waren künftige Konflikte unvermeidlich.

�INHALT "" \l 3�Deutschland

Nach zwölf Jahren Naziherrschaft war die deutsche Kommunistische Partei enorm geschwächt; und sogar diejenigen ihrer Führer, die in die Sowjetunion geflohen waren, waren dort nicht sicher gewesen, denn während der Zeit des Hitler-Stalin-Paktes waren viele an die Gestapo ausgeliefert worden.

Nichtsdestoweniger trafen die vorrückenden russischen und westlichen Armeen, als das Hitlerregime im Frühjahr 1945 zusammenbrach, auf örtliche Komitees, in denen die Kommunisten oft eine führende Rolle spielten. Die englischen und amerikanischen Truppen lösten die Komitees kurzerhand auf; die Russen gingen vorsichtiger vor. Aber Walter Ulbricht, der Führer der deutschen Kommunisten, ordnete bald die Auflösung spontan gebildeter Gruppen an.

Die KP gab ein Programm heraus, das den Namen Marx nicht erwähnte, und wies ihre Mitglieder nachdrücklich an, das Absingen der Internationale zu unterlassen und keine "sektiererschen" Phrasen zu benutzen. Die Russen wollten sicher gehen, daß ihnen keine Initiative von örtlichen Kommunisten bei der großen Aufteilung, die mit dem Westen arrangiert wurde, in die Quere kam.�

�INHALT "" \l 3�Großbritannien

In Großbritannien war die KP, deren Mitgliederzahl seit dem Stand von 1942 bereits wieder zu sinken begonnen hatte, weder in der Lage, einen revolutionären Anschlag auf die Staatsmacht durchzuführen, noch ihn aufzuhalten. Für die Russen war die britische KP ein unbedeutender Faktor. Dennoch stutzte die Parteiführung ihre Politik so zurecht, daß sie sich demselben Muster anpaßte, das anderswo in Europa aufoktroyiert wurde. Ihre Perspektive war ausgerichtet auf eine Art breiter Koalition mit kommunistischer Beteiligung, die sich auch in verschiedenen anderen europäischen Ländern durchgesetzt hatte.

Im Wahlkampf vom Juli 1945 machte die KP den Fehler, zum einen die anschwellende Flut der pro-Labour-Stimmung zu unterschätzen, zum anderen ihre eigene Bedeutung zu überschätzen. Ihre Hauptparole war die Forderung nach einer "Mehrheit der Labour Party und der fortschrittlichen Kräfte." Sie hoffte, daß die Labour Party in einer Reihe von Wahlkreisen verzichten und Kommunisten wählen lassen würde, von denen dann einige ein Ministeramt anstreben könnten. Das Etikett "fortschrittlich" wurde niemals auf jene linksradikalen Kräfte ausgedehnt, die dem Krieg kritisch gegenübergestanden hatten, aber es wurde bald weit genug gefaßt, um die Tories einzuschließen. Im März 1945 hatte Churchill, der seine Niederlage kommen sah, der Labour Partei eine Nachkriegskoalition vorgeschlagen. Am 20. März brachte der 'Daily Worker' eine Erklärung der Parteiexekutive unter der Überschrift "Eine nationale All-Parteien-Regierung ist nach der Wahl unbedingt erforderlich". Eine Broschüre des Londoner Bezirkskomitees im April ging darauf mit folgenden Worten ein:

»Die Labour-Partei sollte dann eine neue Nationale Regierung bilden und andere, schließlich Tories wie Churchill und Eden, einladen, sich an ihr zu beteiligen.«

Die Führer der Labour Party waren gewitzter, erfaßten die Situation besser und wiesen die Annäherungsversuche sowohl der Tories wie der KP zurück. Sie wurden mit einer nie dagewesenen Mehrheit gewählt, während die KP nur zwei Sitze ergatterte.

Fünf Tage nachdem das Wahlergebnis bekanntgegeben worden war, schickte die Labour-Regierung Truppen in den Londoner Hafen, um einen Bummelstreik der Hafenarbeiter zu zerschlagen. Am nächsten Tag, dem 1. August, widmete der 'Daily Worker' eine Viertelspalte seiner sechsspaltigen Titelseite einem ideologisch neutralen Bericht "Truppen übernehmen die Verantwortung im Londoner Hafen". Die KP war, trotz der ernüchternden Erfahrung der Wahl, noch nicht willens, den Waffenstillstand zwischen den Klassen aufzukündigen.

�INHALT "" \l 3�Osteuropa

In Stalins "Einflußsphäre" waren die Widerstandsbewegungen allgemein viel schwächer. Die große Ausnahme bildete Jugoslawien, wo Titos Partisanen die Macht ohne Unterstützung der Roten Armee übernahmen. Tatsächlich hatten die Partisanen 1943 ein Telegramm mit folgendem Wortlaut an Stalin geschickt: »Wenn Sie uns schon keine Hilfe schicken können, dann behindern Sie uns wenigstens nicht.«�

Titos Partisanen führten einen tapferen und verwegenen Guerillakampf im günstigen Gelände der jugoslawischen Berge. Aber gerade weil sie in diesem Gebiet kämpften, war ihre Basis überwiegend bäuerlich. Und ihr Programm war im Grunde konservativ. Im November 1942 nahm der antifaschistische nationale Befreiungsrat ein Programm an, das die »Unverletzlichkeit des Privateigentums und die Öffnung aller Möglichkeiten für die Privatinitiative in Industrie, Handel und Landwirtschaft« einschloß.

Titos wirkliche Stärke war sein Nationalismus; er wollte das Fundament für eine Föderation all der verschiedenen Völker Jugoslawiens legen. Entgegen dem sowjetischen Rat bildete Tito eine Provisorische Regierung, die die Monarchie ablöste und übernahm bei Kriegsende die Macht.

Im übrigen Osteuropa - mit Ausnahme von Polen vielleicht - kann man kaum von revolutionären Entwicklungen sprechen. Erstens deshalb nicht, weil diese Länder von größter strategischer Bedeutung für die Sowjetunion waren. Die gesellschaftliche Verfassung des jeweiligen Regimes kümmerte Stalin wenig; dem polnischen nationalistischen Führer Mikolajczyk sagte er schlicht: »Der Kommunismus ist nichts für die Polen. Sie sind zu individualistisch... Polen wird ein kapitalistischer Staat sein.«�

Zweitens waren die osteuropäischen Länder, mit Ausnahme der Tschechoslowakei, ökonomisch noch sehr zurückgeblieben. Die vorhandene Industrie wurde von ausländischem Kapital beherrscht und wies extreme Unterschiede im Entwicklungsniveau auf.

Daß es in dieser Situation wenig direkte Aktionen durch die Arbeiterklasse gab, ist nicht überraschend. In der Tschechoslowakei, dem am meisten industrialisierten Land, das in den zwanziger Jahren eine KP mit Massenbasis gehabt hatte, folgte der Befreiung durch die Rote Armee die Übernahme von Fabriken und die Schaffung von Arbeiterräten. Angesichts der Opposition der KP dagegen existierten sie jedoch nicht lange; in anderen Ländern war die Arbeiterklasse noch passiver.

Stalins Furcht vor jeder Art von spontaner Aktion trat im August 1944 deutlich zu Tage, als in Warschau ein bewaffneter Aufstand gegen die Deutschen ausbrach. Obwohl der Beschluß dazu von Exilpolen in London gefaßt wurde, stellte der Aufstand eine großartige Demonstration von Mut und Massenaktivität dar. Stalin weigerte sich nicht nur, die auf langwierige Operationen angelegten Pläne der Roten Armee zur Befreiung Warschaus zu ändern, er weigerte sich sogar, den britischen Flugzeugen die Benutzung sowjetischer Flughäfen zu gestatten, um den Aufständischen Waffen und Vorräte zu bringen. So hatten die Deutschen freie Hand, alles in Schutt und Asche zu legen und ein Blutbad anzurichten. Die Gefühllosigkeit der sowjetischen Führer kann nur damit erklärt werden, daß es ihnen darum ging, um jeden Preis die Entstehung einer Anti-Nazibewegung zu verhindern, die nicht ihrer politischen Kontrolle unterlag.

Die KP-Strategie zielte in Osteuropa, wie im Westen, auf breite Koalitionsregierungen. In Bulgarien trat die KP in eine Regierung unter der Führung von General Kimon Georgiev ein, der 1934 einen Militärputsch angeführt hatte, mit dem der Parlamentarismus abgeschafft und die Gewerkschaften illegalisiert wurden. In Rumänien trat die KP in die Regierung von General Radescu ein, wobei sie seine Bedingung, die bewaffnete Miliz aufzulösen, akzeptierte. Die KPs, bis dahin meist sehr klein, konnten nun rapide wachsen, indem sie massenhaft Funktionäre und Schieber anzogen, die Zugang zum Staatsapparat suchten. Für den Augenblick gab es kein Anzeichen dafür, daß die Kommunisten die Macht übernehmen wollten. Aber kommunistische Minister, die die Polizei und die Armee kontrollierten, bauten sich langsam Machtpositionen auf, und wenn nötig, konnten russische Truppen herbeigerufen werden.

�INHALT "" \l 3�Asien

Außerhalb Europas wurde die Aufteilung mit noch weniger Rücksicht auf die Interessen der betroffenen Völker durchgeführt. Stalins Interesse an den KPs in der unterentwickelten Welt war gering. 1944 sagte er zum amerikanischen Botschafter Harriman: »Die chinesischen Kommunisten sind keine wirklichen Kommunisten. Sie sind "Margarine Kommunisten", Trotzdem sind sie wirkliche Patrioten und wollen gegen Japan kämpfen.«� Und in einem Interview erklärte Mao Tse-tung, der chinesische KP-Führer, im Juni 1944:

»Die chinesische Kommunistische Partei hat niemals geschwankt in ihrer Politik der Unterstützung von Generalissimo Tschiang Kai-shek; der Politik der Fortsetzung der Zusammenarbeit zwischen der Kuomintang und der Kommunistischen Partei und dem ganzen Volk, und der Politik des Sieges über den japanischen lmperialismus und des Kampfes für den Aufbau eines freien, demokratischen China.«�

Dies war eine ziemlich merkwürdige Behauptung in Anbetracht der Tatsache, daß von 1927, als Tschiang die Schanghaier Kommunisten massakrierte und alle Parteimitglieder aus der Kuomintang ausschloß, bis 1937, als die Einheitsfront angesichts der japanischen Invasion wieder errichtet wurde, die Partei tatsächlich dem nationalistischen Führer ihre Unterstützung entzogen hatte. Die Leichtigkeit, mit der zehn Jahre bittere Erfahrung für die chinesische Kommunistische Partei vertuscht werden konnten, ist umwerfend.

In Indochina landeten im September 1945 britische Truppen, um den Teil, den man ihnen auf der Potsdamer Konferenz zugesprochen hatte, zu übernehmen. Sie sahen sich einem bewaffneten Aufstand gegenüber.

Die ärmeren Vorstädte fielen in die Hände der Rebellen, und viele französische Kolonialisten wurden hingerichtet. Und wenn die britischen und französischen Truppen die "Ordnung" wieder herstellen konnten, dann weitgehend wegen der Bereitschaft des KP-kontrollierten Vietminh zu verhandeln und auf Mäßigung zu dringen. Tatsächlich war die KP schon mit verschiedenen anderen Parteien an einer Koalitionsregierung beteiligt. Als besitzlose Bauern sich Land nahmen, erklärte ein KP-Führer namens Nguyen Van Tao: »Unsere Regierung ist, ich wiederhole es, eine demokratische und Mittelklassen-Regierung, auch wenn die Kommunisten jetzt an der Macht beteiligt sind.«� Die indochinesische KP löste sich im November formell auf und wurde durch eine "Gesellschaft zum Studium des Marxismus" ersetzt. Bevor das Abkommen vom 6. März 1946 unterzeichnet werden konnte, das die Rückkehr französischer Truppen und die Aufnahme Vietnams in die französische Union zuließ, mußte die KP die Führer der trotzkistischen Opposition Ta Thu Thau, Tran Van Thao und andere umbringen.

In Lateinamerika war die Geschichte ähnlich. 1943 trat Juan Marinello, der Vorsitzende der Kubanischen KP, in die Regierung Batistas ein desselben Batista, der ungefähr 16 Jahre später von Castro gestürzt werden sollte.

�INHALT "" \l 3�Die USA

Ein interessantes Streiflicht auf die Strategie des Weltkommunismus in dieser Zeit wirft eine merkwürdige Episode der Kommunistischen Partei der USA. Mit höchstens 80.000 Mitgliedern war die KPUSA natürlich überhaupt nicht in der Lage, die herrschende Ordnung in Frage zu stellen; und da die Partei immer noch das "Antistreikabkommen" der Kriegszeit unterstützte, war sie unfähig, eine führende Rolle bei der Springflut industrieller Militanz zu übernehmen, die bei Kriegsende ausbrach.

Der Führer der KPUSA, Earl Browder, verfolgte eine Linie, die dem entsprach, was überall in der Welt die Logik der Kommunistischen Strategie zu sein schien. Auf einer Versammlung der KPUSA am 21. Mai 1944 wurde die Partei aufgelöst und durch die "Kommunistische Politische Vereinigung der USA" ersetzt. Zur Vorbereitung dieser Veränderung hatte Browder dem Nationalen Komitee der KPUSA berichtet: »Im Inneren sind die organisierten Marxisten einer der festesten Stütz und Orientierungspunkte für das ganze demokratisch-fortschrittliche Lager; in den Außenbeziehungen stellen sie der Nation wesentliche Erfahrungen zur Verfügung bei den erforderlichen Verhandlungen mit Kommunisten in anderen Ländern, wie China, Jugoslawien, Italien und Frankreich, wo die Zusammenarbeit mit den Kommunisten absolut unverzichtbar ist, wenn Europa und Asien in einer Periode von relativem Frieden und Ordnung reorganisiert werden sollen.«�

Im Klartext benutzte also Browder seine internationalen Verbindungen, um irgendein Regierungsamt für sich zu fordern, das er sich aufgrund seiner Stärke im eigenen Land nie hätte einhandeln können. Aber im April intervenierte Jacques Duclos, ein führendes Mitglied der französischen KP und ein Mann, dessen Wort in der internationalen Bewegung Gewicht hatte, mit einem Artikel in den 'Cahlers du Communisme'.� Er kritisierte scharf die Liquidierung der KPUSA, und mit Hilfe dieses wertvollen Verbündeten konnte William Z. Foster die Führung der wiedererrichteten Partei übernehmen.

Im Februar 1946 wurde der unglückliche Browder aus der KPUSA ausgeschlossen. Er hatte die Rhetorik für bare Münze genommen und nicht erkannt, daß gar nicht die Absicht bestand - was für Zugeständnisse die KPs auch überall in der Welt machten - den Apparat aufzulösen. Die Zeiten konnten sich bald ändern.

�INHALT "" \l 3�War die Revolution möglich?

Die Grundfrage, der sich die Arbeiter 1944-1945 gegenübersahen, war: Existiert eine revolutionäre Situation? Kann die derzeitige Welle von Massenaktivität in eine Sozialistische Weltrevolution transformiert werden?

Die Antwort der Kommunistischen Parteien war ein unzweideutiges "nein". Selbstverständlich führten sie Stalins Politik der Aufteilung Europas durch. Aber darüber hinaus repräsentierten die Führer der KPs eine bürokratische Haltung, die der Selbsttätigkeit der Arbeiterklasse grundsätzlich mißtraute. Nach Lenin mußte auch ein Arbeiterstaat die unabhängige Gewerkschaftsorganisation der Arbeiterklasse zulassen, um ihre Rechte zu schützen, aber als die KP-Minister in bürgerliche Regierungen eintraten, bekämpften sie jede Äußerung der Selbstverteidigung der Arbeiterklasse und versuchten, die Gewerkschaften in Anhängsel der Regierung zu verwandeln.

Niemand war in der Lage, dem eine realistische Alternative entgegenzusetzen. Die revolutionäre Linke war geschwächt und isoliert aus dem Krieg hervorgegangen und nicht imstande, unabhängig einzugreifen. Hätte eine revolutionäre Führung existiert, dann hätte das Bild ganz anders aussehen können. In Griechenland, und wahrscheinlich auch in Frankreich und Italien, wäre es möglich gewesen, den bürgerlichen Staat zu stürzen. Jeder revolutionäre Akt birgt ein Risiko in sich. Kein Sieg ist im voraus garantiert! Aber jeder Akt der Selbständigkeit der Arbeiterklasse, selbst wenn er mit einer Niederlage endet, ist Teil des Prozesses, der schließlich zur Arbeitermacht führen kann. Durch ihre Politik in den Jahren 1944-45 machten die KPs klar, daß sie diesem Prozeß den Rücken zugekehrt hatten.

�INHALT "" \l 2�3. Die "Flitterwochen" zwischen Ost und West

Etwa achtzehn Monate lang, vom Herbst 1945 bis zum Frühjahr 1947, bestand ein internationales Patt. Für den Augenblick wollte weder die Sowjetunion noch die USA das Arrangement, auf das man sich in Jalta geeinigt hatte, in Frage stellen. Die Sowjetunion begann, sich von ihren schrecklichen Kriegsverlusten zu erholen, während die Vereinigten Staaten langsam ihre ökonomische Expansion nach Europa und anderswohin vorantrieben. Zwischen den kommunistischen und sozialdemokratischen Parteien hatte eine Periode tastender friedlicher Koexistenz begonnen. Die Sozialdemokraten hielten es für möglich, daß die KPs sich im sozialdemokratischen Sinn gewandelt hatten und wieder in den politischen Hauptstrom eingegliedert werden konnten; die KPs warteten unterdessen ihre Zeit ab.

Wo immer sich die Möglichkeit bot, strebten die KPs die Beteiligung an Koalitionsregierungen an. Unter den Ländern, die Anfang 1947 KP-Minister hatten, waren Österreich, Belgien, Frankreich, Island, Italien, Chile und Finnland. Das Schema - Unterstützung der Produktion und Opposition gegen Streiks - war überall ähnlich; um die Errungenschaften dieser Periode abzuschätzen, genügt es, das Ergebnis der KP-Beteiligung an der Regierung in Frankreich und Italien zu betrachten.

�INHALT "" \l 3�Frankreich

Regierungsbeteiligung in Friedenszeiten war eine neue Erfahrung für die KP (in der Volksfront von 1936 hatte sie die Regierung unterstützt, war aber nicht in sie eingetreten). Bei den allgemeinen Wahlen vom Oktober 1945 gab es nur drei Parteien, die zählten - Kommunisten, Sozialdemokraten und Christdemokraten -, da sich sowohl die traditionelle Rechte wie die Radikalen während der Okkupation diskreditiert hatten. Das neue Wahlrecht, das auf einem komplexen System proportionaler Repräsentation beruhte und nur von einem Mathematiker voll zu verstehen war, zielte sorgfältig darauf ab, die Chancen der KP zu mindern. Dennoch war sie mit mehr als fünf Millionen Stimmen und 161 Abgeordneten die erfolgreichste Partei.

Die KP und die Sozialisten hatten zusammen die absolute Mehrheit und hätten alleine regieren können. Obwohl die KP dies ursprünglich forderte, gab sie nach, als die Sozialisten auf der Beteiligung der Christdemokraten beharrten.

Im November wurde de Gaulle einstimmig zum Präsidenten gewählt. De Gaulle ging es darum, die KP zu manipulieren, um die Arbeiterklasse unter Kontrolle zu halten. Er sagte ihr unverblümt, daß er zwar bereit sei, ihr Ministerien des wirtschaftlichen Bereichs zuzugestehen, aber keinerlei Ministerien von Bedeutung für die Außenpolitik, einschließlich Polizei und Armee.

Nach einem symbolischen Kompromiß, in dem das Verteidigungsministerium in drei Teile zerlegt und neben rechten Verteidigungs- und Armeeministerien ein kommunistisches Rüstungsministerium geschaffen wurde, trat die KP in die Regierung ein. Thorez wurde einer der vier Vize-Premiers, und die KP erhielt das Wirtschafts-, Industrie- und Arbeitsministerium.

Die Haltung der Partei zu de Gaulle war immer noch zwiespältig; als er im Januar 1946 zurücktrat, brachte 'L'Humanité' einen sarkastischen Kommentar - und wurde dafür vom Parteisekretariat diszipliniert.

Die KP konnte Zugeständnisse in prinzipiellen und politischen Fragen machen, weil ihr Hauptziel der Aufbau einer eigenen Machtbasis war. Dazu mußte sie sich der Unterstützung versichern, die früher der Sozialistischen Partei zugute gekommen war, die aber die Sozialisten selbst, aufgrund der bürokratisch-kopflastigen Natur ihrer Organisation, nicht länger gewinnen konnten. Gleichzeitig mußte die KP verhindern, daß die Sozialisten ein zu enges Bündnis mit den Christdemokraten eingingen und dadurch die Notwendigkeit einer Zusammenarbeit mit der KP verminderten, die im Augenblick noch für sie bestand. Zu diesem Zweck wurde die alte Streitfrage der öffentlichen Zuschüsse für katholische Schulen wieder aufgeworfen, um einen Keil zwischen die traditionell antiklerikalen Sozialisten und die Christdemokraten zu treiben.

Gleichzeitig brachte die KP ihre eigenen Anhänger in Machtpositionen, die ihren Ministerien unterstanden, z. B. Gewerkschaftsvertreter in Verwaltungsräte der verstaatlichten Industrien oder Posten in der Geschäftsleitung bestimmter Industrien (während Tillon Rüstungsminister war, wurden Managerposten in der Luftfahrtindustrie nur in prokommunistischen Zeitungen annonciert) usw. Die Ressorts der Regierung wurden stark erweitert.

Genau wie die Labour-Regierung in England zur selben Zeit, führte die Nachkriegskoalition einige wohlfahrtsstaatliche Reformen ein - höhere Altersrenten, Entschädigungen für Kriegsverletzungen, usw. Die gesetzlich eingerichteten Fabrik-Komitees garantierten wenigstens einige minimale Gewerkschaftsrechte in den Fabriken, aber in den zentralen Fragen des kolonialen Kampfes und der industriellen Produktion verfolgte die KP weiterhin die Politik eines skandalösen Opportunismus.

In dieser unmittelbaren Nachkriegsperiode wurde auch die Saat zweier großer Kriege gegen den französischen Imperialismus gelegt, in Algerien und in Indochina. Im Mai 1945 führte eine nationalistische Demonstration in Algerien zu Unruhen, die die Machthaber mit heftiger Unterdrückung beantworteten. Der Kommentar von 'L'Humanité' am 19. Mai lautete: »Es ist notwendig, die hitleristischen Mörder, die an den Ereignissen des 8. Mai beteiligt waren, und die pseudonationalistischen Führer der Strafe zuzuführen, die sie verdient haben.«

In Vietnam hatte die dortige KP im März 1946 Vorschläge unterstützt, die die Rückkehr der französischen Truppen nach Tonkin vorsahen und eine eventuelle Unabhängigkeit in Aussicht stellten.

Aber die Konflikte dauerten an, obwohl der Vietminh, unter dem Einfluß der KP, auf brüderliche Zusammenarbeit mit den französischen Streitkräften drang. Die Franzosen nahmen dies zum Vorwand und bombardierten Haiphong, was 6.000 Menschen das Leben kostete. Noch nachdem dies geschehen war, stimmten die KP-Abgeordneten in der französischen Nationalversammlung für eine Resolution, die die Anstrengungen der französischen Streitkräfte begrüßte, »Im Fernen Osten die zivilisierende und friedliche Anwesenheit Frankreichs aufrecht zu erhalten.« Im März 1947 debattierte die Nationalversammlung über Kriegskredite für lndochina. Während der Debatte erging sich die KP in einer Reihe von dramatischen Gesten; Maurice Thorez saß auf den Hinterbänken statt auf seinem Ministersessel und blieb später sitzen, als sich die Versammlung erhob, um den französischen Truppen die Ehre zu erweisen. Aber während derselben Debatte kommentierte der Premierminister Ramadier: »In der Indochina-Frage haben wir bis zum heutigen Tag die korrekte Haltung der sowjetischen Regierung registriert«. Als es zur Abstimmung kam, gaben sich die KP-Abgeordneten mit Enthaltungen zufrieden - mit Ausnahme der KP-Minister, die für die Kriegskredite stimmten, um die Kabinettseinheit zu wahren. Man wollte um jeden Preis in der Regierung bleiben - ob damit irgendetwas erreicht wurde, interessierte weniger.

In der einheimischen Wirtschaftspolitik hatte sich die KP vollkommen der Unterstützung der Regierungspolitik, d.h. dem Wiederaufbau und der Ankurbelung der Produktion verschrieben. Der amerikanische Journalist Joseph Alsop zollte dem Beitrag der KP bei der Durchführung des Monnet-Plans Beifall:

»Der Schlüssel zum beträchtlichen Erfolg dieses Plans ist die enthusiastische Mitarbeit der französischen Kommunistischen Partei. Die Kommunisten kontrollieren die wichtigsten Gewerkschaften der CGT, des großen französischen Gewerkschaftsbundes. Die kommunistische Führung ist verantwortlich gewesen für so überraschende Schritte wie die Akzeptierung einer Art von modifiziertem Akkordarbeitsystem durch die französischen Schlüsselgewerkschaften, durch das eine hohe Arbeitsleistung gebührend belohnt wird.«�

Was bedeutete das für die französische Arbeiterklasse? Im wesentlichen eine Politik der Lohneinschränkungen in einer Zeit chronischer Inflation - kurz gesagt, massive Einbrüche in ihren ohnehin schon mageren Lebensstandard. Obwohl die KP-Führer von Zeit zu Zeit demagogisch Kritik am Lohnstopp übten, machten sie nie von ihrer Stärke Gebrauch, um ihn infrage zu stellen. Die KP verfügte über beherrschenden Einfluß in den meisten Sektoren des wichtigsten Gewerkschaftsbundes, der CGT, und sie verfolgte eine harte Anti-Streik-Politik. In den Fabriken unterstützten vor allem KP-Mitglieder eine stachanowistische Einstellung zur Produktion; bei Renault denunzierten sie Arbeiter wegen Verschwendung von elektrischem Licht und sorgten dafür, daß Arbeitern gekündigt wurde, die unerlaubterweise zwei Mahlzeiten in der vom Fabrikkomitee kontrollierten Kantine einnahmen.

Aber selbst die KP konnte die Arbeiter nicht völlig vom Kampf um ihre Rechte abbringen. Im Januar 1946 breitete sich der Ruf nach einem Streik für höhere Löhne unter den Druckern aus. In dieser Branche hatte der Anarchosyndikalismus eine lange Tradition, und es waren militante Anarchosyndikalisten, die jetzt die Führung übernahmen.

Obwohl die Vertrauensleute für Schlichtung stimmten, wurde ihnen auf Massenversammlungen eine Abfuhr erteilt, und der Streik begann. Die Arbeiter erreichten schließlich zwar keine Lohnerhöhung, aber wenigstens rückwirkend einen Leistungszuschlag. Als 'L'Humanité' nach dem Abschluß einen scharfen Angriff auf die Drucker veröffentlichen wollte, verweigerten diese den Druck, und die Tageszeitung der KP erschien mit einer leeren Stelle.

Im Juli desselben Jahres rief die CGT angesichts wachsender Unzufriedenheit unter den Postarbeitern einen Streik aus, beschränkte ihn aber auf eine halbtägige Protest-Arbeitsniederlegung. Viele Militante waren damit nicht zufrieden, und ein allgemeiner Streik brach aus. Auf Initiative eines sozialistischen Abgeordneten stimmte die Nationalversammlung für die Annahme der Forderungen der Postarbeiter. Noch hatte die KP die Arbeiterbewegung unter Kontrolle, aber die Gefahr, von links überholt zu werden, konnte nicht länger ausgeschlossen werden.

�INHALT "" \l 3�Italien

In Italien sah sich die Koalitionsregierung, an der die KP beteiligt war, noch schwereren ökonomischen Problemen gegenüber. Im Juni 1946 war die Zahl der Arbeitslosen auf zweieinhalb Millionen angestiegen, und es herrschte eine massive Inflation. Aber obwohl KP-Militante die örtliche Agitation anführten, blieb die Partei als Ganze strikt im Rahmen der Legalität. Die KP agitierte zwar für bestimmte Minimalmaßnahmen zur Verteidigung des Lebensstandards der Arbeiter wie gestaffelte Brotrationierung, Steuerreform usw., stellte aber die Grundstrategie des kapitalistischen Wiederaufbaus nicht in Frage. Die Koalitionsregierung übernahm und entwickelte das IRI (Industrielles Rekonstruktions-Institut), das eine von Mussolinis Hauptwaffen zur Sicherung der Staatsbeteiligung an der Industrie gewesen war.

In einem Punkt war die italienische KP erfolgreicher als die französische - sie sicherte sich die Zusammenarbeit mit der Sozialistischen Partei. Im Juli 1945 stimmte der Nationalrat der SP mit einer Mehrheit von 76 Prozent den Empfehlungen Nennis für ein Einheitsprogramm mit der KP zu. Die Hauptgegner waren der Ex-Kommunist Silone und Saragat, der später der Führer der antikommunistischen Abspaltung von der SP werden sollte. Im April wurde das Abkommen über eine gemeinsame Aktion erneuert, und diesmal unterstützte Saragat es enthusiastisch. Obwohl 1946 kein nationales Wahlbündnis existierte, gab es eine Zusammenarbeit zwischen KP und SP auf lokaler Ebene. Als Resultat konnte die KP ihren Einfluß in der Arbeiterbewegung erweitern.

�INHALT "" \l 3�Großbritannien

Die britische KP war nicht so eng an die Unterstützung der Regierung gebunden, da sie keine Regierungsverantwortung trug. In der Periode zwischen dem Labour-Wahlsieg von 1945 und dem Beginn des Kalten Krieges übernahmen KP-Militante eine führende Rolle in Streiks und im Wohnungskampf; die Partei wirkte aktiv mit bei der Bildung von Komitees für die Beschlagnnahmung leerstehender Häuser und bei der Verteidigung von Soldaten, die wegen Meuterei angeklagt waren.

Aber ihre Gesamtstrategie war immer noch die der Zusammenarbeit mit der Labour-Regierung. Eine Broschüre mit dem Titel "Ein Lohn, der sich auf menschliche Bedürfnisse gründet" von Reg Birch ist bezeichnend dafür: »Lange, lange Jahre notwendiger Arbeit starren uns entgegen. Die Metallarbeiter sind zur Kooperation bereit. Nichts darf uns im Weg stehen.«�

Und einem führenden KP-Mitglied in der nationalen Bergarbeitergewerkschaft, Arthur Hörner, wurde in der halboffiziellen Parteizeitschrift 'Labour Monthly' noch im Januar 1947 Platz eingeräumt, um mit den Anstrengungen der Gewerkschaft zur Steigerung der Produktivität zu prahlen: »Zum ersten Mal in der Geschichte der Gewerkschaftsbewegung in diesem Land hat die Bergarbeitergewerkschaft die Verantwortung auf sich genommen, aktiv bei den Anstrengungen mitzuhelfen, die Kohleproduktion zu erhöhen... Im letzten Winter ernannte die Gewerkschaft einen nationalen Produktionsoffizier und in den Distrikten acht Produktionsoffiziere, deren Gehälter aus dem Topf der nationalen Gewerkschaft bezahlt wurden.«

Auch die Verstaatlichungen, die die Labour-Regierung durchführte, wurden von der KP in einer recht unkritischen Weise aufgenommen. Will Paynter, ehemals ein führender kommunistischer Gewerkschafter, berichtet:

»Ich erinnere mich, wie ich am Morgen des 1. Januar 1947 - dem ersten Arbeitstag in den verstaatlichten Minen - eine begeisterte Rede hielt über die "Morgenröte eines neuen Zeitalters" und über die Bedeutung dieses Tages, von dem an die Arbeiter sich auf die Bestimmung ihres eigenen Schicksals zubewegten, und daß wir am Anfang eines Prozesses stünden, in dem der Kapitalismus durch den Sozialismus ersetzt würde.«�

Bei der Einschätzung der Politik der Nachkriegs-"Flitterwochen" ist es wichtig zu betonen, daß die Politik der KPs selbst an ihrem eigenen Maßstab gemessen nicht erfolgreich war. Auch wenn man akzeptiert, daß während dieser Periode aufgrund des Gleichgewichts der Kräfte im Weltmaßstab keine wirklichen Gewinne erzielt werden konnten, und daß es notwendig war, Machtpositionen aufzubauen, ist es schwer einzusehen, wie die Politik der KPs diesem Ziel gedient haben soll. Indem sie die Arbeiter aufforderten, ihre einzige Waffe, ihre organisierte Macht in den Produktionsstätten, nicht zu benutzen, indem sie, sogar auf propagandistischer Ebene, versäumten, die Forderungen nach Unterstützung der nationalen Selbstbestimmung zu erheben, opferten die kommunistischen Parteien nicht nur kurzfristige Interessen. Sie entwaffneten die Arbeiter politisch für die heftigen Kämpfe, die in den nächsten Jahren kommen sollten.

�INHALT "" \l 2�4. Der Kalte Krieg und der Bruch zwischen Stalin und Tito

Der unsichere Friede zwischen den beiden Weltmacht-Blöcken konnte nicht andauern. Trotz der Mythologien, die auf beiden Seiten aufgebaut wurden, hatten weder die Sowjetunion noch die USA die Hoffnung oder den Wunsch, die ganze Welt zu erobern. Aber ebenso war keine Seite zufrieden mit den "Einflußsphären", die auf den Nachkriegskonferenzen festgelegt worden waren. Beide Seiten hatten zwingende wirtschaftliche Gründe, ihre Zonen auszudehnen. Und beide hielten es für sehr nützlich, die Unzufriedenheit im eigenen Land abzulenken, indem sie das Gespenst eines raubgierigen und aggressiven Feindes an die Wand malten.

Der Versuch, die Schuld für den Ursprung des Kalten Krieges irgendwo festzumachen, ist müßig; die Art eines Krieges wird nicht durch den definiert, der den ersten Schuß abfeuert. Der erste "Schuß" wurde tatsächlich vom US-Präsidenten Truman am 12. März 1947 abgefeuert, als er die US-Intervention in Griechenland ankündigte. Er legte fest, was später als "Truman-Doktrin" bekannt werden sollte: eine Verpflichtung der USA zur Intervention gegen jede Revolution, die sie für "kommunistisch" hielten.

Das Ziel bestand im wesentlichen darin, Westeuropa für den Kapitalismus amerikanischer Prägung zu sichern. Westeuropa hatte sich noch nicht von den Zerstörungen des Zweiten Weltkrieges erholt; Inflation und Massenarbeitslosigkeit erzeugten massive Unzufriedenheit; in Frankreich und Italien hatten die kommunistischen Parteien einen beherrschenden Einfluß auf die Arbeiterklasse. Die Vereinigten Staaten wollten Westeuropa als Markt und politischen Verbündeten wieder aufbauen und die Basis für einen vereinigten politischen und ökonomischen Block schaffen. Wenn sie einen Keil in Osteuropa treiben konnten - um so besser; aber sie waren nicht bereit, dafür einen Krieg zu riskieren.

Und so wurde am 5. Juni der Marshall-Plan für ökonomische Hilfe an Europa verkündet. Die Marshall-Hilfe war tatsächlich das größte "Produktivitätsgeschäft" in der Geschichte. Wirtschaftliche Hilfe wurde um den Preis politischer Konformität angeboten. Als Teil des Geschäfts wurden die KP-Minister aus den Regierungen in Frankreich, Italien und anderswo gejagt.

Der Kalte Krieg dauerte in seiner vollen Intensität bis 1953 und in abgeschwächter Form bis in die frühen sechziger Jahre. Aber zumindest in Europa waren beide Seiten entschlossen, es nicht zur vollen Konfrontation kommen zu lassen. So folgte eine nervenaufreibende Serie von Krisen, wobei jede Seite sich jeweils kurz vor dem totalen Krieg zurückzog.

Als die Marshall-Hilfe angekündigt wurde, erklärte Togliatti, der Führer der italienischen KP, daß Italien sie willkommen hieße. Und im Juli 1947 sagte die tschechische Regierung, in der auch Kommunisten und Sozialisten saßen, ihre Teilnahme an Verhandlungen über die Hilfe zu, die für ihre Wirtschaft sehr wertvoll gewesen sei. Aber als die Sowjetunion die Marshall-Hilfe am 2. August ablehnte, traten die KPs pflichtschuldig in Reih und Glied. Man mußte die Bewegung nur mal zur Ordnung rufen.

Der UdSSR lag vor allem an der Sicherung ihrer "Einflußsphäre" in Osteuropa. Was auch immer geschah, sie konnte diesen Ländern nicht erlauben, sich zu einem separaten ökonomischen Block zu entwickeln, der ein potentieller Rivale wäre. Am 28. Januar 1948 kritisierte die 'Prawda' öffentlich den bulgarischen Führer Dimitrov, der ein loyaler Stalinist und der Architekt der Vorkriegs-Volksfront war, weil er den ketzerischen Vorschlag einer osteuropäischen Zollunion gemacht hatte. In der Periode der Nachkriegs-"Flitterwochen" hatten die osteuropäischen Staaten bürgerlich-"demokratische" Verfassungen behalten, und die Kommunisten hatten sich die Regierungsgeschäfte mit Sozialdemokraten und anderen geteilt, genau wie in Frankreich und Italien.

Erst als Antwort auf die Marshall-Hilfe begannen die Russen und ihre Verbündeten einen radikaleren Prozeß des politischen und wirtschaftlichen Wandels einzuleiten. Das staatliche Außenhandelsmonopol war eine notwendige Erwiderung auf den Marshall-Plan; zur gleichen Zeit verschluckten oder beseitigten die KPs, die die bestorganisierten politischen Kräfte waren und die ihre Gegner notfalls durch einen Wink mit dem Zaunpfahl, d.h. mit der drohenden Ungnade der Russen zur Räson bringen konnten, die anderen politischen Gruppierungen.

Die neuen Regimes wurden als Volksdemokratien bezeichnet, die der ungarische KP-Führer Rákosi mit einem kurzen, aber entlarvenden Ausdruck als "Diktatur des Proletariats ohne die Räteform" definierte. Mit anderen Worten: als Arbeitermacht ohne die Organe der Arbeitermacht.

Die Errichtung der Volksdemokratien sah nach einer eindrucksvollen Stärkung des sowjetischen Blocks aus. Aber es war eine Stärkung, die die Saat der Schwäche in sich barg. Bis dahin hatten die kommunistischen Führer in der ganzen Weit ihre Legitimität und ihr Ansehen aus dem Bündnis mit dem Mutterland der Oktoberrevolution bezogen.

Jetzt verfügte eine Reihe von ihnen über einen eigenen Staatsapparat, obwohl sie immer noch sehr stark unter dem politischen und ökonomischen Druck der Sowjetunion standen. Das war ein Widerspruch, der in den folgenden zwanzig Jahren reiche Frucht tragen sollte.

�INHALT "" \l 3�Das Kominform

Die neue Herausforderung durch den Westen zwang die sowjetischen Führer, mit einer scheinbar "linkeren" Politik zu reagieren. Das führte im Oktober 1947 zur Gründung des Kommunistischen Informationsbüros (Kominform). Es bestand aus nur neun Parteien - sieben aus Osteuropa (Sowjetunion, Polen, Ungarn, Rumänien, Bulgarien, Tschechoslowakei, Jugoslawien) plus den zwei westeuropäischen Massenparteien (Frankreich und Italien). Ausgeschlossen waren bemerkenswerterweise die KP China (die binnen zwei Jahren die Macht übernehmen sollte), die griechische KP (die zu jener Zeit in einen grausamen und verzweifelten bewaffneten Kampf verstrickt war) und die albanische KP (die sich später am meisten dem Andenken der Stalin-Ära verschrieb; sie wurde auf Drängen der Jugoslawen ausgeschlossen). Die britische Partei brüstete sich später damit, niemals Mitglied des Kominform gewesen zu sein; zu dieser Zeit unterstützte sie aber loyal die Kominform-Resolution, und der volle Text von "Der britische Weg zum Sozialismus" wurde in der Kominformzeitung veröffentlicht. Das Hauptziel der neuen Organisation war die Disziplinierung der Bewegung. Auf der Gründungskonferenz galt das Schwergewicht der Angriffe den westlichen Parteien. Sie wurden rundweg wegen der Kompromisse und Zugeständnisse angeprangert, die sie in der Zeit der Nachkriegs-"Flitterwochen" gemacht hatten. Hauptankläger waren ironischerweise die Jugoslawen Djifas und Kardelj.

Die erste Konferenz legte eine neue Analyse der Weltsituation vor. Dieser Analyse zufolge existierten zwei Lager, das "imperialistisch-antidemokratische", und das "antiimperialistisch-demokratische".� In vieler Hinsicht bezeichnete diese Rhetorik eine Rückkehr zur "Dritten Periode"� von 1929-34. Aber die Gleichsetzung der Sozialdemokratie mit dem Faschismus wurde vermieden; stattdessen unterschied man sorgsam zwischen "rechten" und "linken" Sozialisten; den letzteren, einschließlich der italienischen SP, den prokommunistischen Sozialisten in Osteuropa und verschiedener Splittergruppen anderswo, wurde eifrig der Hof gemacht.

�INHALT "" \l 3�Der Bruch mit Tito

Das Kominform erreichte jedoch sein Ziel, die Erhaltung des internationalen stalinistischen Einheitsblocks, nicht. Am 28. Juni 1948 gab das Kominform, dessen Hauptquartier hastig von Belgrad nach Bukarest verlegt worden war, folgende Erklärung ab:

»Das Informationsbüro verurteilt die antisowjetische Haltung der Führer der Kommunistischen Partei Jugoslawiens als unvereinbar mit dem Marxismus-Leninismus und als tauglich nur für Nationalisten.«

Was waren die Ursachen für diesen ernstesten Bruch in der kommunistischen Weltbewegung seit der Niederlage der "Linken Opposition" in den zwanziger Jahren? In erster Linie hatte Jugoslawien gegen den sowjetischen Versuch rebelliert, seine ökonomische Entwicklung den Erfordernissen der Sowjetischen Wirtschaft unterzuordnen.

Natürlich wurde nicht nur Titos Jugoslawien durch diese ökonomische Unterordnung ausgebeutet. Aber Tito konnte mit dem gewagten Spiel, Stalin herauszufordern, ungestraft davonkommen, weil er, gestützt auf eine Massenbewegung im eigenen Land, zur Macht gekommen und relativ unabhängig von russischer Unterstützung war. Genau das lag dem wichtigsten politischen Vorwurf des Kominform gegen Tito zugrunde: Er habe die Rolle der Partei heruntergespielt und sie in Wirklichkeit zugunsten der Volksfront liquidiert. Eine solche Anschuldigung könnte merkwürdig klingen, da die Volksfront doch viele Jahre im Mittelpunkt der kommunistischen Strategie gestanden hatte. Aber wenn Tito in Zukunft als Führer einer nationalen jugoslawischen Massenbewegung regierte und nicht als Kommunist, so war das eine Herausforderung an die gesamte internationale Hegemonie des sowjetischen Kommunismus.

So etablierte sich der Titoismus als eine alternative Strömung in der internationalen Arbeiterbewegung. Aber er war nur eine andere Version des bürokratischen Stalinismus und keineswegs eine Wiederbelebung der Arbeiterdemokratie. Wohl hatte die jugoslawische Nationalversammlung im Juni 1950 ein Gesetz verabschiedet, das "Arbeiterräte" in den Fabriken einrichtete, da das zentralistische sowjetische Wirtschaftsmodell sich in Jugoslawien als ein Fehlschlag erwiesen hatte. Um die Wirtschaft konkurrenzfähiger zu machen, wurde beschlossen, den Produktionseinheiten ein gewisses Maß an Unabhängigkeit zu gestatten und materielle Anreize einzuführen. Aber ein Streikrecht existierte weder vor noch nach dem Gesetz Vom Juni 1950; und das "Arbeitsbuch" - ein versiegelter Bericht über seine bisherige Führung, den jeder Arbeiter bei einem Stellenwechsel vorzeigen mußte - wurde beibehalten.

Auch Titos Außenpolitik war nicht revolutionär. Der Ostblock brach alle Beziehungen zu Jugoslawien ab; besonders Albanien konnte sich damit wieder das sowjetische Wohlwollen erwerben. Tito war gezwungen, den Handel mit dem Westen zu entwickeln, den er auch diplomatisch unterstützte, besonders durch die Billigung der UNO-Intervention in Korea.

Jenen Bürokraten, deren eigener Status und Legitimität von der sowjetischen Vorherrschaft in der Bewegung abhing, entging die Bedeutung des Bruchs zwischen Stalin und Tito nicht. Das erklärt die ausgesprochene Bitterkeit und Hysterie, die für die Veröffentlichungen des Kominform bezeichnend waren. Am 1. September 1949 brachte die Kominform-Zeitschrift 'Für einen dauernden Frieden, für eine Volksdemokratie' einen Leitartikel mit der krassen Überschrift: "Faschistische Bestien laufen Amok". Darin hieß es:

»Die bürgerlich-nationalistische Tito-Clique in Jugoslawien, die einen antisowjetischen, antimarxistischen Weg eingeschlagen hat, ist am logischen Ende ihres Antikommunismus angekommen - dem Faschismus«

Am 7. Juli des folgenden Jahres erklärte ein anderer Artikel in derselben Zeitung:

»Die Tito-Clique hat einen weiteren Schritt zur Restauration des Kapitalismus in Jugoslawien gemacht.«

Man gibt uns also zu verstehen, daß zwar schon seit einiger Zeit eine faschistische Clique in Jugoslawien an der Macht ist, aber gerade erst dazu kommt, den Kapitalismus zu restaurieren - dazwischen war es vermutlich ein "faschistischer Arbeiterstaat".

�INHALT "" \l 3�Die Säuberungen in Osteuropa

Aber Worte allein, wie ätzend auch immer, reichten nicht aus, um den Virus des Titoismus zu isolieren. Von 1948 bis 1953 wurde Osteuropa von einer Serie von Prozessen und Säuberungen erschüttert, mit denen alle potentiell nationalistischen Tendenzen in den Parteiführungen ausgemerzt werden sollten. Unter denen, die in dieser Zeit hingerichtet wurden, waren Kostov (Generalsekretär der bulgarischen KP), Slansky (Generalsekretär der tschechoslowakischen KP), Clementis (tschechoslowakischer Außenminister) und Rajk (ungarischer Außenminister). Gomulka (Generalsekretär der polnischen KP) und Anna Pauker (rumänische Außenministerin) wurden verhaftet und ihrer Ämter enthoben.

Die Prozesse zeigten eine nur noch von den Moskauer Prozessen der dreißiger Jahre übertroffene Verachtung für ein Mindestmaß an gesetzlichem Verfahren. Viele der Verurteilten hatten eine lange revolutionäre Vergangenheit; viele waren darüber hinaus ergebene Schreiberlinge von anti-titoistischen Tiraden gewesen.

Rudolf Slansky zum Beispiel hatte die Leser von 'Für einen dauernden Frieden...' mit Artikeln verwöhnt, deren Titel etwa lauteten: "Belgrader Spione ohne Maske".� Das bewahrte. ihn und seine Mitangeklagten nicht davor, als "trotzkistisch-titoistische, zionistische, bürgerlich-nationalistische Verräter und Feinde des tschechoslowakischen Volkes" verunglimpft zu werden.�

In den späteren Prozessen wurden die Beschuldigungen des Titoismus und Nationalismus oft durch die des Kosmopolitismus und Zionismus ersetzt, und die Opfer waren meist Angehörige nationaler Minderheiten, vor allem Juden. Hier gab es allerdings einen komplizierten Umstand. Als der Staat Israel 1948 gegründet wurde, hatte die Sowjetunion ihn nachhaltig unterstützt. Israel geriet jedoch schnell in den Sog des US-Imperialismus, und man mußte sowohl Sündenböcke für den Linienwechsel finden, wie sich auch von all denen befreien, die, dadurch verwirrt, in Loyalitätsschwierigkeiten gerieten. Die antisemitische Säuberung erstreckte sich auch auf die Sowjetunion selbst. Unter den Opfern waren viele jüdische Schriftsteller und Schauspieler - aber auch Leute wie Salomon Losowskij, russischer Sozialdemokrat seit 1901, der die Konferenz von Zimmerwald� unterstützt hatte und von 1921 bis 1937 Generalsekretär der Roten Gewerkschaftsinternationale gewesen war. Im Alter von 74 (!) Jahren wurde er erschossen.

�INHALT "" \l 3�Der Titoismus im Westen

Die Hexenjagd gegen den Titoismus erstreckte sich über die regierenden KPs hinaus auf die Parteien in ganz Europa. Im Verlauf des Jahres 1950 berichtete die Zeitschrift 'Für einen dauernden Frieden' regelmäßig über den Ausschluß von Titoisten in Frankreich, Deutschland, Italien, Norwegen usw. Die griechische KP verdammte Tito ganz linientreu zu einem Zeitpunkt, als sie im militärischen Kampf stand und für ihren Nachschub entscheidend von Jugoslawien abhing.

Die westlichen Kommunisten äfften nicht nur ihre östlichen Herren nach. Ihre Sorge war vor allem, daß Teile der proamerikanischen sozialdemokratischen Parteien sich an Jugoslawien ausrichten könnten.

Sozialdemokratie plus ein sozialistisches Mutterland - das wäre ein furchtbarer Konkurrent. Morgen Philips von der britischen Labour-Partei und Guy Mollet von der französischen Sozialistischen Partei besuchten Belgrad in den frühen fünfziger Jahren. Aber die italienische Sozialistische Partei, die enge politische Verbindungen mit den Kommunisten hatte, blieb loyal; eine Gruppe von Mailänder Sozialisten, die Jugoslawien besucht hatte, wurde aus der SP ausgeschlossen,

In der französischen KP nahm der Kampf gegen den Titoismus verschiedene Formen an. Mitglieder, die ihren Urlaub in Jugoslawien verbracht hatten, wurden ausgeschlossen, und Militante wurden diszipliniert, weil sie einem Fußballspiel Frankreichs gegen Jugoslawien zugesehen hatten. Eine andere Zielscheibe waren führende Résistance-Kämpfer der Partei, bei denen man "nationalistische" Tendenzen, die denen Titos verwandt waren, befürchtete.

Aber der heftigste Schlag für die französische KP war die Affaire Marty-Tilion im Herbst 1952. André Marty und Charles Tillon waren hervorragende Veteranen der kommunistischen Bewegung. Beide hatten die politische Bühne zur Zeit der Meutereien betreten, mit denen die Matrosen zu verhindern suchten, daß die französische Marine gegen die russische Revolution eingesetzt wurde; beide hatten in Spanien gekämpft (und sich durch einen üblen Antitrotzkismus ausgezeichnet). Marty hatte eine führende Rolle in der Komintern gespielt und ihren Auflösungsbeschluß unterzeichnet; Tillon hatte geholfen, den Widerstand gegen die Nazis in Frankreich zu organisieren (schon vor dem deutschen Angriff auf die Sowjetunion) und in verschiedenen Nachkriegs-Koalitionsregierungen gedient.

Aber gerade ihr hohes Ansehen machte sie zu einer Bedrohung für die etablierte Parteiführung. Marty war ein scharfer Kritiker der seiner Ansicht nach zu seichten Haltung der Partei im lndochinakrieg gewesen. Marty und Tillon wurden aus ihren Führungspositionen entfernt, und Martys Verhalten mit dem "Trotzkistischer Polizeiagenten" verglichen. Auch in Italien bestand Ansteckungsgefahr. Anfang 1951 wurden zwei KP-Abgeordnete, Magnani und Cucchi, wegen Titoismus ausgeschlossen, nachdem sie erklärt hatten, Kommunisten hätten die vorrangige Pflicht, das nationale Territorium gegen Aggressionen von welcher Seite auch immer zu verteidigen.

In England wurde der Denunzierung des Parlamentsabgeordneten Konni Zilliacus viel Energie gewidmet, den das Kominform als "Agent der Kriegshetzer"� bezeichnete. Zilliacus war gerade wegen seiner Opposition gegen die NATO aus der Labour-Partei ausgeschlossen worden; aber das zählte nicht angesichts seiner Sympathie für Belgrad. Eine massive Anti-Tito-Propagandakampagne wurde inszeniert. James Klugman in England und Pierre Hervé in Frankreich produzierten jeder ein Opus mit dem Titel "Von Trotzki zu Tito". Hervé, der 1956 aus der französichen Partei ausgeschlossen wurde, behauptete später, zu jener Zeit nichts von Klugmans parallelem Unternehmen gewußt zu haben.� Tatsächlich gelang es der Anti-Tito-Kampagne, den Virus zu isolieren. Es wurden einige Versuche unternommen, titoistische Konkurrenzparteien aufzubauen, vor allem in Westdeutschland. Aber Titos Revolte war ihrem Wesen nach bürokratisch, und er hatte nicht die Absicht, eine alternative Internationale zu schaffen. Eine solche Anstrengung wäre ziemlich unvereinbar gewesen mit seinem Bemühen, mit westlichen Sozialdemokraten und verschiedenen fortschrittlichen Kräften Freundschaft zu schließen.

�INHALT "" \l 3�Tito und die Revolutionäre

Der Titoismus war der erste Sprung im stalinistischen Einheitsblock. Leider bot er keinerlei unmittelbare Aussichten für den Aufbau einer revolutionären Alternative. Zum Teil ist das erklärbar aus der extremen Schwäche der revolutionären Bewegung zu dieser Zeit, zum Teil aber auch aus der Tatsache, daß viele Revolutionäre Titos Antistalinismus für bare Münze nahmen und ihm viel zu unkritisch gegenübertraten. Ein Beispiel:

»Die Russische Revolution war das Sprungbrett, von dem aus die Dritte Internationale ihren historischen Flug antrat. Die jugoslawische Revolution kann das Sprungbrett werden, von dem die Vierte ihren Sprung zur Eroberung der Massen unternimmt.«�

Ausgewogener gingen jene englischen Trotzkisten an die Frage heran, die Rußland als "staatskapitalistisch" analysiert hatten. Sie betonten, daß es »die erste Pflicht von Sozialisten-Internationalisten ist, für die Unabhängigkeit Jugoslawiens zu kämpfen; für die Verteidigung Jugoslawiens gegen eine russische Aggression.«

Es wurde aber auch betont, daß der Titoismus seiner Natur nach zwiespältig war und keinen klaren Bruch mit dem Stalinismus bedeutete;

Revolutionäre müßten gegenüber einer titoistischen Strömung in der Arbeiterbewegung flexibel sein, zugleich aber prinzipienfest:

»Eine titoistische Partei außerhalb Jugoslawiens wird die Befreierrolle der sowjetischen Armee entschieden verneinen und betonen müssen, daß "die Arbeiterklasse jeden Landes sich selbst befreien kann", daß kleine Länder selbständig denken und handeln können. Dies zusammen mit der inneren Logik des Kampfes gegen die existierende anmaßende KP-Bürokratie wird den einfachen Mitgliedern der titoistischen Partei ein "eigenes Gewicht" gegen jede Form von Bürokratismus geben. Andererseits wird die Abhängigkeit der titoistischen Partei von der herrschenden Bürokratie sie zu den Zickzackbewegungen der Außenpolitik verdammen, zum Einbleuen von Halbwahrheiten usw., gegen die die Erfahrungen der von der KPdSU geführten Komintern eine grimmige Warnung sein sollten. Der zwangsläufige Doppelcharakter einer titoistischen Partei außerhalb Jugoslawiens wird den Trotzkisten die Möglichkeit geben, sie als einen Schritt vorwärts beim Aufbau der revolutionären Partei zu nutzen. Dazu müssen die Trotzkisten, bei taktischer Flexibilität (die unter bestimmten Bedingungen den Eintritt in eine titoistische Partei als organisierte Fraktion nicht ausschließt, unnachgiebig an ihren Prinzipien festhalten: gegen den "Sozialismus in einem Land" als konterrevolutionäres Konzept, für Rätedemokratie usw. usw.«�

�INHALT "" \l 2�5. Krieg und Revolution in Asien

In der Nachkriegsaufteilung hatten die KPs die imperialistische Ordnung akzeptiert und den nationalen Befreiungsbewegungen den Rücken zugekehrt oder sie sogar sabotiert. Seit der Mitte des Jahres 1947 konnte die antiimperialistische Rhetorik wieder frei fließen. In Afrika, wo nur wenige und schwache KPs existierten, gab es fast nur Rhetorik, und in Lateinamerika sah es nicht viel anders aus. Aber in Asien bestand die Möglichkeit, für den bewaffneten Kampf zu mobilisieren. Zwischen 1948 und 1950 entfesselten die Kommunistischen Parteien in Burma, Indonesien und auf den Philippinen bewaffnete Guerillakämpfe. Aber man kann eine Massenaktion nicht an- und abschalten, gerade so, wie es einer Tausende von Kilometern entfernten Bürokratie gerade ins Zeug paßt, und im allgemeinen scheiterten die Erhebungen darum auch und trugen dazu bei, die KPs zu isolieren und politische Krisen in ihrem Inneren auszulösen.

In einigen Gegenden hatten die Bewegungen eine festere Basis. In Indien war schon 1946 eine bäuerliche Guerillabewegung in Haiderabad entstanden; bereits 1947 behauptete die sogenannte Telengana-Bewegung, die fünftausend Guerillas umfaßte, in einem Gebiet von 8.000 qkm mit vier Millionen Einwohnern eine Bauernregierung errichtet zu haben. Der Parteitag von 1948 beschloß, eine allgemeine Aufstandswelle in Gang zu setzen; da aber die besonderen Bedingungen von Haiderabad fehlten, begegnete man ihr mit heftiger Repression. Dieser Taktik widersetzten sich KP-Mitglieder, die zur Kamma-Kaste (der reichen Bauern) gehörten und eine maoistische Strategie des Bündnisses von reichen, mittleren und armen Bauern vorzogen. Als die nationale Regierung Haiderabad besetzte, verbündete sich die KP von Haiderabad mit dem Nizam (Herrscher) zur Verteidigung der autonomen Staatsregierung, wodurch sie die Unterstützung der Bauern verlor.

Der Generalsekretär der KP, B.T. Ranadive, der eine ultralinke Position vertreten und für die Ausbreitung des Aufstandes plädiert hatte, wurde jetzt durch Rajeshwar Rao von der Kamma-Kaste ersetzt, dessen Politik die maoistische Bündnisstrategie war. 1950 ließ die Partei die auf einen Aufstand zielende Linie ganz fallen, und Rao wurde durch einen neuen Sekretär, Ghosh, ersetzt, der eine eher orthodoxe Moskaulinie einschlug und die vorherige "linkssektiererische" Ausrichtung kritisierte.

�INHALT "" \l 3�Vietnam

Der Krieg in Vietnam war nicht durch eine Kominform-Entscheidung ausgelöst worden - er wurde gegen Ende des Jahres 1946 mit der verbrecherischen Bombardierung Haiphongs durch die französischen Truppen wieder aufgenommen. Der Krieg intensivierte sich 1947 und 1948, und 1949 etablierten die Franzosen in Vietnam ein Marionettenregime unter Bao Dai. Der Vietminh, unter Führung von Ho Tschi-minh, erwiderte den Kampf heftig und war im März 1949 stark genug, vom Guerillakrieg zum konventionellen Krieg überzugehen. Ho handelte nicht auf sowjetische Anweisung; tatsächlich erkannte die Sowjetunion Ho's Regierung erst im Januar 1950 an, kurz nach dem neuen Regime in China.

Der Vietminh war eine nationalistische Bewegung, die von Stalinisten geführt wurde; ihr "Apell an das ganze Volk" vom 20. Dezember 1946 macht klar, daß sie nicht versuchte, sich in Klassen- geschweige denn sozialistischen Kategorien zu definieren: »Männer und Frauen, Alt und Jung, alle Vietnamesen ohne Ansehen von Glauben, politischen Parteien oder Nationalitäten, müssen sich erheben, um gegen die französischen Kolonialisten zu kämpfen und das Vaterland zu retten.«�

Der Vietminh war eine tief in der Wirklichkeit der bäuerlichen Existenz verwurzelte Bewegung, und die reale Massenbasis, die er sich im Verlauf des Kampfes gegen die Franzosen erwarb, führte 1954 schließlich zu seinem militärischen Sieg; ohne die massive Hilfe der Vereinigten Staaten an die Franzosen wäre er schon früher erfolgreich gewesen. Diese bäuerliche Massenbasis unterschied den vietnamesischen Kampf von den meisten anderen Guerillakriegen in Asien während dieser Periode.

�INHALT "" \l 3�China

Die bedeutendsten Ereignisse sollten sich jedoch in China abspielen. Seit 1927, als eine Massenbewegung der Arbeiterklasse niedergeschlagen und Tausende von Kommunisten umgebracht wurden (als Ergebnis der selbstmörderischen Bündnispolitik mit der nationalistischen Kuomintang und ihrem Führer Tschiang Kai-schek), hatte sich die Zusammensetzung und Perspektive der Partei weitgehend verändert.�

Der Rückzug der Kommunisten auf eine Reihe von ländlichen Basen zuerst in Südchina, dann, nach der militärischen Niederlage und dem Langen Marsch von 1934-36, in das noch rückständigere und abgelegenere Gebiet von Jenan in der Provinz Schensi - war begleitet von einem dramatischen Rückgang des Arbeiteranteils an der Mitgliedschaft. Der Anteil der Arbeiter in der Partei fiel von 66 Prozent 1926 auf 1,6 Prozent 1930 und blieb bis 1949 unbedeutend.�

Gleichzeitig wurden die ländlichen "Rätegebiete", die 1927 eine letzte Zuflucht gewesen waren, zum Zentrum der neuen Revolutionsstrategie der Partei. Der Aufstieg Mao Tse-tungs zur herausragenden Führungsfigur war begleitet von Parolen wie "Jeder Streik ist eine Rückendeckung für die Rätegebiete."�

War die Kommunistische Partei Chinas also keine Arbeiterpartei mehr, so war sie ebensowenig eine Bauernpartei, die für eine Bauernrevolution kämpfte. Ihre Mitglieder, was auch immer ihre Herkunft sein mochte, waren professionelle Organisatoren und Soldaten geworden, und die Mehrheit der Kader am jeweiligen Ort waren Ortsfremde.� Die Politik der Partei gegenülber der Bauernschaft änderte sich mehrfach entschieden, da sie zwischen den verschiedenen Klassen auf dem Land hin und her manövrierte.

Die radikale Politik der Landenteignung zu Beginn der Verlagerung der Basen aufs Land wurde modifiziert, da die Partei von den reichen Bauern abhängig wurde, unter deren Führung die Dörfer standen, aber es blieb eine Politik der Enteignung der Großgrundbesitzer, und - in der Theorie - sogar der reichen Bauern.� 1937 wurde die Enteignungspolitik jedoch durch eine Kampagne für die Reduzierung der Pacht und der Zinssätze ersetzt, und 1942 machte das Zentralkomitee klar, daß die Reduktion nur 25 Prozent betragen sollte, auch wenn das bedeutete, daß der Großgrundbesitzer 60 Prozent der Ernte des Pächters behielt.� Erst nach der Landreform von 1951 wurde der Mythos geschaffen, die armen Bauern hätten "die Revolution gemacht".

1937 verschafften die Demoralisierung und Inaktivität Tschiang Kai-scheks und der nationalistischen Streitkräfte angesichts der japanischen Invasion der Kommunistischen Partei die Gelegenheit, aus der Wildnis Jenan herauszukommen. Sie schaffte es mit Hilfe einer militärischen Strategie des bäuerlichen Guerillakriegs und der Politik eines erneuerten Bündnisses mit der Kuo-mintang. Diese Spielart der Volksfront bedeutete die Aufgabe des Vorwandes, die Interessen der chinesischen Arbeiterklasse oder der Bauern zu verteidigen - zugunsten einer Politik der nationalen Einheit und Klassenkollaboration. Die brutalsten Anti-Streik-Gesetze des Regimes Tschiang wurden ohne Protest akzeptiert.� Die Politik der Partei gegenüber den Großgrundbesitzern bestand 1942 darin, »den Bauern zwar zu helfen, die feudale Ausbeutung zu vermindern, nicht aber diese ganz zu liquidieren, und noch viel weniger den aufgeklärten Landadel anzugreifen, der demokratische Reformen unterstützte.«�

Der Bürgerkrieg, der 1946 dem Bruch der Kommunisten mit Tschiang Kai-schek folgte, war nicht länger ein Guerillakrieg, der sich auf örtliche Basen stützte, sondern ein Territorialkampf zwischen der Volksbefreiungsarmee (wie die kommunistischen Streitkräfte sich jetzt nannten) und Tschiang Kai-schek. Tschiangs korruptes Regime löste sich vor seinen Augen auf, als die galoppierende Inflation die Wirtschaft lähmte, und einige seiner Truppen mußten an ihre Panzer gekettet werden, um sie zum Kämpfen zu bringen. Am Ende desertierten einfach ganze Divisionen der Kuomingtang-Armee zu den Kommunisten.

Anfang 1949 begann die Kommunistische Armee, die großen Städte Chinas mit ihren Millionen von Arbeitern zu "befreien". Die Arbeiterklasse spielte dabei nur eine passive Rolle. Tatsächlich drückte Mao, als seine Armee auf ihrem Weg zu den Städten im Süden den Jangtse überquerte, in einer Proklamation die Hoffnung aus, daß »die Arbeiter und Angestellten in allen Wirtschaftszweigen ihre Arbeit fortsetzen und das Geschäftsleben wie gewöhnlich seinen Lauf nimmt« - was nichts anderes darstellte als einen Appell an die Arbeiter, zur Unterstützung der Armee nicht einmal zu streiken.�

Man beanspruchte nicht, daß die Chinesische Volksrepublik, die 1949 gegründet wurde, in irgendeiner Weise die Diktatur des Proletariats repräsentierte. Das "Gemeinsame Programm", auf dessen Grundlage die Kommunistische Partei in Wirklichkeit die Macht übernahm, basierte auf dem "Block der vier Klassen" - nationale Bourgeoisie, Kleinbürgertum, Arbeiter und Bauern.

Sowohl vor wie nach der Machtübernahme versprachen die Kommunisten den chinesischen Kapitalisten, daß das Regime für ihre Interessen Sorge tragen würde. Artikel 26 des Gemeinsamen Programms erklärte:

»Das Grundprinzip für den wirtschaftlichen Aufbau der Chinesischen Volksrepublik besteht darin, die Produktion zu entwickeln und eine blühende Wirtschaft durch eine Politik zu schaffen, die die öffentlichen wie die privaten Interessen berücksichtigt und sowohl dem Kapital wie der Arbeiterschaft Nutzen bringt.«

Arbeiter in vielen Ländern kennen solche Behauptungen über die Harmonie zwischen Kapital und Arbeit und wissen, was das bedeutet - Angriffe auf Lebensstandard und Organisationsrechte der Arbeiter im Namen des vergeblichen "nationalen Interesses". Das nachrevolutionäre China machte keine Ausnahme. Das Streikrecht wurde durch ein Zwangsschlichtungsverfahren ersetzt; dieses wurde durch die Arbeitsgesetzgebung abgesichert, die Bestimmungen gegen Abwesenheit vom Arbeitsplatz, Verspätung, schlechte Arbeitsqualität usw. umfaßte. Jeder Arbeiter mußte ein Arbeitsbuch führen, das seine bisherige Führung enthielt. Die Aktivitäten der Arbeiter unterlagen einer strengen Kontrolle. Akkordarbeit war weitverbreitet, und die Regierung stellte sich unnachgiebig allen Versuchen entgegen, die Lohndifferenzen zu vermindern. Die Arbeitsnormen wurden ständig erhöht, Wettbewerbskampagnen organisiert, wobei einigen Arbeitern der Titel "Vorbildlicher Arbeiter" verliehen wurde.�

Trotzdem dehnte das kommunistische Regime den staatseigenen Sektor der Wirtschaft ziemlich rasch aus. Der KP ging es vor allem darum, ihre politische Kontrolle zu festigen. In den ersten sechs Monaten des Jahres 1951 wurden allein 800.000 Konterrevolutionäre von den Volksgerichten abgeurteilt und 135.000 hingerichtet. (Dies sind Zahlen aus offiziellen chinesischen Quellen - kritischere Beobachter haben sie viel höher angesetzt). Natürlich bestand die überwiegende Mehrheit der Bestraften aus den Parasiten und Gangstern, die die Stützen des Kuomintang-Regimes gewesen waren, Nichtsdestoweniger ergibt sich das Bild eines systematischen Versuchs, dem Regime Loyalität zu sichern.�

Das durch die chinesische Revolution etablierte Regime war eine Form des bürokratischen Staatskapitalismus. Aber die internationale Bedeutung dieser Revolution war ungeheuer. Nach einem lang andauernden Bürgerkrieg, der auf einem Massenkampf beruhte, hatte die größte Nation der unterentwickelten Welt einen entscheidenden Bruch mit dem westlichen Imperialismus vollzogen. In den Augen der unterdrückten Völker der unterentwickelten Welt hatte die Sowjetunion jetzt einen ernsthaften Rivalen.

Die sowjetische Hegemonie war in den Augen dieser Völker das Produkt einer ganzen Ära von Niederlagen. Das größte Plus der Sowjetunion - ein Plus, das in den Augen der meisten Kommunisten seine Fehler weit überstrahlte - war, daß es überhaupt existierte. Es war die einzige konkrete, greifbare Alternative zum westlichen Imperialismus. Für jedermann (mit Ausnahme von paranoiden Antikommunisten in den USA) lag offen auf der Hand, daß Mao's China kein Werk des Stalin'schen Rußland war. Der monolithischen kommunistischen Weltbewegung war ein entscheidender Schlag versetzt worden.

�INHALT "" \l 3�Der Koreakrieg

Im dritten asiatischen Land, in dem die Kommunisten im bewaffneten Kampf standen - in Korea - unterschied sich die Situation sehr von der Chinas wie von der Vietnams. Schon die Entstehung von zwei Staaten in Korea war eine Art Unfall gewesen. Korea war weder von Stalin noch von Roosevelt für wichtig genug erachtet worden, um auf Jalta Verhandlungsgegenstand zu sein. Im August 1945, als Japan mit der Atombombe zur Kapitulation gezwungen wurde, mußte schnell eine Entscheidung gefällt werden. Die Vereinigten Staaten erließen den "Allgemeinen Befehl Nummer Eins", der den japanischen Truppen südlich des 38. Breitengrades vorschrieb, sich den Amerikanern, und denen nördlich davon, sich den Russen zu ergeben. Das brachte Amerika die Hauptstadt Seoul ein, aber die nördliche Landeshälfte verfügte über die entwickeltere Industrie und die Hauptvorräte an Kupfer, Blei und Zink. Da die russischen Truppen Korea am 12. August erreichten, die amerikanischen Streitkräfte aber erst am 8. September, hätten die Russen einen größeren Anteil bekommen können, wenn sie es darauf hätten ankommen lassen. Aber in diesem Stadium wollten sie die guten Beziehungen zum Westen nicht gefährden.

Es entstanden zwei Marionettenstaaten. Das Regime im Süden wurde von einem korrupten Diktator namens Syngman Rhee geführt, der über die Hälfte seines Lebens in den Vereinigten Staaten verbracht hatte. Er füllte bald die Gefängnisse mit seinen politischen Gegnern und hintertrieb die Landreform; die Zahl der Arbeitslosen stieg auf über eine Million.

An der Spitze der Regierung im Norden stand Kim Il-Sung, der in den dreißiger Jahren ein Guerillaführer der koreanischen KP und mindestens seit 1942 in Moskau gewesen war. Er kehrte in russischer Uniform nach Korea zurück.

Die beiden Staaten koexistierten nicht friedlich. Seit 1948 gab es im Süden einen bewaffneten Partisanenkampf, und im Juni 1950 brach der Krieg auf der ganzen Linie aus, als die nordkoreanischen Armeen rasch in den Süden vorrückten. Es gibt noch immer widersprüchliche Berichte über den Kriegsausbruch, und selbst wenn es der Norden war, der schließlich die Grenzen überschritt, so waren sicher ausgiebige Provokationen von Rhees Regime vorausgegangen.

Der Koreakrieg, die am längsten währende militärische Konfrontation des Kalten Krieges, kann nur verstanden werden vor dem Hintergrund der globalen Situation der Jahre 1950-53. Weder die Sowjetunion noch die Vereinigten Staaten waren in der Lage, die Nachkriegsaufteilung grundsätzlich in Frage zu stellen. Trotz aller Rhetorik machten die Vereinigten Staaten keinen Versuch, Osteuropa dem Kommunismus wieder zu entreißen, noch versuchten die Sowjets ihrerseits, neues Territorium zu erobern.

Das amerikanische Ziel bestand darin, die Kontrolle über die Pazifikküste zu vervollständigen, sicherzustellen, daß die Kontrolle über jenen Ozean, die sie im Zweiten Weltkrieg gewonnen hatten, insbesondere ihr Einfluß auf Japan, in keiner Weise gefährdet wurde. Der Erfolg der chinesischen Revolution ließ dies umso dringender erscheinen. Darüber hinaus hatte der Krieg zur Folge, daß der amerikanische Kongreß den Etat für die Wiederaufrüstung erhöhte, was zu einem Zeitpunkt, als sich die ersten Anzeichen einer wirtschaftlichen Rezession bemerkbar machten, die Grundlage dafür schuf, daß die Gesamtwirtschaft immer abhängiger von der Rüstungswirtschaft wurde.

Die sowjetischen Ziele waren ähnlicher Natur wie die der Amerikaner. Stalin wollte eine Position an der Pazifikküste erreichen, verhindern, daß Japan unter die Vorherrschaft der Vereinigten Staaten geriet, und die Ostflanken der Sowjetunion schützen. Obwohl die Sowjetunion eine direkte militärische Einmischung vermied, war klar, daß die grundlegenden Entscheidungen in Moskau getroffen wurden. Als der Krieg ausbrach, veröffentlichte die Sowjetische Presse unverzüglich die gleiche Darstellung der Ereignisse, die der Nordkoreanische Rundfunk gerade gab. Die Hauptlast des Krieges trugen zwangsläufig die Chinesen; das war wahrscheinlich ein zusätzlicher Faktor in Stalins Rechnung - der Krieg würde China an seine Abhängigkeit von der Sowjetunion erinnern und die Entstehung jeglicher titoistischer Tendenzen verhindern.

Der Krieg wütete fürchterlich im ganzen Land. Am 29. Oktober hatten die amerikanischen Streitkräfte fast die chinesische Grenze erreicht.

Die Chinesen, die gerade die Invasion Tibets eingeleitet hatten, mußten sich nun selbst verteidigen und unternahmen einen massiven Vorstoß nach Korea hinein. Zu dieser Zeit hatten sie fast ausschließlich von den Japanern und der Kuomintang erbeutete Waffen. Ende 1950 verlief die Front wieder in der Nähe des 38. Breitengrads, und dort blieb sie, trotz heftiger Kämpfe, für die nächsten zwei Jahre.

Der Krieg in Korea war demnach anderer Natur als die Kämpfe in Vietnam und China. Wohl gab es Elemente einer nationalen Befreiungsbewegung in Südkorea, aber sie wurden schnell hinweggeschwemmt, als sich der Krieg ausweitete. Nach den ersten Monaten spielten koreanische Streitkräfte nur noch eine zweitrangige Rolle; das koreanische Volk im Norden und Süden war das Opfer, während sich zwei große Weltmächte in einer Kraftprobe auf seinem Territorium gegenüberstanden. Die Guerillas, die hinter den US-Linien operierten, waren Einheiten der nordkoreanischen Armee, keine Bewegung, die in den Massen verwurzelt war.

Das Auffallendste am Koreakrieg ist nicht, wie er begann, sondern wie er endete. Ende 1952 konnten beide Seiten absehen, daß sie keine Aussicht auf einen direkten Sieg hatten, zudem wurden gerade die ersten Schritte für ein "Tauwetter" in den Ost-West Beziehungen gemacht. Obwohl die Waffenstillstandsverhandlungen sich einige Zeit hinschleppten, kam der Krieg im Juli 1953 zu einem Ende - ein Beweis dafür, daß er in Washington und Moskau genauso wieder abgeschaltet werden konnte, wie er dort angeschaltet worden war. Es besteht ein deutlicher Unterschied zum zweiten, 1965 beginnenden Vietnamkrieg. Hier war der Krieg für die Sowjetunion eine Verlegenheit, und sie hätten ihn gerne beendet, Jahre bevor er tatsächlich endete. Während die Vietnamesen die Vorkämpfer ihres Krieges waren, waren die Koreaner Opfer des ihren.

�INHALT "" \l 2�6. Westeuropa: Zurück auf den Straßen

Obwohl die große bewaffnete Konfrontation zwischen den beiden Machtblöcken in Asien stattfand, war das entscheidende Gebiet für den amerikanischen Imperialismus in dieser Periode nicht die unterentwickelte Welt, sondern Westeuropa. Die Schlüsselrolle in dieser Auseinandersetzung spielte, wie wir gesehen haben, die Marshall-Hilfe. Die Vereinigten Staaten förderten und unterstützten verschiedene Pläne für die politische und wirtschaftliche Einheit Westeuropas - und im Sommer 1949 wurde die Nordatlantische Bündnisorganisation (NATO North Atlantic Treaty Organisation) gegründet.

Diese neue Aggressivität seitens der USA zwang die sowjetischen Führer, zu reagieren. Eine ihrer Hauptwaffen war die Existenz großer KPs in Frankreich und Italien. Während der letzten drei Jahre hatte man den KP-Mitgliedern in diesen Ländern befohlen, stillzuhalten und den Parteiministern in der Regierung zu vertrauen. Aber die KPs konnte man nur mieten, nicht kaufen, und wenn man sie zu einer militanteren Haltung aufrief, waren sie dazu bereit.

Die Bedrohung durch die Vereinigten Staaten allein wäre ein hinreichender Grund für das gewesen, was man in vieler Hinsicht eine "Links"-Wendung der KPs in Westeuropa nennen kann. Aber es gab noch einen zweiten, ebenso triftigen Grund. 1947 sah sich Westeuropa einer schweren, wenn auch kurzen, ökonomischen Krise gegenüber. Die Inflation galoppierte; in Frankreich, zum Beispiel, gaben die Arbeiter 75 Prozent ihrer Löhne allein für Lebensmittel aus. Die angestaute Unzufriedenheit der vorangegangenen zwei oder drei Jahre konnte jeden Augenblick in einem Wutausbruch explodieren; und wenn die KPs ihren Platz in der Arbeiterbewegung behalten wollten, konnten sie es sich nicht leisten, die Führung in diesem Ausbruch zu verlieren. und sich, wie befristet auch immer, links überholen zu lassen. Das gesamte Auftreten der Bewegung änderte sich schlagartig; es steigerte sich zu einer unaufhaltsamen Welle von Aktivismus und Mobilisierung.

�INHALT "" \l 3�Frankreich

In Frankreich war die erste Erschütterung des nahenden Erdbebens in der Autofabrik Renault in Paris zu spüren. Renault war 1945 verstaatlicht worden, und die Regierung beabsichtigte, sie als "Schlüssel"Fabrik zu benutzen, um ihre Wirtschaftspolitik zu diktieren. Aber diese Strategie erwies sich als ein Bumerang, denn am 25. April 1947 begannen 1.500 Arbeiter in zwei Abteilungen zu streiken und forderten eine Lohnerhöhung von 10 Francs die Stunde. Da die KP bzw. die von der KP kontrollierte CGT keinerlei Militanz zeigte, übernahmen die Trotzkisten der "Union Communiste" die politische Führung.

KP und CGT versuchten sofort, den Streik, den sie als "Provokation" denunzierten, zu isolieren und zu brechen. Der CGT-Sekretär Plaisance erzählte Arbeitern aus anderen Abteilungen, eine Bande von "gaullistisch-trotzkistischen Anarchisten" plane, die Fabrik in die Luft zu jagen. Delegierte, die mit der Bitte um Unterstützung zu anderen Fabriken geschickt wurden, wurden von KP-Schlägern angegriffen. Aber der Streik breitete sich bei Renault rasch aus.�

Trotz der extremen Schwäche der revolutionären Linken war ein solcher Ausbruch von Militanz eine ernste Bedrohung für die Herrschaft der KP über die Arbeiterklasse. Am 30. April berichtete Thorez dem Kabinett, daß die KP nicht länger die Lohn- und Preispolitik der Regierung unterstützen könne. Ramadier, der sozialistische Premierminister - aus Washington unter Druck gesetzt, die KP-Minister loszuwerden - ergriff die Gelegenheit mit beiden Händen. Nachdem er die Sicherheitskräfte in Paris verstärkt hatte, arrangierte er ein Vertrauensvotum für seine Wirtschaftspolitik. Am 4. Mai stimmten die 183 kommunistischen Abgeordneten gegen die Regierung, und am folgenden Tag wurden Thorez, Billoux, Croizat und Tilion aus dem Kabinett entfernt.

Die scharfe politische Wende, die folgte, war der KP eher aufgezwungen als sorgfältig von ihr einkalkuliert worden; ihre Strategie war eher verwirrt. Den ganzen Sommer über sprach Thorez von der Notwendigkeit des Bündnisses mit den Sozialisten und der Rückkehr in die Regierung; André Barjonet (ein führendes Mitglied der CGT, 1968 ausgetreten) berichtet, er habe 1947 Jacques Duclos in einer Versammlung von Parteimitgliedern sagen hören, eine Serie von Streiks würde genügen, um die KP in die Regierung zurückzubringen.�) Aber mit der Gründung des Kominform im Oktober wurde Druck auf die KP-Führer ausgeübt, völlig mit den Sozialisten zu brechen und alle Regierungsbestrebungen aufzugeben.

Während der nächsten achtzehn Monate überflutete eine Welle von Streiks das Land; fast jede Industrie und jeder Wirtschaftszweig war irgendwann davon betroffen. Die Regierung übertrieb stark, wenn sie diesen Zornausbruch der Arbeiterklasse weitgehend als das Werk einer kommunistisch manipulierten Verschwörung darstellte. Dennoch steht fest, daß kommunistische Militante großen Mut und Hingabe bewiesen und in jedem Kampf die Führung übernahmen.

Die Streiks gingen weit über rein ökonomische Forderungen hinaus und erreichten zeitweilig die Ausmaße eines Aufstands. Im Dezember führte eine Demonstration in Marseille gegen Straßenbahn-Preiserhöhungen zu Verhaftungen; protestierende Massen stürmten die Stadthalle und das Gerichtsgebäude, und ein Demonstrant wurde getötet; ein Generalstreik in der Stadt und ein nationaler Eisenbahner-Streik folgten. Im Berg�arbeiterstreik Ende 1947 machten mobile Streikposten im ganzen bestreikten Gebiet die Runde und kontrollierten an einigen Orten den Straßenverkehr.

Zu dieser Zeit hatte die CGT ungefähr fünfeinhalb Millionen Mitglieder; ihr einziger Konkurrent, die katholische CFTC, hatte weniger als eine Million Mitglieder. Als die KP in der Regierung war, hatte die CGT-Führung die Forderungen heruntergespielt, jetzt aber gab sie der Streikwelle ihre volle Unterstützung. Die Regierung mußte, mit Rückendeckung der USA, diese Aktion brechen.

Eine Zeitlang hatte eine antikommunistische Tendenz in der CGT unter dem Namen "Force Ouvrière" (Arbeitermacht) existiert. Ende 1947 brach diese mit der CGT und baute eine Konkurrenzgewerkschaft auf. Die neue Gewerkschaft, die FO, erhielt eine gewisse Glaubwürdigkeit durch die Unterstützung, die ihr einige antikommunistische Linksradikale wie der Altsyndikalist und frühere Freund Trotzkis, Pierre Monatte, gaben. Aber im Grunde war die "Force Ouvrière" ein Geschöpf der Vereinigten Staaten. Einige Jahre später sollte Georg Meany, ein Führer des amerikanischen Gewerkschaftsbundes (AFL) in einer Rede sagen: »Ich bin stolz, Euch sagen zu können - denn wir können dies jetzt aufdecken - daß wir dank des Geldes amerikanischer Arbeiter, der Arbeiter von Detroit und anderswo, in der Lage waren, eine für uns wichtige Spaltung in der französischen CGT herbeizuführen, indem wir den Gewerkschaftsbund "Force Ouvrière" schufen«� und 1967 enthüllte Thomas Braden, ein ehemaliger CIA-Mann, daß Hilfsgelder von zwei Millionen Dollar jährlich an die antikommunistischen Gewerkschaften in Frankreich und Italien gezahlt worden waren.

Das Manöver hatte Erfolg. Die Stärke der CGT schmolz rapide; die Mitgliederzahl der CGT fiel von über fünf Millionen im Jahr 1947 auf weniger als zwei Millionen in der Mitte der fünfziger Jahre. Nicht daß die Ausgetretenen nun zur FO gingen, die wahrscheinlich nie die Millionengrenze überschritt. Millionen von Arbeitern gaben - durch die Uneinigkeit und die entnervende Erfahrung wiederholter erfolgloser Streiks desillusioniert, den Gewerkschaftskampf ganz auf.

Jeder Angriff der KP gegen die schädliche staatliche Unterdrückung und die grobe Einmischung der Vereinigten Staaten war voll gerechtfertigt. Aber die KP trug selbst einen großen Teil der Schuld für den Schaden, der der französischen Arbeiterbewegung in dieser Zeit zugefügt wurde. Drei Jahre lang hatte sie die Arbeiter gedrängt, passiv zu bleiben, obwohl ihr Lebensstandard beschnitten wurde. Sie unternahm keinen Versuch, die Arbeiter politisch auf einen Linienwechsel vorzubereiten. Dann wurden die Militanten plötzlich in die Aktion gegen Polizeiknüppel und Kugeln getrieben. Wieder einmal wurde keine politische Erklärung dafür gegeben. Was war das Ziel der Aktion? Bestand es darin, den Lebensstandard der Arbeiter zu verteidigen und zu heben? Druck auszuüben für eine Rückkehr der KP in die Regierung? Oder die französische Wirtschaft zu unterminieren und dadurch das politische und ökonomische Eindringen Amerikas nach Europa zu behindern? Die KP-Führung, so schien es, wußte das oft selber nicht und am wenigsten wußten es die einfachen Mitglieder. Die politische Manipulation und der unvermittelte Zickzack-Kurs dieser Zeit hinterließ in der französischen Arbeiterklasse eine Narbe, die fast zwanzig Jahre brauchte, um zu verheilen.

Es wäre jedoch falsch, den Einflußschwund der CGT überzubewerten. Wenn auch "Force Ouvrière" und die CFTC einige Gewinne unter den Angestellten und den öffentlichen Bediensteten verbuchten, so behielt die CGT doch die Vorherrschaft unter den Metall- und Chemiearbeitern, in der Stahlindustrie und in den Autofabriken von Renault, bei den Eisenbahnern und in den Kohlegruben. Die Politik industrieller Militanz wurde bis in die Mitte der fünfziger Jahre beibehalten. Aber immer mehr Streiks endeten mit Niederlagen, wie der große Michelin-Streik von 1950. Den allgemeinen Rückschlag für die Arbeiter während der nächsten Jahre verdeutlicht die Tabelle der durch Streiks verlorenen Arbeitstage:



		1947:	22.600.000		

		1948:	13.100.000		

		1949:	7.100.000	

		1950:	 11.700.000			

		1951:	3.400.000			

		1952:	1.400.000

Im allgemeinen legte die KP das Schwergewicht in dieser Periode mehr auf "politische" als auf "ökonomische" Aktivitäten, womit sie ihre Tendenz unterstrich, die wirklichen Sorgen und Probleme der Arbeiter links liegen zu lassen. Jetzt räumte sie dem Krieg in lndochina, der früher heruntergespielt worden war, in ihrer Agitation einen Vorzugsplatz ein. 1949 und 1950 wurde eine Reihe wichtiger Aktionen gegen den Krieg durchgeführt. Die Hafenarbeiter in verschiedenen Städten weigerten sich, Kriegsgüter für Indochina zu verladen, und in Nizza warfen demonstrierende Arbeiter eine V2-Abschußrampe ins Meer. Ein junger Matrose, Henri Martin, wurde zu fünf Jahren Gefängnis verurteilt, weil er Flugblätter gegen den Krieg unter dem Marinepersonal verteilt hatte, und eine Militante namens Raymonde Dien stoppte einen Zug mit Waffen für lndochina, indem sie sich auf die Eisenbahngleise legte.

Solche politischen Aktionen bedeuteten eine ständig Konfrontion der Partei mit dem Staat und verschärften die Repression, während die extreme Rechte die Forderung nach einem Verbot der Partei erhob. Der heftigste Zusammenstoß erfolgte im Mai 1952. André Stil, der Herausgeber von 'L'Humanité', wurde nach dem Verbot einer Demonstration gegen den amerikanischen General Ridgeway, der Eisenhowers Nachfolger als Oberkommendierender der NATO in Paris werden sollte, verhaftet. Die Demonstration fand, trotz des Verbots, drei Tage später statt.

Im Verlauf dieser Demonstration wurde Jacques Duclos, der amtierende Generalsekretär der Partei, festgenommen; in seinem Wagen fand man zwei tote Tauben. In der Atmosphäre der Hexenjagd wurde angedeutet, diese seien dazu bestimmt, Nachrichten nach Moskau zu bringen. Aber angesichts der Rufe nach Generalstreik machte die Regierung einen Rückzieher. Duclos wurde freigelassen, nachdem seine Tauben als e ß b a r eingestuft worden waren, und zwar von einer Sonderkommission, die aus einem Professor für Naturgeschichte, einem Experten für militärische Nachrichtenübermittiung und dem Präsidenten des nationalen Taubenzüchterverbandes bestand.

Zur selben Zeit wurden alle Anstrengungen unternommen, die KP parlamentarisch zu isolieren. Die Verfassung wurde gebeugt, zum Beispiel 1948, als die gesetzlichen Bestimmungen über den Alterspräsidenten geändert wurden, um der Gefahr zu entgehen, daß Jacques Duclos geschäftsführender Premierminister wurde. Für die Wahlen von 1951 wurde eine Wahl"reform" eingeführt, die das System der proportionalen Repräsentation modifizierte, indem sie Bündnisse zwischen den Parteien zuließ und so der KP, die keine Bündnisse mit irgendeiner Gruppe hatte, einen gewaltigen Nachteil brachte. Ihre parlamentarische Stärke fiel von 177 auf 103 Sitze, obwohl sie nur weniger als eine halbe Million Stimmen verloren hatte.

In dieser Periode war das parlamentarische Verhalten der KP jedoch sehr verschieden von ihrem späteren Bemühen um Ansehen. In einer Debatte über den Indochinakrieg im März 1950 sprach ein KP-Abgeordneter fünfeinhalb Stunden lang über einen Zusatzantrag zu einem Gesetz gegen Sabotage, indem er detaillierte sowjetische Preisstatistiken zitierte; dann brach ein Tumult los und Wachen mußten das Haus räumen. Bei einer anderen Gelegenheit rief ein rechtsradikaler Abgeordneter André Marty, einem Veteranen der Schwarzmeer-Meutereien, "Meuterer" zu (frz. le mutin); KP-Delegierte glaubten, er hätte die Frau von Maurice Thorez eine Hure (frz. la putain) genannt, und wieder begann eine Schlägerei.

Jede revolutionäre Partei wird Perioden der staatlichen Unterdrückung und der Demoralisierung auf seiten der Arbeiterklasse durchmachen. Ihre Aufgabe ist nicht, nach schnellen Erfolgen zu trachten, sondern geduldig ihre Politik zu erklären und zu propagieren. Die KP jedoch, besorgt darum, sowohl ihre Popularität zurückzugewinnen als auch dem sowjetischen Ziel der Unterminierung der Atlantischen Allianz dienlich zu sein, zog es vor, dem Nationalismus in ihrer Propaganda gewaltige Zugeständnisse zu machen. So wurde der Krieg in Vietnam als »ungerechter, den französischen nationalen Interessen zuwiderlaufender Krieg, ein kolonialer Eroberungskrieg zum Nutzen des amerikanischen Imperialismus« beschrieben.� Während der Kampagne gegen die deutsche Wiederbewaffnung war der Versuch, antideutsche Gefühle hochzupeitschen, von einer unkritischen Haltung gegenüber den Gaullisten begleitet, die sich, aus der extrem rechten Ecke, ebenfalls gegen die deutsche Wiederbewaffnung stellten.

Mit diesem Opportunismus ging eine wachsende Bürokratisierung der Partei einher. Ein Miniatur"personenkult" wurde um den Führer, Maurice Thorez, aufgebaut, dessen fünfzigster Geburtstag 1950 mit einer nationalen Ausstellung gefeiert wurde, auf der ihm Gedichte und Portraits gewidmet wurden. Und als Thorez im Laufe desselben Jahres erkrankte und in die Sowjetunion ging, von wo er erst nach Stalins Tod 1953 zurückkehrte, wurde beschlossen, während seiner Abwesenheit keinen Parteitag abzuhalten. Weiter unten in der Hierarchie verfiel das innere Parteileben noch mehr, und zwar u.a. durch eine Satzungsänderung, die es erlaubte, den Mitgliedern ihre Mitgliedsausweise zuzustellen, so daß sie keiner Ortsgruppenversammlung beiwohnen mußten. Es war das Bild eines langsamen, aber unerbittlichen Verfalls. Die Mitgliederzahl sank von Über achthunderttausend 1947 auf knapp über fünfhunderttausend 1954; eine Überalterung der Mitgliedschaft trat ein, da man bei der Jugend wenig Erfolge hatte, und die Zahl der Betriebszelten sank von achttausend 1946 auf fünftausend 1954. Die Fähigkeit der Partei zur politischen Mobilisierung ohne entsprechende Vorbereitung nahm ebenfalls ab. Sie setzte damit ihre Arbeiter unnötiger Verfolgung aus.

�INHALT "" \l 3�Italien

In Italien war das Bild - Ausschluß der KP-Minister, Linkswendung, staatliche Unterdrückung - im Prinzip das gleiche. Aber es gab einen entscheidenden Unterschied, der verantwortlich war für die bedeutende Rolle, die die italienische Partei in den fünfziger und sechziger Jahren in der internationalen Bewegung spielen sollte: das Fortbestehen eines funktionierenden Bündnisses zwischen der KP und der Sozialistischen Partei (PSI). Das bedeutete einerseits, daß die KP im parlamentarischen und gewerkschaftlichen Leben nicht so wirkungsvoll isoliert werden konnte wie in Frankreich; andererseits, daß ihre Führung flexibler sein mußte und daß die Mitglieder Kontakt mit Militanten von außerhalb der Partei hatten.

Eine Absplitterung von der Sozialistischen Partei unter der Führung von Saragat hatte schon im Januar 1947 stattgefunden, kurz nach seiner Rückkehr von einer Reise in die Vereinigten Staaten. Aber das Gros der Mitglieder und Wähler der PSI blieb der Nenni-Führung treu. Obwohl es eine ständige Fraktionsdebatte innerhalb der PSI darüber gab, wie weit das Bündnis mit der KP gehen sollte, blieben die Beziehungen bis zum Tod Stalins 1953 sehr eng. Tatsächlich wurde Nenni auf Stalins Begräbnis mit einer Hochachtung behandelt, die keinem anderen nichtkommunistischen Führer zuteil wurde.

In den Wahlen vom März 1948 präsentierten KP und PSI eine gemeinsame Kandidatenliste. 1946 hatten die beiden Parteien zusammen fast 40 Prozent der Stimmen auf sich vereinigt, und trotz Saragats Abfall glaubten gutinformierte Beobachter, daß die gemeinsame Liste gute Siegeschancen habe. Eine ganze Maschinerie von Drohungen und Lügen wurde jetzt in Gang gesetzt, wie ein zeitgenössischer Bericht zeigt:

»Präsident Truman machte Italien ein dringend benötigtes Geschenk von 29 Handelsschiffen; Gold, das die Nazis Italien gestohlen hatten, wurde zurückgegeben; die ersten Schiffsladungen der Marshall-Hilfe kamen an und wurden mit großem Zeremonien, begleitet von einer Rede des amerikanischen Botschafters, gelöscht; das US-Außenministerium drohte damit, Italienern, von denen man wußte, daß sie kommunistisch gewählt hatten, die Erfüllung des Traums aller Italiener zu verwehren: die Auswanderung nach Amerika. Das Kriegsministerium kündigte an, daß die amerikanischen Marineverbände im Mittelmeerraum verstärkt würden; die amerikanischen Besatzungstruppen in Triest hielten ihre erste Militärparade in voller Uniform seit dem Krieg ab, mit Panzern und großen Geschützen; amerikanische und britische Kriegsschiffe ankerten während des Wahlkampfes vor italienischen Häfen.«�

Die katholische Kirche gab dem Unternehmen Schützenhilfe, indem sie drohte, jedem die Absolution zu verweigern, der für die kommunistisch-sozialistische Liste stimmte - eine Drohung, die vor allem bei Arbeiterfrauen ihre Wirkung nicht verfehlte. Angesichts dieser Offensive erlitten die linken Kräfte eine schwere Niederlage und erhielten nur 31 Prozent der Stimmen.

Während des vorangegangenen Winters hatte die KP schon aktiv den Aufbau von außerparlamentarischen Massenorganisationen betrieben, sowohl in den Fabriken wie unter den Bauern im Süden. Aber erst das mißglückte Attentat gegen Togliatti im Juni 1948 brachte den wirklichen Umschlag von parlamentarischer Politik zum Massenkampf auf den Straßen. Die CGIL, der vereinigte Gewerkschaftsverband, rief einen dreitägigen Generalstreik aus, der an einigen Orten das Ausmaß eines Aufstandes annahm.

In dieser Situation versuchten die rechten Gewerkschaftsführer, unterstützt und aufgestachelt von der herrschenden Klasse und den Vereinigten Staaten, die kommunistische Herrschaft über die CGIL zu brechen.

Einer christdemokratischen Abspaltung im Oktober 1948 folgte eine republikanische und sozialdemokratische (Saragat) im Mai 1949. Die zweite Gruppe spaltete sich nochmals, und ein Teil vereinigte sich mit den Christdemokraten. 1950 hatte Italien drei Gewerkschaften: Die CGIL (in der Sozialisten und Kommunisten immer noch zusammenarbeiteten), die CISL (christdemokratisch) und die UIL (sozialdemokratisch und republikanisch).

Amerikanischer Rat - amerikanisches Geld - waren wieder sehr offensichtlich mit im Spiel, ebenso Geld von der wichtigsten Regierungspartei, den Christdemokraten, die ihrerseits von der Privatindustrie finanziert wurden. Die Unternehmer nutzten die Spaltung eifrig aus. Die Autofirma Fiat weigerte sich zum Beispiel, mit der CGIL zu verhandeln, kooperierte aber ausgezeichnet mit den anderen Gewerkschaften. Die CISL war verpflichtet, die christdemokratischen Parlamentskandidaten zu unterstützen, einschließlich derjenigen der äußersten Rechten, die das Gewerkschaftsprinzip selbst bekämpften. 1952 schrieb der Führer der CISL, Pastore:

»Die Arbeiter in Italien müssen ihre Forderungen nach Lohnerhöhungen in ihrem eigenen Interesse innerhalb der Grenzen halten, die der Produktivitätszuwachs setzt«.�

Aber die KP hatte die CGIL, den stärksten der Gewerkschaftsverbände weiter fest im Griff, die Verzahnung zwischen KP- und CGIL-Führung war eng. So war die CGIL in der Lage, eine ganze Serie von politischen Streiks in Gang zu setzen - zum Beispiel gegen die Unterzeichnung des Atlantischen Vertrages und 1953 sogar gegen eine Wahlrechtsänderung, die die Vertretung der KP in der Nationalversammlung geschmälert hätte. Von Zeit zu Zeit weigerten sich die italienischen Hafenarbeiter amerikanische Waffen auszuladen.

Weil sie die Isolation vermieden hatte, in die die französische KP in den frühen fünfziger Jahren gezwungen worden war, konnte die italienische KP weiter wachsen und erreichte 1953 den Höhepunkt ihrer Nachkriegsstärke. Obwohl sie bei der Jugend an Boden verloren hatte, zählte sie zu diesem Zeitpunkt mehr als zwei Millionen Mitglieder, hatte 11.550 Betriebszellen und einen Stimmenanteil von 22,5 Prozent, der ihr 143 von 590 Sitzen brachte. Am schnellsten wuchs sie nicht im industrialisierten Norden, sondern bei den Bauern im Süden. In den Wahlkreisen des Südens stieg ihr Stimmenanteil von 11,63 Prozent 1946 auf 21,75 Prozent 1953.

Gerade weil die italienische KP weniger isoliert war, war sie dem Druck anderer politischer Kräfte stärker ausgesetzt und bereiter, zu manövrieren, um Bündnisse herzustellen. Togliatti selbst erklärte auf dem siebten Parteitag 1951, daß er in der Tat willens war, Klassenforderungen aufzugeben zugunsten außenpolitischer Vorteile:

»Auf der Konferenz des kommunistischen Bundes Mailand habe ich für unsere Parteiführung erklärt, daß wir, die stärkste Partei, die in Opposition zur gegenwärtigen Regierung der italienischen Bourgeoisie steht, im Bewußtsein des Ernstes und der Dringlichkeit der Aufgabe, den Frieden für das italienische Volk zu sichern, bereit sind, unsere Opposition sowohl im Parlament wie im Land einzustellen zugunsten einer Regierung, die Italiens Außenpolitik radikal ändert, d.h. Italien von Verpflichtungen befreit, die unausweichlich in den Krieg treiben werden, und die unser Heimatland davor bewahrt in den Strudel eines neuen bewaffneten Konflikts gerissen zu werden.�

Eine derartige Trennung des Kampfes für den Frieden vom Kampf gegen den Kapitalimus ist aber unrealistisch und bedeutet einen vollständigen Bruch mit der leninistischen Tradition.

�INHALT "" \l 3�Die Spaltung im Weltgewerkschaftsbund

Frankreich und Italien waren die Schlüsselländer in Westeuropa, in denen der Klassenkampf in die Kanäle des Kalten Krieges umgelenkt wurde. Aber die Auswirkungen dieser Kämpfe waren noch in großer Entfernung zu spüren. Im Gefolge der Spaltungen der französischen und italienischen Gewerkschaften beschlossen die Führer der britischen TUC (Trade Union Council) und des amerikanischen CIO (Commitee for Industrial Organisation), den Weltgewerkschaftsbund (WGB) zu spalten, der am Ende des Zweiten Weltkrieges errichtet worden war. Im Januar 1949 verließen die britischen, holländischen und US-Delegierten den WGB und schon im Dezember desselben Jahres war es ihnen gelungen, einen internationalen Konkurrenzverband zu etablieren, den IBFG (Internationaler Bund Freier Gewerkschaften). Von nun an gab es zwei Weltbünde - oder drei, wenn man den 1920 gegründeten christlichen Bund mitzählt.

In mancher Beziehung sah dies wie eine Rückkehr zur Situation der 20er Jahre aus, als die revolutionäre Rote Gewerkschafts-Internationale dem reformistischen Internationalen Gewerkschaftsbund gegenüberstand. Aber obgleich der WGB vielleicht einiges Prestige gewann, weil er scheinbar in der Tradition der RGI stand, verfolgte er doch nicht dieselbe Art von Politik. Sein Hauptziel war nicht, revolutionäre Strömungen in der Arbeiterbewegung aufzubauen, sondern die Gewerkschaften, die unter seiner Kontrolle standen, dazu zu benutzen, die sowjetischen Interessen auf internationaler Ebene zu fördern. Berge von Resolutionen und Deklarationen wurden produziert. Politik betrachtete man nicht als etwas, das sich im Arbeitskampf entwickelt, sondern als etwas, das man bürokratisch von außen einführen kann. Das Ergebnis war, daß die Gewerkschaften in jedem Land zu Schlachtfeldern des Kalten Krieges wurden, was verheerende Folgen für das Bewußtsein und Vertrauen der Masse der einfachen Mitglieder hatte. Wenn auch die Hauptschurken, die für die Spaltung der Gewerkschaften verantwortlich waren, in Washington saßen, so ist die Strategie des Kominform doch weitgehend mitverantwortlich dafür.

�INHALT "" \l 3�Griechenland

In Griechenland, wo die KP den bewaffneten Kampf Anfang 1945 abgeblasen hatte, konnte der Waffenstillstand nicht lange dauern. Denn ganz gleich, wie die demokratische Fassade aussah: die wirkliche Macht lag in Händen der extremen Rechten im Polizei- und Staatsdienst. Die Wahlen im März 1946 waren so offensichtlich manipuliert, daß sich die KP weigerte, daran teilzunehmen. Kurz darauf brach der Bürgerkrieg wieder aus. Zunächst verließ sich die Regierung auf britische Hilfe, aber 1947 mußten die Vereinigten Staaten die militärische und finanzielle Hauptlast übernehmen.

Die KP war jetzt viel isolierter als im vorangegangenen Krieg. Die kleineren Parteien der Mittelklasse, die früher an ihrer Seite gekämpft hatten, ließen sie jetzt im Stich. Dies ist teilweise durch die veränderte soziale Situation zu erklären, zum Teil aber auch durch den politischen Zickzackkurs der KP während des vorigen Krieges. Constantin Tsoucalas hat darüber geschrieben:

»Sechs Jahre ununterbrochenen Kampfes waren für die Mehrheit des Volkes genug. Die Strategie der nationalen Front, die die EAM während der Besetzung verfolgte, hatte wenig dazu beigetragen, die Bauern ideologisch auf die Errichtung eines kommunistischen Regimes vorzubereiten. Darüber hinaus waren die Mittelklassen, die die EAM während der Besetzung hauptsächlich unterstützt hatten, ganz entschieden gegen einen neuen Krieg. Während man die ökonomische Situation kaum als normalisiert betrachten konnte, war wirtschaftliche Stabilität die erste und dringendste Forderung der Mittelklassen, und jede Drohung einer fortgesetzten Umwälzung war absolut gegen ihre Interessen und Wünsche.«�

Kurz gesagt: aus objektiven Gründen war eine Volksfront nicht länger möglich - und doch war die KP für einen Kampf um die Macht weder vorbereitet noch dazu willens. Darüber hinaus hatte die polizeiliche Unterdrückung die kommunistischen Organisationen in den großen Städten zerschlagen, so daß sich die Partei kaum auf Unterstützung aus der Arbeiterklasse verlassen konnte, sondern ihre Strategie auf ländliche Guerillakriegsführung gründen mußte. Trotzdem kämpften die Partisanen weiter, und von Zeit zu Zeit kam ihnen die Verbrüderung von Seiten griechischer Armeetruppen zur Hilfe.

Für Stalin war klar, daß der Bürgerkrieg beendet werden mußte. Er war schon über die Unabhängigkeitstendenzen besorgt, die Titos Jugoslawien zeigte, und ein weitereres, durch Massenkämpfe etabliertes kommunistisches Regime an Jugoslawiens Südgrenze, hätte unkalkulierbare Probleme verursachen können. Darüber hinaus wollte Stalin keine direkte Konfrontation mit den Vereinigten Staaten, die weitaus gefährlicher gewesen wäre als der Krieg in Korea.

Im Januar 1948 traf sich Stalin mit den jugoslawischen Führern Djilas und Kardelj:

»Stalin wandte sich dann dem Aufstand in Griechenland zu: "Der Aufstand wird aufgegeben müssen." "Glauben Sie" - wandte er sich an Kardelj - "an den Erfolg der griechischen Erhebung?"

Kardelj erwiderte: "Wenn die ausländische Intervention nicht zunimmt und keine schweren politischen und militärischen Fehler gemacht werden." Stalin fuhr fort, ohne Kardeljs Meinung zu beachten: "Wenn, wenn! Nein, sie haben keinerlei Aussicht auf Erfolg. Was? Glauben Sie etwa, daß Großbritannien und die Vereinigten Staaten - die Vereinigten Staaten, der mächtigste Staat der Welt - zulassen werden, daß ihre Verbindungslinie zum Mittelmeer unterbrochen wird? Unsinn. Und wir haben keine Marine. Der Aufstand in Griechenland muß gestoppt werden, und zwar so schnell wie möglich".«�

Der Bruch zwischen Stalin und Tito zerbrach die griechische KP. Aus geographischen Gründen war Jugoslawien die wichtigste Nachschubquelle für die Partisanen, die oft Zuflucht jenseits der Grenze suchten. Aber ihre Loyalität zum Stalinismus war so groß, daß sich die KP-Führung auf die Seite der Sowjetunion schlug und Tito sogar beschuldigte, griechischen Regierungstruppen Unterschlupf zu gewähren. Eine Zeitlang setzte Jugoslawien seine Hilfe fort, schränkte sie dann aber drastisch ein. Im Juli 1949, als die griechisch-jugoslawische Grenze geschlossen wurde, waren die Partisanen bereits geschlagen und die Überlebenden suchten Zuflucht in Albanien, wo die Regierung Hodscha sie internierte, um keinen Zusammenstoß mit Griechenland zu riskieren. Im Oktober erklärte die KP den Krieg für beendet. Diese Entwicklung war ein deutlicher Beweis dafür, daß eine KP, die sich völlig auf die Sowjetunion verließ, am Ende nicht einmal mehr im Stande war, wirksam für ihre Selbstverteidigung zu kämpfen.

Nun begann eine dunkle Zeit für die griechische Arbeiterklasse. Konzentrationslager wurden errichtet und viele, die überlebt hatten, wurden hingerichtet. Die Regierung nahm die Gewerkschaftsbewegung hart in den Griff, und die griechische Arbeiterklasse wurde bald eine der ärmsten Europas.

�INHALT "" \l 3�Großbritannien

In etlichen europäischen Ländern spielten die Kommunistischen Parteien eine bedeutende, wenn nicht die entscheidende Rolle im Klassenkampf. In Großbritannien waren die Ereignisse weniger tragisch und die Rolle der KP weniger entscheidend. Die Partei verlor 1950 ihre beiden einzigen Parlamentsabgeordneten und blieb am Rand des politischen Lebens. In bestimmten Gewerkschaften behielt sie jedoch ihren Einfluß und ihre Stärke.

Der Linkswende von 1947 folgte wenig später eine Politik scharfer Einkommensbeschränkungen durch die Labour-Regierung. Die Partei mußte ihre Haltung der zumindest teilweisen Unterstützung der Arbeitshetze radikal überdenken. Aber die Partei hatte wenig getan, um die Arbeiter auf die arbeiterfeindlichen Maßnahmen vorzubereiten, die in den letzten Jahren der Labour-Herrschaft ergriffen werden sollten, wofür das groteske Schauspiel einer Labour-Regierung, die 1949 alle Maidemonstrationen verbot, ein typisches Beispiel war. Es gab auch ein Einstellungsverbot für Kommunisten (und Faschisten) und deren Verbündete hinsichtlich der Stellen im Staatsdienst, die mit einem angeblichen Sicherheitsrisiko verbunden waren.

Der Hauptangriff erfolgte dort, wo die KP über einige Stärke verfügte: in der Industrie. Im November 1948 gab der Generalrat des TUC ein Dokument heraus mit dem Titel "Verteidigt die Demokratie", in dem er die Gewerkschaften drängte, Kommunisten von allen Gewerkschaftsposten und jeder Tätigkeit als Gewerkschaftsdelegierte auszuschließen. Der Vorschlag gewann in der Transport- und allgemeinen Arbeitergewerkschaft eine Mehrheit. Sie stimmte 1949 dafür, die Kommunisten von allen Ämtern auszuschließen. Neun Vollzeit-Offizielle wurden entlassen, einschließlich Bert Papworth, dem einzigen Kommunisten im Generalrat des TUC, der dadurch seinen Sitz verlor. Obwohl ein ähnliches Vorgehen in drei anderen Gewerkschaften keinen völligen Ausschluß kommunistischer Funktionäre durchsetzte, entstanden starke antikommunistische Strömungen, die der Tätigkeit der Kommunisten Grenzen zogen.

�INHALT "" \l 3�Das übrige Europa

In den meisten anderen Ländern Westeuropas erlitten die KPs Rückschläge. Einerseits hatten sie keine wirkliche Basis in der Arbeiterklasse, andererseits hinderte sie ihre Loyalität zur Sowjetunion, ihren eigenen Platz im nationalen politischen Gefüge zu finden. Wie die folgende Übersicht zeigt, fiel ihre parlamentarische Erfolgskurve steil ab:

	Jahr	Sitze	Jahr	Sitze





Belgien	1946	23	1954	4

Dänemark	1945	18	1953	7

Holland	1946	10	 1952	6

Norwegen	1945	11	1953	3

Schweden	1944	15	1952	5

Schweiz	 1947	7	1955	4

Auch in Spanien sah sich die KP geschwächt und isoliert. Mit dem Ende des Weltkriegs war dort die Opposition gegen Franco mit Streiks und Gueriliakämpfen wieder aufgelebt. Aber zu Beginn des Kalten Krieges brachen andere Teile der Opposition in der Furcht, die Unterstützung Spaniens durch die Westmächte zu gefährden, die Verbindungen zur KP ab. Der Aufruhr der Opposition erstarb und die KP fand sich mit der Auflösung der Guerillagruppen ab.

In zwei Ländern hielt die KP jedoch ihre Stellung. In Finnland gewann die Partei in allen Nachkriegswahlen über 20 Prozent der Stimmen, obwohl sie 1948 aus der Regierung ausgeschlossen wurde; in Island fiel ihr Anteil nie unter 16 Prozent. Der erste Fall kann mit der Nähe zur Sowjetunion erklärt werden, der zweite durch die Isolation und eine starke antiamerikanische Stimmung. Aber beide Parteien sollten in späteren Jahren eine bedeutende Rolle spielen.

�INHALT "" \l 3�Die USA

Es existiert ein weit verbreiteter Mythos, daß der Kommunismus in den USA nie irgendwelche Wurzeln hatte oder höchstens eine vorübergehende Infektion unter Intellektuellen war. Das ist nicht richtig. Seit dem Aufstieg der Gewerkschaft CIO (Congress of Industrial Organizations) in den dreißiger Jahren hatte die KPUSA bedeutenden Einfluß in einer Reihe von Gewerkschaften gewonnen, einschließlich der Hafenarbeiter-, Automobilarbeiter- und Elektrizitätsarbeitergewerkschaft.

Gegen Ende 1946 begann ein massiver Angriff auf die amerikanischen Kommunisten. Die Republikaner eröffneten die Hexenjagd unter Führung von FBI-Chef J. Edgar Hoover, aber der demokratische Präsident Truman war nicht zu überbieten und ordnete im März 1947 Sicherheitsüberprüfungen für zweieinhalb Millionen Regierungsangestellte an; innerhalb kurzer Zeit mußten sich mehr als acht Millionen US-Bürger dem Loyalitätsschwur unterziehen und unterlagen der Überwachung durch die Loyalitätsausschüsse.

1947 traf das "Taft-Hartley"-Gesetz Vorsorge, daß keine Gewerkschaft sich der Dienste der "Nationalen Kammer für Arbeitsbeziehungen" bedienen konnte (zum Beispiel um das Recht zu Tarifverhandlungen in einem Betrieb zu bekommen), bevor ihre Führer schriftlich versicherten, daß sie nicht Mitglieder der KP oder mit ihr verbunden waren. Das machte den Weg frei für eine Treibjagd auf Kommunisten in den verschiedenen Gewerkschaften.

Während sich dies abspielte, hatte außerhalb von Wisconsin noch kaum jemand etwas von Senator Joe McCarthy gehört. Da es heute Mode geworden ist, den McCarthyismus auf allen Seiten als eine unbedeutende Verirrung in der Geschichte der amerikanischen Demokratie zu verurteilen, ist es wichtig hervorzuheben, daß es den McCarthyismus nicht hätte geben können, wenn nicht der Boden dafür vom gesamten politischen Establishment der USA vorbereitet gewesen wäre.

McCarthy selbst zeichnete sich weder durch Ehrenhaftigkeit noch durch tntelligenz aus. Einmal zahlte er ein Darlehen von 10.000 Dollar für den Kampf gegen den Kommunismus auf ein Sonderkonto ein und hob es drei Wochen später wieder ab, um es einem Freund für Spekulationen mit Sojabohnen zu geben. Er stellte Zeugen Fragen über die "Sowjetbotschaft in Moskau" und zitierte ständig Zahlen, die weder gleichbleibend noch zutreffend waren. Aber der Einfluß des antikommunistischen Mythos war so groß, daß McCarthy das Leben und die Laufbahn von Hunderten von Menschen ruinieren konnte; alternde Ex-Kommunisten starben unter der quälenden Angst an Herzattacken, und Einwanderer, die mehr als fünfzig Jahre in den USA gelebt hatten, wurden zur Deportation verurteilt. Nur wenige mutige Individuen traten gegen McCarthy's Bluff auf und ließen sich nicht einschüchtern.

Die amerikanische KP wurde Opfer eines massiven Unterdrückungsfeldzuges, der die amerikanische Linke um eine ganze Generation zurückwarf. Aber ein Teil der Verantwortung für die Niederlage muß ihrer eigenen Taktik zugeschrieben werden. Wenn man in ihr immer die unnachgiebigste Verteidigerin der Interessen der Arbeiterklasse hätte sehen können, hätte sie sich vielleicht eine bestimmte Basis in der Klasse erhalten können. Aber zu oft hatte sie bewiesen, daß der Klassenkampf ihrer Linientreue zu Moskau untergeordnet war - mit ihrer früheren Unterstützung für Roosevelt, und bei den Präsidentschaftswahlen von 1948 sogar mit ihrer Unterstützung von Henry Wallace, einem "Fortschrittlichen", der den Handel mit der Sowjetunion befürwortete. Eine derartige Strategie, die über dritte Parteien funktionierte, statt für ihre eigenen Ziele zu kämpfen, erleichterte es der herrschenden Klasse, sie zu isolieren.

�INHALT "" \l 3�Die Friedensbewegung

Die Periode von 1947 bis 1953 kann als eine der "linken" Phasen in der Geschichte der internationalen kommunistischen Bewegung betrachtet werden. Aber es gab keinen vollständigen Bruch mit der Volksfront-Tradition. Die sowjetischen Führer verfolgten immer noch eine langfristige Strategie der friedlichen Koexistenz, und den nationalen KP-Führern ging es vor allem darum, im politischen Leben ihrer Länder verwurzelt zu bleiben. Auf diesem Hintergrund muß die Friedensbewegung der späten vierziger und frühen fünfziger Jahre gesehen werden.

Die Bewegung begann mit einer Konferenz von Intellektuellen für den Frieden, die 1948 in Wroclaw (Breslau) abgehalten wurde, 1949 gefolgt von einem großen allgemeinen Kongreß in Paris mit einem Parallelkongreß in Prag für die Ostblockdelegierten, denen die französischen Visa verweigert wurden. Diese Kongresse führten zur Schaffung des Weltfriedensrates, der im März 1950 den berühmten "Stockholmer Appell" für das "bedingungslose Verbot von Atomwaffen" herausgab. Die Logik solcher Bewegungen, die nach einer breiten Basis zur Unterstützung von Minimalforderungen streben, ist zwangsläufig die, dem niedrigsten politischen Niveau ständig Zugeständnisse zu machen. Sie stehen in völligem Widerspruch zur Leninschen Tradition, der mitten in einem imperialistischen Krieg schrieb: »Beendigung der Kriege, Friede unter den Völkern, Aufhören von Raub und Gewalt - das ist fürwahr unser Ideal, jedoch können bürgerliche Sophisten die Massen damit betören, indem sie dieses Ideal von der sofortigen, unmittelbaren Propagierung revolutionärer Aktionen trennen.«�

Der zweite Weltfriedenskongreß, der im November 1950 in Warschau abgehalten wurde (nachdem die Labour-Regierung seine Durchführung in Sheffield verboten hatte), legte das Schwergewicht auf den Kampf gegen die deutsche Wiederbewaffnung, was einem Appell an die übelsten antideutschen Gefühle und praktisch einer Aktionseinheit mit solchen rechten, nationalistischen Kräften wie dem 'Daily Express' in England gleichkam. Im März 1951 erhob der Weltfriedensrat die noch vagere und nebelhaftere Forderung nach einem »Friedenspakt zwischen den fünf Großmächten - Vereinigte Staaten von Amerika, Sowjetunion, Chinesische Volksrepublik, Großbritannien und Frankreich« - de facto eine Aufforderung, zum Bündnis des zweiten Weltkrieges zurückzukehren.

Die Orientierung und Taktik der Bewegung war notwendigerweise auf die Mittelklasse ausgerichtet. Auf dem Warschauer Kongreß waren von zweitausend Delegierten nur 121 Arbeiter und Bauern; der ganze Rest bestand aus Angehörigen der Mittelklasse oder Intellektuellen. Im August 1950 wurde behauptet, der Stockholmer Appell trage inzwischen 273 Millionen Unterschriften. Viele dieser Unterschriften waren in Fabriken gesammelt worden; viele andere unter krimineller Vergeudung von Aufopferung und Mut der Militanten in der Illegalität, in Diktaturen. Im wesentlichen stellte die ganze Strategie ein Zugeständnis an die Politik der Mittelklasse dar und gab den Parteimitgliedern aus der Mittelklasse eine Möglichkeit zur Aktivität. In vieler Hinsicht bereitete die Friedensbewegung den Weg für Tendenzen, die nach Stalins Tod anwachsen sollten.

Teil II

1953 - 1963

�INHALT "" \l 2�7. Die Entstalinisierung und die ungarische Revolution

Am Morgen des 5. März 1953 starb Stalin. Sein Tod wurde an verschiedenen Orten verschieden aufgenommen. So schrieb Mounty Johnstone in 'Challenge' neun Tage später:

»Mit dem Hinscheiden J.W. Stalins hat das arbeitende Volk der ganzen Welt einen unersetzlichen Verlust erlitten... Sein Leben ist für jeden jungen Sozialisten ein Beispiel des Muts, der Standfestigkeit, des Glaubens an das Volk, der Verbindung von Studium und Aktion, der unerschütterlichen Prinzipientreue«.

In einem russischen Arbeitslager war die Reaktion ein wenig anders: »Am nächsten Morgen - es herrschte noch Frost - hatte das ganze Lager in Reih und Glied anzutreten, und sogar der Major, beide Hauptleute und beide Leutnants waren anwesend. Und der Major begann, düster vor Trauer, zu verkünden: "Zu unserem tiefsten Leidwesen... muß ich Euch mitteilen... daß gestern in Moskau. .." Die knochigen, kantigen, stoppeligen, rauhen Gesichter der Gefangenen verzogen sich zu einem breiten Grinsen - es fehlte nicht viel, und sie hätten laut gejubelt. Der Major sah, wie sie anfingen zu grinsen und kommandierte außer sich vor Empörung: "Die Mützen 'runter!" Hunderte von Männern zögerten, nahe daran zu gehorchen. Die Mütze nicht abnehmen - war unmöglich, sie aber abnehmen - war einfach schimpflich. Da zeigte einer, der Witzbold und Spaßmacher des Lagers, den Ausweg. Er riß sich die Mütze - eine Stalinka aus künstlichem Fell - vom Kopf und schleuderte sie in die Luft. Er hatte den Befehl ausgeführt!

Hunderte sahen es und folgten seinem Beispiel!«�

Der Stalinismus war ein gesellschaftliches System, nicht das Werk eines einzelnen. Aber als Stalin 1953 starb, hing eine soziale und ökonomische Krise über der Sowjetunion. Auf der einen Seite repräsentierte Stalin als Individuum die unangreifbare Diktatur der letzten 25 Jahre, auf der anderen Seite die Kontinuität des sowjetischen Regimes seit der bolschewistischen Revolution von 1917. Daher war sein Tod ein Faktor, der sowohl innerhalb der Sowjetunion wie international tiefe Unruhe auslöste.

�INHALT "" \l 3�Die Krise in der Sowjetunion

Die Sowjetunion war 1953 ein hungriges Land. Die Brotknappheit war offensichtlich, und ein gewöhnlicher Städter aß weniger als ein halbes Pfund Fleisch und ein Viertelpfund Fett pro Woche.

In den dreißiger Jahren hatte die stalinistische Wirtschaft Erfolge zu verzeichnen gehabt. Ein hochgradig zentralisiertes System, abgesichert durch einen massiven Terrorapparat und den Ansporn zur individuellen Produktionssteigerung à la Stachanow, ermöglichte es der Sowjetunion, sich ökonomisch am eigenen Schopf aus dem Sumpf zu ziehen. Aber das war keine geplante Wirtschaft. Es ist sinnlos, eine Wirtschaft, in der die Übererfüllung, ja sogar die Verdreifachung des Plans eine übliche und lobenswerte Leistung ist, als Planwirtschaft zu bezeichnen. In den 50er Jahren versagte das System. Die Arbeiter hatten keinerlei Kontrolle über die Produktion, keinerlei gemeinsame Interessen mit den Bürokraten, und deshalb richteten sie sich im System so ein, daß sie möglichst ungeschoren über die Runden kamen. Genauso wie die Arbeiter im Westen schnell lernten, die Zeitnehmer auszutricksen, lernten die russischen Arbeiter (und nicht zuletzt die örtlichen Manager), wie man die Produktionsnormen einrichten muß, um Strafen zu umgehen. Besonders akut war die Krise in der Landwirtschaft. In den letzten vier Jahren unter Stalins Herrschaft belief sich die durchschnittliche Kornernte auf nur 80 Millionen Tonnen - weniger als 1913. Stalins Terror hatte die letzte Spur organisierter Opposition gegen das Regime ausradiert. Aber unter der Oberfläche schwelte die Unzufriedenheit, und nach dem Tod Stalins brach sie im Juli an genau dem Ort aus, der das ganze stalinistische System zu charakterisieren schien: im riesigen Arbeitslager von Workuta, wo eine halbe Million Arbeiter festgehalten wurden. 10.000 Bergarbeiter traten in den Streik und hielten ihn einige Wochen durch - womit sie die Kohleversorgung von Leningrad empfindlich trafen -, bis der Streik zerschlagen wurde, nachdem 120 Führer erschossen worden waren.

In dieser Situation begannen rivalisierende Gruppen und Individuen, um Stalins Nachfolge zu kämpfen. Der erste, der aus dem Rennen geworfen wurde, war Lawrentij Berija, Innenminister und Chef der Geheimpolizei seit 1938. Die anderen Führer waren entschlossen, sich seiner zu entledigen - sei es, weil er einen Staatsstreich geplant hatte, oder einfach, weil er eine weichere Linie in der deutschen Frage befürwortete. Chruschtschow erzählte später einem italienischen Kommunisten, daß Berija auf einer Zusammenkunft des Präsidiums in die Falle gelockt und von Malenkow und Mikojan mit der Hilfe von zwei Armeegeneralen erdrosselt worden sei. Das ist, ob es nun die buchstäbliche Wahrheit ist oder nicht, sicher symbolisch für die Art "sozialistischer Legalität", wie sie in den Führungszirkeln der Kommunistischen Partei der Sowjetunion herrschte. Die offizielle Verlautbarung über Berija behauptete, er sei 1919, während des Bürgerkrieges, Agent der konterrevolutionären Regierung von Aserbeidschan, die vom englischen Geheimdienst kontrolliert wurde, geworden. Hier blitzte die Phantasiewelt der Moskauer Prozesse noch einmal auf - aber es war das letzte Mal, daß man sich solcher Methoden bediente. Die neuen Männer zogen subtilere Methoden vor.

�INHALT "" \l 3�Der Aufstieg Chruschtschows

Der Mann, der sich jetzt in den Vordergrund schob, war Chruschtschow; er vertrat eine "zentristische" Position zwischen Konservativen wie Molotow und "Liberalisierern", wie Malenkow. Obwohl Nikita Chruschtschow 1894 geboren wurde, gibt es bei ihm keine Anzeichen einer revolutionären Aktivität vor 1917. Er trat 1918 den Bolschewiki bei, als sie schon die herrschende Partei waren. Danach war er ein loyaler und energischer Bürokrat, der zur harten "praktischen" Gruppe von Verwaltungsmenschen gehörte, die die Macht von den revolutionären Idealisten übernahm, als Stalin seine Herrschaft errichtete. Trotz all seiner späteren Angriffe auf Stalin konnte Chruschtschow nicht bestreiten, daß ihm genausoviel Blut an den Händen klebte wie jedem anderen Bürokraten, der Stalin loyal gedient hatte.

Chruschtschow war ein Pragmatiker. Natürlich ermöglichte ihm gerade diese Eigenschaft, die Kette der Säuberungen zu überleben. Jeder, der so etwas wie Prinzipien hatte und an ihnen festhielt, prallte unweigerlich früher oder später mit Stalin zusammen.

Chruschtschows neue Politik brachte einen Angriff auf die existierende Bürokratie mit sich. Tausenden wurde der Laufpaß gegeben. Um dies durchzusetzen, mußte er die Unterstützung der unteren Bürokraten gewinnen.

�INHALT "" \l 3�Friedliche Koexistenz

Aber es ging nicht nur um die sowjetische Binnenwirtschaft. In den Jahren, die auf Stalins Tod folgten. vollzog sich auch ein bedeutender Umschwung in der sowjetischen Außenpolitik. Am 8. August 1953 verkündete Malenkow, daß die Sowjetunion eine Wasserstoffbombe hergestellt hatte. Unter Stalin war das ganze Problem der Kernwaffen von der sowjetischen Führung heruntergespielt worden; aufgrund eines Dogmas, das als leninistische Orthodoxie ausgegeben wurde, konnte sie sich nicht vorstellen, daß eine rein technologische Erfindung ihre politische Strategie verändern könnte.

Der Pragmatiker Chruschtschow, der sich wenig um die leninistische oder irgendeine andere Orthodoxie scherte, dafür aber über einen ausgeprägten Sinn für die Realitäten von Macht und Gewalt verfügte, hatte ein viel besseres Gespür für die Bedeutung des atomaren Gleichgewichts des Schreckens, das jetzt eingetreten war. Er erkannte, daß einerseits die konventionelle Kriegsführung jetzt überlebt war, soweit es sich um eine größere Konfrontation zwischen den beiden großen Machtblöcken handelte, und daß andererseits keine Seite einen sinnvollen "Sieg" in einem Atomkrieg davontragen konnte.

Das atomare Schreckensgleichgewicht war eng mit den Problemen der sowjetischen Wirtschaft verknüpft. Solange die Sowjetunion das gleiche Niveau militärischer Macht wie ihre Gegner erreichen muß, ist sie gezwungen, ihre gesamte Wirtschaft auf die Produktion der notwendigen Vernichtungsmittel auszurichten. Dieses Rüstungswettrennen ist das wesentliche Bindeglied zwischen den offensichtlich verschiedenen Volkswirtschaften der UdSSR und der USA; die Sowjetunion hat wie Amerika Schwierigkeiten zu gewärtigen, wenn die Rüstungsausgaben zu stark steigen oder fallen. Auf diesem Hintergrund muß die Entwicklung der sowjetischen Außenpolitik gesehen werden.

1953 war es soweit, daß beiden Seiten im Kalten Krieg an ersten Schritten in Richtung Entspannung gelegen war. Es ist nicht der Zweck dieses Berichts, die Zickzack-Bewegungen der internationalen Beziehungen von Tag zu Tag zu verfolgen. Wichtig ist der Nachdruck, der von jetzt an in allen kommunistischen Erklärungen auf die "friedliche Koexistenz." gelegt wurde. Die Erklärung der einundachtzig KPs, die im November 1960 in Moskau zusammenkamen, formulierte es so: »Die Politik der friedlichen Koexistenz entspricht den Grundinteressen aller Völker, die alle keine grausamen Kriege wollen und dauerhaften Frieden suchen. Diese Politik stärkt die Positionen des Sozialismus, steigert das Ansehen und den internationalen Einfluß der sozialistischen Länder und fördert das Ansehen und den Einfluß der kommunistischen Parteien in den kapitalistischen Ländern. Der Friede ist ein zuverlässiger Verbündeter des Sozialismus, denn die Zeit arbeitet für den Sozialismus, gegen den Kapitalismus.«

Die Implikationen dieser Position für die gesamte Strategie der Kommunistischen Parteien und das Verhältnis der internationalen Bewegung zur russischen Bürokratie sind gewaltig. Die Perspektive ähnelt sehr derjenigen der Zweiten Internationale vor 1914: die Verwirklichung des Sozialismus ist Teil eines langen Prozesses, und die Zeit ist auf unserer Seite; es ist nicht Sache der KPs, die Macht zu ergreifen, sondern ihr "Ansehen und ihren Einfluß" zu. entwickeln.

Die Theorie der "friedlichen Koexistenz" bedeutete eine Revision der sowjetischen Haltung zum Neutralismus. 1947 hatte das Kominform erklärt: Die ganze Welt ist in "zwei Lager" gespalten, wer nicht für uns ist, ist gegen uns. Aber beim Aushandeln der Abkommen in Korea und Indochina zeigte sich die Sowjetunion willens, das Heranwachsen einer ganzen Reihe neutraler Pufferstaaten ins Auge zu fassen. Dieser Wandel bedeutete, daß der Streit mit Jugoslawien beigelegt werden mußte. Die Angriffe wurden langsam gedämpft; am 27. März 1953 wurde Tito den Lesern von 'Für einen dauerhaften Frieden...' immer noch als "der Schlächter Tito, der Anführer der jugoslawischen Faschisten und Chef des amerikanisch-britischen Spionagezentrums in Belgrad" serviert. Aber im Herbst desselben Jahres erwähnten die Berichte über einen "wirtschaftlichen Verfall" in Jugoslawien nichts von einem Faschismus in diesem Land. Die faschistische Herrschaft hatte sich wahrscheinlich genauso mysteriös verflüchtigt, wie sie entstanden war. Im Mai 1955 besuchte Chruschtschow Jugoslawien, um Tito eine Erklärung abzugeben, die einer Entschuldigung gleichkam. Und am 25. November desselben Jahres erklärte 'Für einen dauernden Frieden...', warum die guten Beziehungen zwischen der Sowjetunion und Jugoslawien "gestört" gewesen seien (die Untertreibung des Jahrzehnts). Alle Anschuldigungen hätten sich gegründet auf »arglistig von jenen verächtlichen Agenten des Imperialismus fabriziertes Material« - gemeint waren Berija und Abakumow.

�INHALT "" \l 3�Die Entstalinisierung

Das war das letzte Mal, daß Berija posthum als Sündenbock herhalten mußte. Für Ersatz war gesorgt. Denn wenn Chruschtschow seinen neuen Kurs in Wirtschaft und Außenpolitik festigen wollte, wenn er seine eigene Position und die seiner Verbündeten stärken und diejenigen diskreditieren wollte, die eine Rückkehr zur Politik der Stalinära herbeizuführen suchten, dann mußte er den ganzen Stalinmythos zerstören.

Die ersten Schritte zur "Entstalinisierung" wurden unter Malenkow gemacht, nur Wochen nachdem Stalin den letzten Atemzug getan hatte. Anfangs bestanden sie aus unscheinbaren Andeutungen - ein sorgfältig plaziertes Adjektiv, wenn von den Geboten »des großen Lenin und von Stalin« die Rede war, oder die schwindende Bedeutung, die man den Jahrestagen von Stalins Tod gab.

Im Februar 1956 fühlte sich Chruschtschow stark genug, über bloße Andeutungen hinauszugehen. In diesem Monat wurde der Zwanzigste Parteitag der Kommunistischen Partei der Sowjetunion in Anwesenheit kommunistischer Führer aus der ganzen Weit abgehalten. Tito sprach und wurde mit anhaltenden Ovationen begrüßt. Enver Hodscha pries Chruschtschow und erwähnte Stalin nicht. Chruschtschow wurde eindeutig als der Führer der internationalen Bewegung anerkannt, als der Mann, der die Linie festlegte.

Chruschtschow hielt auf dem Parteitag zwei Reden. In der ersten, öffentlichen, verurteilte er den "Personenkult", ohne Stalin jedoch ausdrücklich zu erwähnen: in der zweiten, der sogenannten Geheimrede, gab er einen detaillierten Bericht von Stalins Verbrechen. Die Rede wurde lang, denn es war eine Fülle von Material zu behandeln - die grobe Verletzung der Legalität, der Mord an führenden Bolschewiken, die verbrecherische Verantwortungslosigkeit während des Zweiten Weltkriegs, die Selbstverherrlichung und die Entstehung der Geschichte. Vieles von dem, was Chruschtschow zu sagen hatte, bestätigte, was Trotzki und seine Anhänger schon seit zwanzig Jahren sagten.

Chruschtschows sorgfältig formulierte Rede markierte klar die Grenzen seiner Kritik. Denn er selber war ja der Erbe des Systems, das Stalin aufgebaut hatte; er hatte nicht die Absicht, dieses System von Grund auf zu ändern oder in Frage zu stellen. Für Chruschtschow begannen Stalins Verbrechen 1934; die Ereignisse, die diesem Jahr vorausgingen, wurden nicht infrage gestellt; tatsächlich wich er von seiner sonstigen Darstellung ab, um zu betonen, daß Stalin im Kampf gegen den Trotzkismus eine "positive Rolle" gespielt habe. Darüber hinaus versuchte Chruschtschow in einer recht unmarxistischen Weise, Stalin in psychologischen Begriffen zu interpretieren; seine Fehler wurden aus seinem Temperament erklärt.

Obwohl diese Rede "geheim" war, war ihr wesentlicher Inhalt bald öffentliches Gemeingut. Die Auswirkungen der Entstalinisierung waren jedoch streng begrenzt. Die meisten Arbeitslager wurden aufgelöst und bestimmte soziale Reformen durchgeführt. Aber es gab noch immer nicht das Recht, eine oppositionelle politische Tendenz oder eine unabhängige Gewerkschaft zu organisieren. Chruschtschow scheint sich der Gefahren wohl bewußt gewesen zu sein, die der von ihm ausgelöste Prozeß in sich barg, Gefahren, die Sartre prophetisch mit den Worten zusammenfaßte: »Die Entstalinisierung wird mit der Entstalinisierung der Entstalinisierer enden.«

Kurz nach dem 20. Parteitag wurde das Kominform aufgelöst. Die sowjetische Führung zollte der internationalen Bewegung immer noch rhetorischen Tribut und berief sogar Konferenzen der kommunistischen Parteien der Welt ein. Aber von jetzt an war klar, daß die Verteidigung der Sowjetunion nicht von der internationalen kommunistischen Bewegung abhing; sie war abhängig davon, daß das sowjetische atomare Verteidigungssystem mit dem amerikanischen Schritt hielt.

�INHALT "" \l 3�Das Ende des Kalten Krieges

Es war das Hauptziel der sowjetischen Außenpolitik, einen Weg zur Koexistenz mit den Amerikanern zu finden. So sagte Chruschtschow zu dem amerikanischen Journalisten C. L. Sulzberger:

»Wir [die Sowjetunion und die Vereinigten Staaten] sind die mächtigsten Länder der Welt, und wenn wir uns gemeinsam für den Frieden einsetzen, kann es keinen Krieg geben. Sollte doch ein Verrückter den Krieg wollen, brauchen wir nur den kleinen Finger zu rühren, um ihn davon abzubringen.«�

Das war ein deutlicher Vorschlag für eine neue Heilige Allianz, mit der die beiden atomaren Großmächte die existierende - imperialistische Weltordnung gegen jeden "Unruhestifter" aufrechterhalten würden. So jedenfalls mußte es für die Chinesen aussehen.

Natürlich gab es auf dem Weg der friedlichen Koexistenz Höhen und Tiefen. Bevor das nukleare Abschreckungsgleichgewicht errichtet werden konnte, waren einige Konfrontationen notwendig. Als Castros Regime in Kuba seine Bekehrung zum "Marxismus-Leninismus" verkündete und Handel und militärische Bande mit der Sowjetunion anstrebte, ergriff Chruschtschow die Gelegenheit, sein Prestige zu erhöhen und in Lateinamerika Fuß zu fassen. Im September 1962 unterzeichnete Che Guevara ein Abkommen über die Stationierung von sowjetischen Atomraketen auf Kuba. Die Vereinigten Staaten antworteten darauf mit einer Blockade für alle Schiffe, die militärische Ausrüstung nach Kuba bringen sollten und drohten weitere Schritte an, wenn die Raketen nicht abgezogen würden. Sechs Tage lang schien die Welt einem Atomkrieg näher zu sein als je zuvor - oder seither. Dann stimmte Chruschtschow einem Abzug der Raketen im Austausch für einige kleinere Konzessionen zu. Die "Konfrontationsphase" des Kalten Krieges war vorbei: Von jetzt an herrschte zwischen der Sowjetunion und den Vereinigten Staaten ein stillschweigendes, aber deutliches Einverständnis darüber, wie weit jede Seite zu gehen bereit war.

�INHALT "" \l 3�Die Krise in Osteuropa

In der Sowjetunion selbst wurde die Entstalinisierung mit nur kurzen und gelegentlich auftretenden sozialen Unruhen durchgeführt. In den ,Satellitenstaaten' in Osteuropa war die Situation jedoch ganz anders. Das ganze soziale Gefüge befand sich dort in einem viel instabileren Zustand.

Die nationalen Bürokratien, die in den osteuropäischen Staaten herrschten, waren nicht die direkten und gehorsamen Agenten Moskaus. Mehr und mehr gerieten ihre Interessen in Konflikt mit denen der Herrschenden in der Sowjetunion. Nicht nur, daß die Sowjets sie weiter ökonomisch ausbeuteten, indem sie zum Beispiel ihre Produkte billig einkauften und sie auf dem Weltmarkt unterboten; schon ihre bloße Existenz war für die sowjetische Führung keine Selbstverständlichkeit. Die neuen Regimes gründeten sich auf die anhaltende und zunehmende Ausbeutung der Arbeiterklasse. Das bedeutete ähnliche Angriffe auf die Lebensbedingungen und den Lebensstandard der Arbeiter wie im Westen. Akkordarbeit wurde gefördert und ausgeweitet. "Produktivität" war ein zentrales Thema der an die Arbeiterklasse gerichteten Ermahnungen. Der Versuch, die Arbeiter für die ökonomische Entwicklung ihrer Länder bezahlen zu lassen, hatte Erfolg; 1953, im Todesjahr Stalins, betrugen die Reallöhne der Industriearbeiter in der Tschechoslowakei 84%, in Ostdeutschland 89% und in Polen 72% des Vorkriegsniveaus, während in der Periode von 1950 bis 1955 die jährlichen Wachstumsraten des Nationaleinkommens in diesen Ländern folgende waren: Tschechoslowakei 8%, Ostdeutschland 11,4%, Polen 8,6% - höhere Raten, als jemals später erreicht werden konnten .�

1953 war eine Reform der Volkswirtschaften Osteuropas notwendig geworden. In der ersten Zeit ihres Bestehens hatten die Volksdemokratien auf riesige Reserven an Arbeitskräften und Ressourcen zurückgreifen können; als diese fast aufgezehrt waren, wurde ein rationelleres Wirtschaften notwendig. Das jedoch war unvereinbar mit der Atmos�phäre des Terrors, die die Säuberungen und Prozesse der frühen fünfziger Jahre begleitet hatte, als die häufigen Änderungen der Produktionsnormen Betrügereien und Hamsterei begünstigt hatte.

Die Entstalinisierung erfüllte eine wirkliche soziale Funktion für die Bürokratien in Osteuropa; aber sie vertiefte auch die Krise, der diese sich gegenüber sahen. Es gab eine gewisse Schwächung des Unterdrückungsapparates. Die Aufeinanderfolge von Säuberung und Rehabilitierung wirkte demoralisierend auf die Polizei; Wachsamkeit gegen "Staatsfeinde" wurde nicht ermutigt, wenn man damit rechnen mußte, daß Überzeugungen mit dem nächsten Umschlag der politischen Windrichtung weggeblasen würden. Tatsächlich war die Lage günstig für eine Rückkehr der Arbeiterklasse auf die geschichtliche Bühne.

�INHALT "" \l 3�Der Aufstand in Ostberlin

Die erste dramatische Explosion erfolgte im Juni 1953, als Ostberliner Bauarbeiter sich gegen das Vorhaben zur Wehr setzten, die Produktivität auf ihre Kosten zu erhöhen. Am 16. Juni machten sechzig Arbeiter, die auf einem Krankenhausgelände beschäftigt waren, eine Protestdemonstration; am nächsten Tag folgte ein Generalstreik in ganz Ostberlin, der sich auf etwa siebzig Orte in Ostdeutschland, darunter viele größere Städte, ausdehnte. An einigen Orten nahm der Streik aufständische Dimensionen an; in Jena zum Beispiel stürmten Arbeiter das Polizeigebäude.

Zur Unterdrückung des Streiks wurden sowjetische Truppen eingesetzt; die Schätzungen, wieviele Menschen getötet wurden, schwanken zwischen 19 und 267.

Ungefähr zur gleichen Zeit traten auch Arbeiter in anderen Teilen Osteuropas in Aktion. In der Tschechoslowakei gab es Erhebungen in den großen Industriezentren Pilsen und Ostrava. Auch aus Ungarn und Rumänien wurden Streiks gemeldet.

�INHALT "" \l 3�Polen 1956

Im Westen jedoch waren die Auswirkungen der Ereignisse von 1953, die sich zu einer Zeit abspielten, als die Hysterie des Kalten Krieges sich noch auf ihrem Höhepunkt befand, gering. Drei Jahre später, nach der Rede Chruschtschows, sollten die Ereignisse in Polen und Ungarn viel tiefgreifendere Auswirkungen haben. In Polen führte die Entstalinisierung im Frühjahr 1956 zu Veränderungen in der Parteiführung und zu einer liberaleren Atmosphäre. In diesem Klima traten die Arbeiter der Lokomotivfabrik Zispo in Poznan in Streik. Anlaß dazu waren Ökonomische Forderungen wie die Bezahlung von bereits geleisteten Überstunden. In der herrschenden angespannten Situation mußten solche Forderungen den Stein ins Rollen bringen. Der Streik wurde zur Demonstration; die Demonstration zum Aufstand. Die Polizeistation wurde genommen, polnische Truppen intervenierten, und die Zusammenstöße kosteten 113 Menschen das Leben.

Der Streik wurde isoliert und niedergeschlagen, aber die Herrschenden in Polen, unter denen Gomulka der kommende Mann war, erkannten die Notwendigkeit, Zugeständnisse zu machen. Nicht nur die Arbeiter, sondern auch die Intellektuellen und niederen Funktionäre wollten Veränderungen. Die polnischen revolutionären Sozialisten Kuron und Modzelewski haben darauf hingewiesen, daß die Arbeiterklasse es in dieser Periode versäumt hat, sich als unabhängige politische Kraft zu etablieren:

»In dieser Kraftprobe auf nationaler Ebene trennte sich die Linke weder von der technokratischen Strömung in der Bewegung der Arbeiterräte (die Forderung, daß die Fabriken von Räten geleitet werden sollten, ging nicht über das Programm der Technokratie hinaus) noch von der liberalen Bürokratie. Sie formierte sich nicht getrennt von der allgemeinen antistalinistischen Front als eine spezifisch proletarische Bewegung. In dieser Situation war sie offensichtlich nicht in der Lage, ihr politisches Programm zu formulieren, es organisiert unter den Massen zu propagieren und eine Partei zu schaffen. Da all dies fehlte, konnte sie keine politisch unabhängige Kraft werden und mußte deshalb zu einem linken Anhängsel der herrschenden liberalen Bürokratie werden.«�

So kam es, daß das Ganze in einer Sackgasse endete.

�INHALT "" \l 3�Ungarn

Die wirkliche Krise brach in Ungarn aus, denn hier prallten die Klassengegensätze unmittelbar aufeinander. Auch in Ungarn war die Bürokratie gespalten. In dem aufgewühlten Klima von 1956 engagierten sich zunehmend Teile der Mittelklasse in der politischen Diskussion. Ihr Mittelpunkt war der sogenannte "Petöfi-Kreis" in Budapest, der den wichtigsten Nährboden für kritische Ideen darstellte.

Gegen Ende Oktober 1956 kamen die Budapester Studenten zusammen, um ihre Forderungen zu formulieren. Ihr Programm zeigte die ganze Verwirrung, die noch in den Köpfen der Studenten herrschte, und auch, in welchem Ausmaß sie unter dem Einfluß nationalistischer Ideen standen. Sie forderten zwar den Abzug der sowjetischen Truppen aus Ungarn, die Errichtung einer Regierung unter Imre Nagy und das Streikrecht für die Arbeiter; aber sie forderten auch das Recht für Ungarn, sein Uranium auf dem Weltmarkt zu verkaufen, und - die Wiedereinsetzung des traditionellen Kossuth-Wappens an Stelle des gegenwärtigen, das "dem ungarischen Volk fremd" sei.

Am 23. Oktober gingen die Studenten auf die Straßen von Budapest, um ihre Forderungen in die Öffentlichkeit zu bringen; die politische Polizei eröffnete das Feuer auf sie. Jetzt wurde deutlich, daß es in Wirklichkeit nicht um die besonderen Forderungen der Studenten ging, sondern um die Machtfrage. Russische Truppen wurden gegen die Demonstranten eingesetzt, Nagy in den Sessel des Ministerpräsidenten katapultiert - die ungarische Arbeiterklasse wurde aktiv. In Budapest zogen die Arbeiter auf die Straßen - und im Verlauf der Kämpfe erfolgten die heftigsten Zusammenstöße in den industriellen Vororten. Auch in anderen Landesteilen erhoben die Arbeiter ihre Forderungen; im Nordosten Ungarns wählten dreißigtausend Bergarbeiter Delegierte, die den Ruf nach freien Wahlen erheben sollten. Die Bauern rund um Budapest versorgten die Kämpfenden mit Lebensmitteln.

Zwischen dem 28. und 30. Oktober breiteten sich die Arbeiterräte wie ein Lauffeuer in ganz Ungarn aus. Die Räte trugen viele Namen -Revolutionsrat, revolutionärer Arbeiterrat, Arbeiter- und Soldatenrat, Revolutionär-sozialistisches Komitee - aber ihre Ziele waren überall ähnlich: die Lebensmittelversorgung zu organisieren, mit den sowjetischen Truppen zu verhandeln, die Ordnung aufrechtzuerhalten und ungezügelte Elemente in den eigenen Reihen zurückzuhalten. Sie warfen auch die allgemeine Frage der Kontrolle der gesellschaftlichen Produktion auf.

Die Schaffung von Organen der Arbeitermacht erreichte in Ungarn nach dem Zweiten Weltkrieg sicher ein höheres Niveau als je in irgendeinem Land; die ungarischen Arbeiterräte sind die direkten Nachkommen der russischen Sowjets von 1917.

Natürlich war die ungarische Revolution keine "reine" Revolution der Arbeiterklasse. So etwas hat es nie gegeben und wird es nie geben. Rechtsradikale Elemente, klerikale Tendenzen und sogar offene Faschisten lagen auf der Lauer und hofften auf den Sturz des Regimes. Aber unter all den Forderungen, die die Arbeiterräte aufstellten, wurde nirgendwo der Ruf nach einer Reprivatisierung der Produktionsmittel laut. Das Wichtige an der Bewegung war nicht, ob sie ein richtiges Programm hatte oder nicht, sondern daß Massen von Arbeitern beteiligt waren und tastend nach einer Lösung suchten. Die Umstände ließen ihnen jedoch nicht viel Zeit dazu.

Am 4. November drangen sowjetische Panzer, die erst kurz zuvor abgezogen waren, wieder nach Budapest ein. Die Arbeiterklasse litt am meisten unter der Repression; die am schwersten beschädigten Teile Budapests waren die Arbeiterviertel; die Krankenhausstatistiken zeigen, daß mehr als 80% der Verletzten junge Arbeiter waren. Trotz der blutigen Unterdrückung setzten sich Streiks und passiver Widerstand bis ins neue Jahr hinein fort. Erst am 8. Januar 1957 erklärte der Zentrale Arbeiterrat von Czepel, die Umstände beraubten ihn jeder Macht: »Deshalb geben wir unser Mandat an die Arbeiter zurück«. Die Ereignisse zeigten, daß die revolutionäre Aktion der sicherste Weg war, um Reformen zu erreichen - Lohnerhöhungen wurden bewilligt und die Produktionsnormen außer Kraft gesetzt.

�INHALT "" \l 3�Die Auswirkungen der ungarischen Revolution

Der Stalinismus als Strömung in der Arbeiterbewegung war aus der Niederlage geboren und gedieh auf dem Boden der Passivität; der Ausbruch der Eigeninitiative der Arbeiterklasse in Ungarn hatte deshalb eine Krise in der internationalen Bewegung zur Folge. Die Entstalinisierung hatte bereits ein Klima geschaffen, wo Forderungen und Fragen laut wurden; die ungarischen Ereignisse machten aus Kratzern offene Wunden.

Die Revolution in Ungarn war nicht nur als nationale Erscheinung von Bedeutung, sondern als "ansteckende Krankheit", die alle osteuropäischen Satelliten erfassen konnte, und der Entschluß der sowjetischen Führer zur Intervention wurde zumindest teilweise unter dem Druck anderer Parteien gefaßt - wahrscheinlich der chinesischen, rumänischen, ostdeutschen und tschechischen. Die ungarischen Bürokraten benutzten das Ansehen der internationalen Bewegung als Hilfsmittel zur Wiederherstellung der Ordnung: Am 2. Dezember sprach André Stil, der Herausgeber der Tageszeitung der französischen KP, 'L'Humanité', im Budapester Rundfunk und erklärte der Bevölkerung, die französischen Arbeiter seien froh über den Ausgang, den die Sache genommen hätte.

Ein genauerer Blick auf die französische kommunistische Partei zeigt die komplexe Reaktion auf die ungarischen Ereignisse. Die Parteiführung trat aus vollem Herzen als Public-Relations-Agentur für die sowjetische Regierung auf. Am 3. November brachte 'L'Humanité' eine Erklärung von Etienne Fajon im Namen des Zentralkomitees:

»Die Ereignisse der letzten zehn Tage in Ungarn bieten sicherlich ein außerordentlich wirres Bild. Dennoch ist wahr, daß sie das Ergebnis konterrevolutionärer Aktivität sind, die schon lange sorgfältig vorbereitet wurde. Die Tatsache, daß Arbeiter - irregeführt oder auch aus berechtigter Unzufriedenheit - am Aufruhr teilgenommen haben, ändert nichts an seinem Klasseninhalt, der durch seine eingestandenen Ziele, seine Orientierung und die Unterstützung, die er erhielt, klar enthüllt wird. Es ist jetzt offensichtlich, daß eine illegale konterrevolutionäre Bewegung in Ungarn existierte, vom Ausland unterstützt und gut bewaffnet, vorbereitet durch erprobte Kader der ehemaligen faschistischen Armee.«

Aber es war schon schwieriger, die Anhänger der Partei zum Mitmachen zu bringen. Eine Reihe von lntellektuellen, unter ihnen Picasso, der Romancier Roger Vaillant und andere, protestierten gegen die sowjetische Aktion. Noch bezeichnender ist, daß die Partei ihre Linie in der CGT nicht durchsetzen konnte, obwohl die CGT seit der Spaltung 1947 eine loyale Verfechterin der Politik der KP war. In einigen Fabriken weigerten sich Militante der CGT, Flugblätter zu verteilen und traten sogar aus der Gewerkschaft aus�) Die Meinungsverschiedenheit spiegelte sich auch in der CGT-Führung wider. Die CGT hatte zwei Generalsekretäre, von denen einer, Benoit Frachon, ein führendes KP-Mitglied war und öffentlich seiner persönlichen Unterstützung für die sowjetische Aktion Ausdruck gab. Aber er konnte seine Kollegen nicht mitziehen, und am 13. November gab die CGT folgende, ziemlich lahme Erklärung heraus: »Unsere Rolle und Pflicht ist es, den Charakter der CGT als einer Organisation zu bewahren, die allen Lohnabhängigen offensteht, unabhängig von politischen, philosophischen oder religiösen Meinungen... Es ist die Pflicht aller, sicherzustellen, daß die CGT eine große Einheitsorganisation bleibt, in der niemand belangt wird, weil er seine Meinung äußert oder seine politische und religiöse Tätigkeit außerhalb der Gewerkschaft ausübt.«

Im März 1957 führte das IFOP (Französisches Meinungsforschungsinstitut) eine Meinungsumfrage unter den KP-Wählern durch.� Wenn solche Methoden auch nur von begrenztem Wert sind für die Untersuchung des Bewußtseinsstands, so sind die Resultate doch interessant, weil sie widerspiegeln, wie weit sich der stalinistische Mythos in den Köpfen der Arbeiter festgesetzt hatte und wie sehr er jetzt erschüttert wurde. Man sollte sich daran erinnern, daß die Stichprobe nicht unter KP-Mitgliedern durchgeführt wurde, die in ihrer Aussage gebunden sind, sondern unter den fünf Millionen Wählern - vorwiegend Arbeiter und Bauern -, die ein Jahr zuvor die KP zur größten Partei in der Nationalversammlung gemacht hatten:

�INHALT "" \l 3�Frage 1:

�INHALT "" \l 3�Gefühle während der Unterdrückung:



in Prozent		Überraschung:					7

			Angst vor Konsequenzen:				17

			Genugtuung:					22

			Großer Schmerz:					7		

			Unglauben:					3

			Empörung:					5

			Erleichterung:					28

			Enttäuschung:					 4

			Wut:						2

			Fehlen von Stolz:					5

�INHALT "" \l 3�



�INHALT "" \l 3�Frage 2:

�INHALT "" \l 3�Faktoren, die für die wichtigsten Ursachen des Aufstandes gehalten werden:

in Prozent		Anstiftung durch Ausländische Agenten:	56

			Hunger und Armut:				10

			Aktivitäten der Katholiken:			22				Haß auf die fremden Truppen:			7

			Erbitterung über die Kommunisten:			10

			Fehlende Freiheit:				10

			Eine faschistische Verschwörung:			51

Unter den Militanten der KP herrschte beträchtliche Demoralisierung. Am 7. November versuchten Rechtsradikale, das Hauptquartier der KP in Brand zu setzen; die Gegendemonstration am nächsten Tag mobilisierte nur 30.000 Menschen, während einige Jahre früher der Protest gegen die Beschlagnahmung von 'L'Humanité' Hunderttausende auf die Straße gebracht hatte. Im Februar 1957 war die Mitgliederzahl auf 287.000 abgesunken - 70.000 weniger als im Jahr zuvor. Aber im Laufe des Jahres 1957 bekam die Führung die Mitglieder wieder unter Kontrolle, indem sie einen verbissenen Linienkampf in den Zellen ausfocht. Und wenn die Unterstützung der Partei durch die Wähler einen Rückschlag erlitt, so doch nur vorübergehend. Meinungsumfragen zeigten, daß im November 1956 nur 68% von denen, die bei den letzten Wahlen kommunistisch gestimmt hatten, immer noch ihre Stimme der KP geben wollten; aber im März des folgenden Jahres war die Zahl wieder auf ihrem normalen Stand von über 80 Prozent.

In Italien machte sich die Uneinigkeit stärker in der Parteiführung bemerkbar. Togliatti, der später ein - ganz und gar unverdientes Ansehen wegen seines "Liberalismus und "Anti-Stalinismus" erwarb, verteidigte in einer Rede am 20. Januar 1957 loyal die sowjetische Aktion:

»Aus dem, was in Italien in den Zeitungen der Großbourgeoisie und der Priester geschrieben wurde, geht deutlich hervor, daß das Ziel die Vernichtung aller Errungenschaften der Revolution und die Restauration eines faschistischen Regimes war, das schnell zur Arena einer Kriegsprovokation gegen alle sozialistischen Länder geworden wäre und die Kriegsgefahr in ganz Europa heraufbeschworen hätte.«

Aber eine so bedeutende Figur wie Giuseppe di Vittorio, ein kommunistischer Veteran, der in Spanien gekämpft hatte und Generalsekretär der Gewerkschaft CGIL war, in der Kommunisten und Sozialisten immer noch Seite an Seite arbeiteten, widersprach Togliatti. Di Vittorio war sich bewußt, daß es seine Glaubwürdigkeit als Gewerkschaftsführer nicht gerade stärkte, wenn er einfach über Massenbewegungen der Arbeiter in Osteuropa hinwegging. Schon zur Zeit des Aufstands von Poznan hatte er in der italienischen KP-Zeitung geschrieben, daß sogar in sozialistischen Ländern die Gewerkschaften »die Aufgabe haben, die gerechten Forderungen der Arbeiter energisch zu verteidigen, im Hinblick auf die Erfordernisse der allgemeinen Entwicklung der sozialistischen Gesellschaft«.�

Als die sowjetischen Truppen in Ungarn in Aktion traten, übte die Sozialistische Partei umgehend heftig Kritik; Nenni stellte die Hälfte seines Stalin-Preises für die Ungarn zur Verfügung, und die Sozialistische Partei trennte sich von der KP. Das Ergebnis war, daß die CGIL am 28. Oktober 1956 zum ersten Mal seit 1948 eine Position einnahm, die sich deutlich von der der KP unterschied. Die Exekutive gab eine Erklärung heraus, in der es hieß, daß »die CGIL, getreu dem Prinzip der Nichteinmischung eines Staates in die inneren Angelegenheiten eines anderen, es beklagenswert findet, daß eine Intervention ausländischer Truppen in Ungarn erbeten wurde und stattfand.«

Di Vittorio fügte eine persönliche Erklärung hinzu, die mit der Linie der CGIL übereinstimmte, die 'L'Unitá' aber nicht veröffentlichte. Wie die französische Partei brachte die KPI es fertig, den Sturm zu meistern und ihren Einfluß auf die Arbeiterklasse zu erhalten, aber die Zahl ihrer Mitglieder fiel von 2.036.000 im Jahr 1956 auf 1.790.000 1957.

Die kleineren KPs waren noch unbeständiger in ihren Reaktionen. Am 5. November 1956 brachte der New Yorker 'Daily Worker', die Zeitung der KPUSA, einen Leitartikel, der die sowjetische Aktion verurteilte. Die "orthodoxe" Linie wurde zwar innerhalb eines Jahres wieder durchgesetzt, doch um den Preis eines sehr großen Teiles der Mitglieder. Die indische und isländische KP protestierten ebenfalls.

In England machten sich die Auswirkungen von Ungarn noch schärfer bemerkbar. Die Parteimitgliedschaft, die im Februar 1956 33.095 betragen hatte, fiel bis Februar 1958 auf 24.670.

Die Führung hatte die sowjetische Aktion bedingungslos unterstützt. trotz der Tatsache, daß der Budapester Korrespondent des 'Daily Worker', Peter Fryer, Berichte schickte, die mit den ungarischen Arbeitern sympathisierten. Einige führende Parteimitglieder traten auf der Stelle zurück - John Horner, Sekretär der Feuerwehrgewerkschaft, Alex Moffat von den schottischen Bergarbeitern und (nachdem er den Parteisekretär John Gollan in einem Schreiben gebeten hatte, die Partei aufzulösen) Les Cannon von der Elektrikergewerkschaft.

Andere blieben dabei, um weiterzukämpfen. Die Unzufriedenheit war so groß, daß die Partei Ostern 1957 einen außerordentlichen Parteitag abhalten mußte. Nach einer heftigen Auseinandersetzung, in der die Diskussion der ungarischen Frage mit der der innerparteilichen Demokratie verknüpft wurde, über die nach den Enthüllungen des zwanzigsten Parteitages eine Debatte begonnen hatte, behauptete die Parteiführung ihre Linie und hielt den Apparat intakt, wenngleich um den Preis vieler ihrer besten Mitglieder.

Natürlich waren nicht alle, die die Partei verließen, Revolutionäre, deren Glaube an die Arbeiterkontrolle durch Ungarn entflammt war. Vielen von ihnen war die KP-Mitgliedschaft schon lange ein Hindernis in ihrer Universitäts- oder Gewerkschaftskarriere. Einige rückten auch nach links. Ungefähr zweihundert ehemalige KP-Mitglieder - davon die Hälfte Arbeiter - schlossen sich einer kleinen trotzkistischen Gruppe an, die früher mit der Zeitung 'Socialist Outlook' (Sozialistische Perspektive) verbunden war. Als Resultat wurde der 'Newsletter' (Rundschreiben) im Mai 1957 gestartet. Und einige der Parteiintellektuellen gründeten eine Zeitschrift namens 'The New Reasoner', die später in der 'New Left Review' aufgehen sollte. Obwohl beide Tendenzen ihre Schwächen hatten (was der rasche Verlust vieler ihrer Ex-KP-Mitglieder beweist), leisteten sie einen bedeutenden Beitrag zur Wiedergeburt eines von der KP unabhängigen britischen Marxismus.

Die Parteiführung stellte die Behauptung auf - eine Behauptung, die oft von Journalisten und Historikern akzeptiert wurde, welche an das "Gewissen der Mittelklasse" glaubten, - daß die große Mehrheit derer, die die Partei wegen Ungarn verließen, Intellektuelle waren, während die Mitglieder aus der Industriearbeiterschaft loyal blieben. Brian Behan (ein Bauarbeiter und das einzige Mitglied der Exekutive, das wegen Ungarn austrat) griff diese Auffassung Anfang 1957 an: »Den Mythos von der felsengleichen Arbeiterklasse und den schwankenden Intellektuellen sollte man ein für allemal über Bord werfen. Viele Arbeitergenossen sind beunruhigt wegen Ungarn. Einige von ihnen, sehr gute Genossen, sind ausgetreten.«�

Es gibt keinen direkten statistischen Beweis für Behans Behauptung, aber sie wird erstens durch die Tatsache der heftigen Rückschläge gestützt, die die Partei in einer Reihe von Gewerkschaften erlitt, und zweitens durch die Teilnehmerliste der sozialen Zusammensetzung der nationalen Parteitage (selbst wenn die Zahlen für 1957 nicht ganz repräsentativ sind, weil man versuchte, die Zusammensetzung des Parteitages zu manipulieren, zeigen sie zumindest, wo die zuverlässigen Kräfte zu finden waren):

Beschäftigung		1954	1956	1957	1959



(in Prozent)



Techniker		23	25	18	22

Bauarbeiter		8	10	7	10

Lehrende		6	7	11	9

Ungarn war für die internationale Bewegung nicht nur deshalb wichtig, weil es die Frage nach dem Zustand der sogenannten sozialistischen Länder anschaulich aufwarf, sondern auch, weil in der sich anschließenden Kontroverse das Problem der innerparteilichen Demokratie unübersehbar wurde. Im allgemeinen bestand die Debatte aus einem Schattenboxen zwischen der monolithischen stalinistischen Partei auf der einen Seite und einer im Grunde liberalen Konzeption, die sich auf Begriffe von individuellen Rechten stützte, auf der anderen Seite. Die bolschewistische Tradition des demokratischen Zentralismus war von dreißig Jahren Stalinismus so gründlich verschüttet worden, daß sie vollkommen außerhalb des Bewußtseins der Beteiligten lag. Die Folge war, daß viele, die in den verschiedenen Ländern mit den KPs brachen, sich eher dem Aufbau von Diskussionsgruppen und kleinen Zeitschriften widmeten, als zu versuchen, die Tradition der revolutionären Kampfpartei wieder zu entdecken.

Rein formal waren viele Appelle der KP-Bürokraten an die "Disziplin" und das "Akzeptieren von Mehrheitsentscheidungen" natürlich korrekt. Aber Demokratie ist in einer revolutionären Bewegung keine formale Frage. In Fragen der Organisation und der Taktik werden die Militanten sich notwendigerweise der Disziplin fügen. Aber wenn Probleme wie Ungarn Fragen der Grundorientierung der Parteipolitik im Klassenkampf aufwerfen, kann nur die vollständigste und offenste Diskussion das Problem lösen. Bürokratische Formeln lösen gar nichts.

�INHALT "" \l 3�China

Maos Regime in China unterstützte die sowjetische Aktion in Ungarn, die es als »den großen Sieg des ungarischen Volkes«� begrüßte, mit am entschiedensten. Die chinesischen Führer hatten die Entstalinisierung nicht begrüßt, und die 'Volkszeitung' (Renmin Ribao) vom 5. April 1956 hatte Stalin verteidigt: »ein großer Marxist-Leninist, wenn auch zugleich ein Marxist-Leninist, der etliche große Fehler machte« schon Wochen nach dem zwanzigsten Parteitag.

Dennoch erlebte China gerade zu dieser Zeit selbst eine Liberalisierungsperiode. Die Parole "Laßt hundert Blumen blühen, laßt hundert Schulen wetteifern!" wurde von der Propagandaabteilung der KP im Mai 1956 ausgegeben, und Maos Rede "Über die richtige Behandlung der Widersprüche im Volk" vom April 1957 erörterte das Thema der freien Meinungsäußerung und der friedlichen Lösung von Konflikten. Eine Reihe von Streiks, die 1956 stattfanden, und die studentische Protestbewegung, die im Frühjahr 1957 begann, wurden mit Zugeständnissen beantwortet, besonders wenn sie sich gegen örtliche Bürokraten richteten oder bessere Arbeitsbedingungen forderten.

Diese Periode der Lockerung und der Zugeständnisse war zum Teil eine Folge der Unsicherheit über die ökonomische Zukunft des Regimes. Als sich der erste Fünfjahresplan (1953-57) seinem Ende näherte, wurden die Schwierigkeiten, die die Abschöpfung des Mehrproduktes aus der bäuerlichen Landwirtschaft zugunsten der Entwicklung der Schwerindustrie mit sich brachte, augenfälliger; die erneuerte Entschlossenheit zum "Großen Sprung nach vorn" und zu den Volkskommunen von 1958 hatte man noch nicht zum Ausdruck gebracht.�

Die Ereignisse in Ungarn bestärkten viele Regimekritiker. Das Haus des Schriftstellers Ting Ling, Parteimitglied seit fünfundzwanzig Jahren, erhielt den Spitznamen "Petöfi-Klub", und ein Pekinger Professor erklärte im Juli 1957, daß »dies der Vorabend der polnischen und ungarischen Ereignisse ist.«�

Die Führung hingegen scheint Ungarn als Warnung vor den Gefahren der Liberalisierung betrachtet zu haben. Der Periode der größten Freiheit - der "Berichtigungs-Kampagne" vom Mai 1957, einer offenen Einladung, die Partei und die Bürokratie zu kritisieren - folgte nur einen Monat später eine neue "anti-rechte" Unterdrückungskampagne.� Die Virulenz eines Teils der Kritik, die die Berichtigungs-Kampagne entfesselt hatte, schien Grund genug zu sein für die Behauptung, daß es eine neue rechtsradikale Verschwörung zur Vernichtung der kommunistischen Herrschaft in China gebe; es war zum Beispiel möglich, öffentlich zu erklären, daß »Parteimitglieder Geheimagenten sind und schlimmer als die japanischen Agenten während der Besatzungszeit.«�

�INHALT "" \l 3�Die Stabilisierung

Aber trotz alledem brachten die sowjetischen Führer es fertig, den kommunistischen Block zusammenzuhalten. Bis zum Ende der fünfziger Jahre wurde wenigstens einigermaßen der Anschein der Einigkeit gewahrt. In den beiden ärgsten Unruheherden, Polen und Ungarn, wurde die Ordnung durch eine kluge Mischung von Zugeständnissen und Unterdrückung wiederhergestellt. Der Wunsch der Sowjetunion, das Kominform als Disziplinierungsinstrument wiederzubeleben, wurde von den Polen, Chinesen und Italienern abgelehnt. 1958 kam man überein, ein theoretisches Organ der internationalen Bewegung zu schaffen, und im September begann die 'World Marxist Review' zu erscheinen. Die Krise war vorbei - für den Augenblick.

�INHALT "" \l 2�8. Imperialismus und Nationalismus

In den frühen fünfziger Jahren fanden wichtige Entwicklungen in den unterentwickelten Ländern statt. Die Handelsverhältnisse veränderten sich, was bedeutete, daß die fortgeschrittenen Länder immer weniger von Rohstoffen abhängig waren, die sie aus rückständigen Ländern importierten, deren Wirtschaften durch jahrzehntelange Einwirkung des Imperialismus deformiert waren und rückständig gehalten wurden; die formale Unabhängigkeit vom Kolonialismus war ein schlechter Trost dafür, daß sie sich weiter in wirtschaftlicher Abhängigkeit befanden. Währenddessen erweiterten die USA ihre ökonomische und militärische Herrschaft über die unterentwickelte Welt; ihre Methoden reichten von Napalm bis zur Unterstützung liberaler Politiker, aber das Ziel der Ausbeutung oder Herrschaft blieb immer dasselbe.

Bei der Ausarbeitung seiner Theorie der "permanenten Revolution" hatte Trotzki argumentiert, daß die Bourgeoisie in Ländern, wo sie erst spät die geschichtliche Bühne betritt, sogar zur Durchführung der bürgerlichen Revolution unfähig ist; die entscheidende Rolle fällt dem Proletariat zu, während die Bauernschaft, unfähig zum selbständigen Handeln, der Führung der Arbeiter folgt. In einem solchen Prozeß wächst die demokratische Revolution hinüber in die sozialistische, obwohl dieser Prozeß nicht im nationalen Maßstab vollendet werden kann. Man muß sich daran erinnern, daß, wie Trotzki sagt, die Arbeiterklasse Führung übernehmen kann, nicht daß sie sie in jedem Fall übernehmen wird. Die Erfahrung in der Periode nach dem Zweiten Weltkrieg war die, daß aus verschiedenen Gründen, sowohl wegen der objektiven Bedingungen wie wegen des Fehlens einer politischen Führung, die Arbeiterklasse sich nicht an die Spitze setzte. Ihren Platz nahm die städtische Kleinbourgeoisie ein, die mangels einer Alternative die dynamische Hauptkraft in den nationalistischen Bewegungen war. Solche Bewegungen spülten Führer wie Nehru in Indien, Sukarno in Indonesien, Nasser in Ägypten, Ben Bella in Algerien und Nkrumah in Ghana hoch: die alle ihre nationalen Besonderheiten hatten, aber letzten Endes Produkte derselben Art von Bewegung waren.�

Die Lage wurde durch das massive ökonomische Eindringen der Sowjetunion in die unterentwickelte Welt seit den fünfziger Jahren noch weiter kompliziert. 1953 hatte sie erst Handelsabkommen mit drei der gerade unabhängig gewordenen ehemaligen Kolonialländer; 1964 war die Zahl auf fünfunddreißig gewachsen. 1963 belief sich der Handelsumsatz zwischen der Sowjetunion und den unterentwickelten Ländern auf ungefähr 650 Millionen Pfund oder etwa 11% des gesamten sowjetischen Außenhandels. Zwischen 1957 und 1969 gewährte die Sowjetunion Ägypten Anleihen und Kredite im Wert von 332 Millionen Pfund, eine Summe, die nur von den 535 Millionen Pfund der USA übertroffen wurde.

Diese Entwicklung war von einer jähen Veränderung der sowjetischen politischen Perspektive gegenüber der unterentwickelten Welt begleitet. Bis in die frühen fünfziger Jahre galt die "Zwei Lager-Theorie", alle nichtkommunistischen Staaten betrachtete man als bloße Marionetten des westlichen Imperialismus. Ursprünglich wurden Figuren wie Nasser und Nkrumah öffentlich gebrandmarkt; sowjetische Quellen behaupteten Anfang der fünfziger Jahre, die Militärrevolte von 1952 in Ägypten sei von einer »reaktionären Gruppe von Offizieren im Bündnis mit den Vereinigten Staaten« angeführt worden, während Nkrumahs Regierung und Partei als »Schilde, hinter denen die Realität der britischen imperialistischen Herrschaft sich verbirgt«� klassifiziert wurden.

Der Umschwung in der sowjetischen Außenpolitik von 1953 bis 1956 bedeutete eine fundamentale Neuorientierung gegenüber der unterentwickelten Welt. Das war einer der Faktoren, die der Versöhnung mit Tito zugrunde lagen, der als "neutraler" Führer in Afrika und Asien beträchtliches Ansehen genoß. Schepilows Rede auf dem zwanzigsten Parteitag schlug einen neuen und versöhnlicheren Ton an:

»Kommunisten sind aus Prinzip Gegner sektiererischer Engstirnigkeit. Sie treten dafür ein, daß sich die Anstrengungen aller Arten von Massenbewegungen, die es heute gibt, zu einem antiimperialistischen Strom vereinigen. Die großen Bestrebungen aller niedergetretenen Völker der arabischen, asiatischen und lateinamerikanischen Länder, aller arbeitenden Menschen, ob Katholiken, Protestanten, Anhänger des Buddhismus oder des Islam, werden ihre Verwirklichung im Kampf gegen die soziale Unterdrückung, im Kampf für Frieden und Demokratie finden. Nie zuvor hat die große Parole der Einheit eine so aktive und umfassende Bedeutung gehabt.«

So weit damit gemeint ist, daß soziale Kräfte und sogar Regierungen nicht nach ihrem Klasseninhalt zu beurteilen sind, sondern nach ihren "antiimperialistischen" Positionen (das heißt nach ihrer potentiell sowjetfreundlichen Politik), stellt dies eine Fortsetzung der Volksfrontlinie der dreißiger Jahre dar.

Schon im Dezember 1955 waren Chruschtschow und Bulganin bei einer Rundreise durch Indien, Burma und Afghanistan überall begeistert empfangen worden und hatten viele schöne Reden über Frieden und Freundschaft gehalten. Die neue Politik gegenüber Indien half jedoch der indischen KP nicht viel. Am 26. Januar 1955 veröffentlichte die 'Prawda' zum Beispiel einen Leitartikel, der die Nehru-Regierung wegen ihrer Innen- wie Außenpolitik lobte. Er erschien unmittelbar vor den Wahlen im Bundesstaat Andhra - einem Schlüsselgebiet für die KP - und die Kongreßpartei druckte Flugblätter mit dem Leitartikel und verteilte Tausende unter den Wählern, womit sie beträchtliche Verwirrung stiftete.

Im allgemeinen steigerte die sowjetische Politik jedoch die Sympathie für den Kommunismus in der unterentwickelten Welt. Für die Völker dieser Länder, besonders für das nationalistische Kleinbürgertum, war die sowjetische Erfahrung von enormer Bedeutung als Modell der Industrialisierung und wirtschaftlichen Entwicklung in einem rückständigen Land. In der unterentwickelten Welt ist ein durch Staatseingriffe in die Wirtschaft und öffentliche Wohlfahrt definierter "Sozialismus" etwas, was fast jeder Politiker sich zu eigen macht.

Obwohl die KPs in der unterentwickelten Welt in den fünfziger Jahren einige Fortschritte machten, blieben sie in den meisten Fällen recht klein. Besonders in Afrika waren sie sehr schwach, und in vielen afrikanischen Ländern wurde gar keine Partei gegründet. Der Hauptgrund war der, daß die sowjetischen Politiker es vorzogen, mit den afrikanischen nationalistischen Führern in den neuerdings unabhängigen Ländern direkt zu verhandeln; die Existenz einer kommunistischen Partei wäre nur eine zusätzliche Komplikation gewesen. Darüber hinaus sind diese KPs in keiner Weise proletarische Parteien; ihre wirkliche Klassenbasis ist das städtische Kleinbürgertum und ihre Politik (Ausdehnung der Staatsmacht und der Beschäftigung im öffentlichen Sektor) spiegelt die Interessen dieser Klasse wider. So hatten zum Beispiel auf dem Parteitag der indischen KP von 1958 72% der Delegierten eine Hochschulbildung.

Die politische Linie der kommunistischen Parteien in der unterentwickelten Welt setzte im wesentlichen die Volksfrontkonzeption fort. Die allgemeine Leitlinie wurde von Moskau ausgegeben, in Artikeln wie dem von E. Schukow in der 'Prawda' vom 26. August 1960:

»Es ist bekannt, daß an der Spitze der meisten neuen Nationalstaaten Asiens und Afrikas bürgerliche politische Führer stehen, die gewöhnlich eine nationalistische Politik betreiben. Dies kann jedoch die fortschrittliche historische Bedeutung des Durchbruchs nicht mindern, der an der imperialistischen Front stattgefunden hat... Für viele der Länder Asiens und besonders Afrikas, die sich langsam vorwärts bewegen... besteht die zentrale Aufgabe... für eine vergleichsweise lange Periode nicht im Kampf gegen das Kapital, sondern gegen die Überbleibsel des Mittelalters. Daraus ergibt sich die Möglichkeit einer langfristigen Zusammenarbeit von Arbeitern, Bauern und der Intelligenz mit jenem Teil der nationalen Bourgeoisie, der an der eigenständigen politischen und ökonomischen Entwicklung seines Landes interessiert und bereit ist, seine Unabhängigkeit gegen jegliche Übergriffe durch die imperialistischen Mächte zu verteidigen.«

Welchen Bruch mit den Traditionen der kommunistischen Internationale in ihren frühen Jahren das bedeutet, zeigt ein Vergleich mit Lenins Erklärung an den zweiten Weltkongreß 1920:

»Die Kommunistische Internationale muß in den kolonialen und rückständigen Ländern ein zeitweiliges Bündnis mit der bürgerlichen Demokratie eingehen, aber sie darf nicht mit ihr verschmelzen und muß unter allen Umständen die Unabhängigkeit der proletarischen Bewegung erhalten, und sei es in ihrer elementarsten Form.«

Die Strategie der kommunistischen Bewegung gegenüber den "antiimperialistischen" Staaten der "Dritten Welt" brachte ein eigenes Vokabular hervor, das die Klasseninteressen, die auf dem Spiel standen, wirkungsvoll verschleierte. So sprach die Erklärung der 81 KPs 1960 von "nationaldemokratischen" Staaten, in denen zwar die Bourgeoisie herrsche, die aber eine antiimperialistische Linie verfolgten. In anderen Analysen war von einer "nichtkapitalistischen" Entwicklung die Rede. Was zählte, war die politische - d.h. internationale - Ausrichtung, nicht die soziale und ökonomische Analyse.

Die Ereignisse in Ägypten, dem Irak und Guatemala zeigen in typischer, aber dramatischer Form die Situation der KPs in der unterentwickelten Weit im Jahrzehnt nach Stalins Tod.

�INHALT "" \l 3�Ägypten

Aus geographischen und strategischen Gründen war der Mittlere Osten ein Schlüsselgebiet für die Sowjetunion; aus politischen Gründen waren die entscheidenden Länder Ägypten und der Irak. In Ägypten existierte seit 1922 eine kommunistische Partei, die indes immer schwach gewesen war und sich oft gespalten hatte.

Als Nasser nach dem Staatsstreich von 1952 an die Macht kam, war die Haltung der internationalen Bewegung ihm gegenüber zunächst sehr feindselig. Noch im August 1954 wurde berichtet, Nasser plane eine »Beratende Versammlung faschistischen Typs«.� Und Nassers Register von Streikzerschlagungen und Einkerkerungen von Kommunisten und anderen Kritikern seines Regimes lieferte den Linksradikalen viel Munition für ihre Kritik.

Aber 1955 änderte Nasser seine internationale Ausrichtung, obwohl die Schritte, die er unternahm, eher pragmatisch als ideologisch begründet waren. Er erkannte China an und begann, Waffen von der Tschechoslowakei zu kaufen; von da an war er viel freundlicher gegenüber der Sowjetunion. Er spielte auch eine führende Rolle auf der Bandung-Konferenz afrikanischer und asiatischer Staaten im Jahre 1955. Dem folgte 1956 die Nationalisierung des Suezkanals und die erfolglose englisch-französische Invasion, während der die Sowjetunion von den Aktionen gegen die ungarischen Arbeiter abließ, um Nasser starke verbale Unterstützung zu geben. 1956 wurden die ägyptischen Kommunisten in der "Vereinigten Ägyptischen Kommunistischen Partei" wiedervereinigt. Diese gab am 1. Juli 1957 eine Erklärung heraus, die mit der Parole endete: »Lang lebe unsere nationale Regierung unter der Führung Gamal Abdel Nassers.« In der Erklärung hieß es:

»Wir unterstützen die allgemeine Orientierung seiner (Nassers) Politik, weil sie einer nationalen Regierung entspringt, weiche eine Politik der Unabhängigkeit verfolgt, die im Interesse unseres Volkes und unseres Parteiprogramms liegt. Wir stimmen jedoch nicht mit ihm überein in bezug auf seine Haltung gegenüber politischen Parteien und einer legalen kommunistischen Partei in unserem Land - eine Haltung, die die Demokratie schwächt und die Entwicklung unserer nationalen Front hemmt.«�

Doch Nasser zeigte sich undankbar und erwiderte das Kompliment nicht. Am 1. Januar 1959 wurde eine große Zahl von KP-Führern verhaftet, und am 11. März 1959 nannte Nasser in einer Rede in Damaskus die Kommunisten »Agenten, die nicht an die Freiheit ihres Landes oder ihrer Nation glauben, sondern nur den Geboten von Außenstehenden hörig sind.«

Da die Russen die Einkerkerung von ägyptischen Kommunisten nicht für einen hinreichenden Grund hielten, die militärischen und ökonomischen Verbindungen mit Nasser abzubrechen, sahen sich die ägyptischen Kommunisten in der schwierigen Lage, einen Führer, der sie verfolgte, weiter unterstützen zu müssen.

Als Chruschtschow im Frühjahr 1964 Ägypten besuchte, wurden als Geste des guten Willens sechshundert Kommunisten freigelassen. Dann kündigte die KP im April 1965 ihre Selbstauflösung an - zumindest offiziell - und drängte ihre Mitglieder, sich der "Arabischen Sozialistischen Union" (Nassers Partei) anzuschließen, um sie von ihnen zu beeinflussen. In der Folgezeit wurde die "Arabische Sozialistische Union" eingeladen, brüderliche Delegierte zu den Parteitagen der französischen und sowjetischen KP zu schicken.

�INHALT "" \l 3�Irak

Im Irak war die Geschichte ähnlich, die Resultate aber sollten tragischer sein. Die irakische KP war viel stärker als die ägyptische, sie hatte traditionell eine linke Orientierung und eine recht starke Unterstützung durch die städtische Arbeiterklasse.

Im Juli 1958 stürzte eine Volksrevolution in Bagdad die Monarchie und brachte einen nationalistischen Führer, General Kassem, an die Macht. Die KP gewann in dieser Zeit an Stärke - sie eroberte die Führung in der Gewerkschaftsbewegung, kontrollierte die Studentenorganisationen und faßte in den Streitkräften Fuß. Während des nächsten Jahres - bis zum Sommer 1959 - verstärkte die KP den Druck auf das Regime und schien in einer Position zu sein, in der sie nach der Macht greifen konnte. Dann, im Sommer 1959, vollzog sie eine scharfe Rechtswendung und blies alle Angriffe auf Kassem ab. Es ist nicht zu beweisen, daß der Kurswechsel, wie einige Kommentatoren vermuten, direkt aus Moskau angeordnet worden war. Sicher ist, daß er wunderbar zu Chruschtschows Friedensgesten im Sommer 1959 paßte. Gerade zu dieser Zeit jubelten die italienischen Kommunisten in den Straßen Roms Eisenhower zu, und eine Konfrontation in Nahost war das letzte, was Chruschtschow wollte.

So schaltete die KP um auf einen Kurs der Unterstützung für Kassem, der der Haltung der ägyptischen KP gegenüber Nasser sehr ähnelte: »Wie bisher ruft die Kommunistische Partei zu einer breiten nationalen Front aller antiimperialistischen und antifeudalen Kräfte auf, einschließlich der nationalen Bourgeoisie. Sie unterstützt alle progressiven Maßnahmen der Regierungspolitik, verteidigt die Lebensinteressen des Volkes und führt den Kampf für Demokratie, wirtschaftliche Unabhängigkeit, Agrarreform, engere Beziehungen zwischen dem Irak und den sozialistischen Ländern und für die Verwirklichung der Ziele der Julirevolution.«�

Man kannte jedoch nicht erwarten, daß Kassem, der besorgt um die Aufrechterhaltung des Gleichgewichts der sozialen Kräfte in seinem Land war, eine allzu freundliche Haltung gegenüber der KP einnehmen würde. Er hielt sie aus seiner Regierung fern, gewährte ihr nicht einmal einen legalen Status - eine rechte Abspaltung der Partei unter Daud Sayegh wurde als "offizielle" kommunistische Partei anerkannt. 1961 wurde die Unterdrückung gegen linke oder KP-beeinflußte Gewerkschaftler, Veröffentlichungen und Friedensorganisationen verschärft. Die KP protestierte gegen diese Maßnahmen, machte aber keinen Versuch, ihre Mitglieder gegen das Regime zu mobilisieren.

Diese Situation konnte nicht von Dauer sein. Im Februar 1963 wurde Kassem durch einen, wahrscheinlich vom CIA angestifteten, Staatsstreich gestürzt. Mindestens fünftausend Kommunisten wurden ermordet; Tausende wurden von ihrer Arbeitsstelle weg zusammengetrieben und auf Lastwagen ins Gefängnis verfrachtet. Die westlichen Ölinteressen waren erst einmal wieder sicher, und eine der stärksten Arbeiterbewegungen im Nahen Osten erlitt eine Niederlage, die zu überwinden Jahre erforderte.

�INHALT "" \l 3�Guatemala

Der sowjetische Einfluß in Lateinamerika war in den fünfziger Jahren noch gering; in einigen Ländern spielte die KP jedoch eine wichtige Rolle. 1951 wurde Jacobo Arbenz zum Präsidenten von Guatemala gewählt. Der wichtigste Programmpunkt seiner Regierung war eine vergleichsweise maßvolle Landreform, die 1952 in Angriff genommen wurde. Sie sah die Enteignung und Umverteilung unbebauten oder brachliegenden Landes oberhalb einer bestimmten Grenze vor. Intensiv bebaute Ländereien waren ausgenommen, Entschädigung wurde angeboten. Der provokativste Aspekt war die Enteignung von 400.000 Morgen unbebauten Landes der "United Fruit Company", die in US-Besitz war.

Die guatemaltekische KP war nicht stark; nach einem Weißbuch des US-Außenministeriums hatte sie 1954 ungefähr 3-4 Tausend Mitglieder bei einer Gesamtbevölkerung von drei Millionen. Sie hatte vier von 56 Sitzen im Parlament, gab erst seit 1953 eine Tageszeitung heraus und hatte keine Mitglieder in der Regierung. (Um die Rechte nicht zu provozieren, behielt Arbenz einige extreme Antikommunisten in seiner Regierung.)

Die KP machte keinen Versuch, die Regierung herauszufordern; stattdessen versuchten Arbenz und die KP, einander gegenseitig zu benutzen. Die KP versorgte Arbenz mit vielen nützlichen Kadern für die Durchführung der Landreform; und von Arbenz wird berichtet, er habe (indem er Peron zitierte) gesagt:

»Der Kommunismus ist wie Strychnin, bekömmlich in kleinen Dosen, aber höchst gefährlich in großen.«�

Für Washington roch all dies nach Kommunismus. Oder vielmehr, es roch nach einer Bedrohung der "United Fruit Company". John Foster Dulles, der US-Außenminister, war der gesetzmäßige Vertreter der UFC; sein Bruder, Allen Dulles, Chef der CIA, war ehemaliger Präsident der UFC; und Henry Cabot Lodge, der US-Botschafter bei den Vereinten Nationen, saß im UFC-Vorstand.

Man beschloß, Arbenz zu stürzen. Nach einer Reihe von Drohungen fiel am 18. Juni 1954 Oberst Castillo Armas von Honduras aus in Guatemala ein. Diese Rebellion war mit den Manövern des US-Botschafters John Peurifoy koordiniert (er war kurz zuvor aus Griechenland zurückgekehrt, wo er einer rechtsradikalen Regierung in den Sattel geholfen hatte, und sollte später auf mysteriöse Weise in Südostasien ums Leben kommen) der, häufig direkt erpresserisch, mit verschiedenen politischen Repräsentanten verhandelte.

Arbenz war unfähig, das Volk zu mobilisieren. Am 17. Juni berief die "Demokratische Front" der Universität eine Massenversammlung auf der Plaza Barrios in Guatemala-Stadt ein, um zur Verteidigung gegen die angedrohte Aggression zu rüsten; auf Anordnung von Arbenz durfte die Versammlung nicht stattfinden.

Arbenz, von seinen eigenen militärischen Kommandeuren verraten, erklärte in einer kurzen Rundfunkansprache seinen Rücktritt. Die einzige Alternative wäre gewesen, die Arbeiter und Bauern zu bewaffnen und das Volk von Guatemala aufzurufen, für seine Unabhängigkeit zu kämpfen. Aber es gab nichts in der Vergangenheit von Arbenz, was ihm ermöglicht hätte, einen solchen Kurs einzuschlagen. Es hätte bedeutet, Volkskräfte zu entfesseln, die ihn weit Über den politischen Rahmen, in dem er operierte, hinausgetrieben hätten. Und die KP konnte, trotz ihrer privilegierten Verbindung zu Arbenz, in dieser Situation keine Führung anbieten, auch sie hatte eine Politik des Manövrierens, nicht des Mobilisierens betrieben. Da niemand da war, der die Führung übernehmen konnte, gab es keine Möglichkeit zum Widerstand.

Arbenz floh in die Schweiz; aber die Arbeiter und Bauern, die ihn unterstützt hatten, konnten nicht fliehen. Es folgte eine massive Unterdrückungsaktion; die Gewerkschaften wurden völlig reorganisiert und die Landreform rückgängig gemacht; Hunderte von Arbeitern und Bauern wurden in einer Rachewelle von denen getötet, die sich unter Arbenz unterdückt gefühlt hatten. Wie im Irak war die KP unfähig gewesen, nach der Macht zu greifen, aber stark genug, um einen massiven Rückschlag hervorzurufen.

�INHALT "" \l 2�9. Polyzentrismus Im Westen

In der Periode zwischen dem Tod Stalins 1953 und dem offenen Zutagetreten des chinesisch-russischen Bruchs 1963 machten die KPs in den fortgeschrittenen westlichen Ländern eine tiefgreifende Umwandlung durch. Schon in den dreißiger Jahren hatten sie aufgehört, revolutionäre Parteien zu sein; sie hatten in erster Linie als Zujubler und Public-Relations-Agenten für die sowjetische Bürokratie gedient; von Zeit zu Zeit wurde ihnen vielleicht noch aufgetragen, eine Aktion zu inszenieren oder, was häufiger war, eine Auseinandersetzung zurückzuhalten, die die Sowjetunion in Verlegenheit brachte.

Die neue internationale Strategie der sowjetischen Führer in der Periode nach Stalin stellte sogar diese bescheidene Rolle in Frage. Die UdSSR hatte sich jetzt wirtschaftlich und militärisch als eine der beiden Großmächte der Welt etabliert; sie hatte wenig Interesse daran, ihr revolutionäres Erbe zu beschwören. In dieser Situation begannen die KPs eine Entwicklung, die sie - langsam und ungleichmäßig den traditionellen sozialdemokratischen Parteien immer näher brachte. Die Sowjetunion bemühte sich, in den verschiedensten Teilen der Welt Freunde und Einfluß zu gewinnen und wollte nicht durch irgendwelche dogmatischen oder sektiererischen Aktivitäten nationaler kommunistischer Parteien in Verlegenheit gebracht werden. Als Eisenhower im Dezember 1959, auf dem Höhepunkt seiner Freundschaft mit Chruschtschow, Rom besuchte, ließen die italienischen KP-Mitglieder ihre gewohnte Parole "Yankee go home" fallen und gingen mit dem Ruf "We too like Ike" ("Auch wir mögen Eisenhower") auf die Straßen.�

Was Westeuropa betrifft, so war die Sowjetunion vor allem an einer Verbesserung ihrer Beziehungen zu den sozialdemokratischen Parteien interessiert. Diese waren in England und Deutschland Massenparteien, während die KPs viel kleiner und im Parlament nicht vertreten waren; in Frankreich stellten die Sozialisten eine führende Kraft in der Regierung dar, während die KP zu vollständiger Isolation im Parlament verdammt war.

Im Juli 1956 schaute Suslow von der sowjetischen Führungsspitze beim Parteitag der französischen KP vorbei, um die neue Linie auszugeben: »In letzter Zeit haben die kommunistischen und sozialistischen Parteien einer Reihe von Ländern zu etlichen Problemen ähnliche Positionen bezogen: Verbot von Atomwaffen, Rüstungsbeschränkung, friedliche Koexistenz unterschiedlicher Gesellschaftssysteme, Entwicklung der wirtschaftlichen und kulturellen Beziehungen zwischen den Völkern, Kampf gegen den Kolonialismus. Das alles unterstreicht die Notwendigkeit und die neuen Möglichkeiten eines vereinten Handelns der Arbeiterklasse. Die Kommunistische Partei der Sowjetunion verstärkt ihrerseits ihre Freundschaft mit den kommunistischen Bruderparteien, während sie sich gleichzeitig bemüht, Beziehungen zu den sozialistischen Parteien, einschließlich der französischen sozialistischen Partei, aufzunehmen und zu entwickeln. Sie ist überzeugt, daß diese Kontakte der Sache des Friedens und des Sozialismus dienen werden.«�

Auf gut deutsch hieß das: »Bringt uns nicht in Verlegenheit; indem ihr zu garstig zu den Sozialisten seid, auch wenn sie erst wenige Jahre zuvor Streikende niedergeschossen haben und jetzt einen gemeinen Kolonialkrieg in Algerien führen.«

Die Logik der sowjetischen Position reichte noch weiter. Man mußte den westlichen Sozialisten und freundlich gesinnten neutralen Führern wie Nehru immer wieder versichern, daß die KPs in ihren Ländern mit ihrer revolutionären Vergangenheit gebrochen hatten, daß man auf ihre Mitarbeit innerhalb des verfassungsmäßigen Rahmens rechnen konnte. Die sowjetischen Führer sollten als Leuchte betrachtet werden, die sich fest dem schrittweisen Fortschritt verschrieben hatten. Daher rührt die Betonung des parlamentarischen Weges zum Sozialismus - ein Thema, das den zusätzlichen Vorteil hatte, gut zu den einheimischen Bestrebungen vieler nationaler KP-Führer zu passen.

Dieses Thema war nicht völlig neu - die britische KP hatte es schon in ihrem Programm in "The British Road to Socialism" (Der britische Weg zum Sozialismus) behandelt, das, von Stalin unterstützt, 1951 entworfen worden war. Aber jetzt wurde es besonders betont. Chruschtschow führte auf dem zwanzigsten Parteitag aus, daß seit 1917 große Veränderungen in der Welt stattgefunden hätten; die Kräfte des Sozialismus und der Demokratie seien jetzt so sehr erstarkt, daß man die Möglichkeit ins Auge fassen könne, daß die Arbeiterklasse und ihre Verbündeten »eine solide Mehrheit im Parlament gewinnen und dieses Organ der bürgerlichen Demokratie in ein wirkliches Instrument des Volkswillens umwandeln« könnten. Kurz danach veröffentlichte die 'Prawda' einen Artikel von Togliatti, der die Möglichkeit eines parlamentarischen Weges zum Sozialismus behauptete.

Bis zu diesem Punkt konnte man davon ausgehn, daß alle Veränderungen in der KP-Politik aus der jeweiligen Strategie der sowjetischen Führung resultierten. Aber die Veränderungen brachten eine Dynamik hervor, die der Kontrolle Chruschtschows und seiner Freunde entglitt. Einige berufsmäßige "Kremlologen" haben argumentiert, daß die Differenzen zwischen den verschiedenen KPs lediglich Teil einer abgesprochenen Verschwörung seien, und daß die Bewegung in Wirklichkeit monolithisch blieb. Solche Argumente enthüllen eine totale Unkenntnis der Arbeiterbewegung und berücksichtigen überhaupt nicht den doppelten Druck, dem die KP-Führungen ausgesetzt sind.

Was die sowjetischen Führer den Thorez, Togliatti usw. sagten, war: jetzt, da wir Atombomben haben, können wir uns ohne eure Hilfe verteidigen; wir begrüßen natürlich jede Public-Relations-Arbeit, die ihr für uns tun könnt, und jeden Druck, den ihr auf eure Regierungen ausüben könnt, damit sie international mit uns zusammenarbeiten; aber unternehmt nichts, was uns in Verlegenheit bringt, und schlagt euch vor allem die Machtergreifung aus dem Kopf - wir werden uns euretwegen nicht in einen Krieg verwickeln lassen.

Das war eine etwas demütigende Botschaft für Männer, die Parteien mit hunderttausenden von Mitgliedern und Millionen Wählern führten. Die französische Partei verbarg kaum ihren Widerwillen gegen Chruschtschows "neuen Kurs". Auf dem zwanzigsten Parteitag der KPdSU war Thorez der einzige brüderliche Delegierte, der Stalin in seiner Rede erwähnte und in einer Reihe mit Marx, Engels und Lenin nannte (in einer Atmosphäre, in der jedes Adjektiv abgewogen wurde, war das sicherlich kein bloßer Ausrutscher). Nachdem der Rest der Welt Chruschtschows Geheimrede verdaut hatte, nannte die französische Partei sie ausdrücklich den "Bericht, der Chruschtschow zugeschrieben wird." Und in einer Erklärung des Politbüros der französischen KP am 19. Juni 1956 wurde die sowjetische Führung wegen ihrer Art von Durchführung der Entstalinisierung deutlich kritisiert:

»Das Politbüro bedauert, daß durch die Umstände, unter denen der Bericht des Genossen Chruschtschow vorgetragen und bekanntgemacht wurde, die bürgerliche Presse in der Lage gewesen ist, Tatsachen zu veröffentlichen, welche die französischen Kommunisten nicht kannten. Ein solcher Zustand ist der normalen Diskussion dieser Probleme in der Partei nicht zuträglich. Er begünstigt im Gegenteil die Spekulationen und Manöver der Feinde des Kommunismus.«

Die italienische Partei erkannte viel schneller, daß die Situation neue Horizonte eröffnete. Togliatti wies in einem Interview der Mai-Juni Ausgabe der 'Nuovi Argomenti' darauf hin, daß die Entstalinisierung noch weiter geführt werden könnte, als die sowjetischen Führer das bis dahin getan hatten: »Soweit der Angriff beschränkt wird auf die Anprangerung der persönlichen Fehler Stalins als die Ursache allen Übels, bleiben wir im Umkreis des Personenkults.«

Auch andere Parteien hießen die Möglichkeit willkommen, den Makel der Verbundenheit mit Rußland loszuwerden. In einer Erklärung des Nationalen Komitees der KPUSA, die am 19. Juli 1956 herausgegeben wurde, hieß es:

»Wir glauben, daß die Resolution der KPdSU den großkapitalistischen Feinden des Sozialismus, die behaupten, die schweren Fehler, die unter Stalins Führung gemacht wurden, gehörten zum Wesen des Sozialismus, eine überzeugende Antwort erteilt.«

Natürlich brachen die KPs nicht über Nacht mit der Sowjetunion; das wäre zu viel für ihre Führer gewesen und hätte die Glaubwürdigkeit ihrer Organisationen überfordert. Sie betonten weiterhin ihre tiefe Bewunderung für alles Russische, ihre Ergebenheit gegenüber den Errungenschaften des sowjetischen Volkes, und so weiter bis zum Erbrechen. Aber sie wußten, daß sie als bloße Propagandaanhängsel der Sowjetbotschaften keine Zukunft hatten. Sie mußten beweisen, daß sie genau so "nationale" Parteien waren wie ihre sozialdemokratischen Rivalen.

In Westeuropa wurde die ganze Frage des Nationalismus in den fünfziger Jahren durch die Bestrebungen aufgeworfen, eine europäische Wirtschaftsvereinigung herbeizuführen. Sie gipfelten 1957 in der Errichtung des "Gemeinsamen Marktes". Die westeuropäischen KPs richteten sich nach den sowjetischen Interessen und bekämpften die Schaffung des gemeinsamen Marktes. Sie betrachteten ihn als ein Werk des europäischen Kapitalismus, das von den Vereinigten Staaten unterstützt wurde, und unterschätzten die Möglichkeit eines Konflikts zwischen dem europäischen und amerikanischen Kapital. Fatalistisch prophezeihten sie auch eine Verschlechterung der Lage der Arbeiter. überdies ließ ihre Propaganda in verschiedenen Ländern jeden Anspruch einer auf Klasseninteressen gegründeten Argumentation fallen. In Frankreich legten die KP und die CGT den Nachdruck ihrer Agitation auf die Beschwörung der Gefahr, daß Europa von Westdeutschland beherrscht werden würde, und ritten ganz opportunistisch auf denselben nationalistischen Themen herum wie in der Kampagne gegen die deutsche Wiederbewaffnung. Die britische KP gab in ihrem Feldzug gegen den Beitritt Großbritanniens jeden Anschein einer Klassenanalyse auf. In einer Broschüre aus dem Jahr 1962 mit dem Titel "Die Wahrheit über den Gemeinsamen Markt" warnte sie:

»Das Parlament würde seiner souveränen Kontrolle beraubt, und in Angelegenheiten, die mit dem Vertrag von Rom zusammenhängen, wären unsere Gerichte hilflos.«

In Italien gab es jedoch noch eine weitere Komplikation. Da Italien das niedrigste Lohnniveau der sechs aufwies, hofften die italienischen Gewerkschaftler, aus der teilweisen Harmonisierung, die der Markt herbeiführen sollte, Nutzen zu ziehen. Das Ergebnis war, daß die CGIL unter dem Einfluß der Sozialisten und einiger pragmatischer KPler zu einer vollständig reformistischen Perspektive kam und in der EWG bestimmte progressive Züge sah,

Auf dem vierten Kongreß des Weltgewerkschaftsbundes verursachte die Tatsache, daß Giuseppe di Vittorio sowohl Generalsekretär der CGIL wie des WGB war, eine gewisse Verlegenheit, aber man mogelte sich erfolgreich an diesem Punkt vorbei. 1962 hatte die italienische KP dieselbe Position erreicht wie die CGIL; letztere ersuchte um formelle Vertretung im EWG-Hauptquartier.

�INHALT "" \l 3�

�INHALT "" \l 3�Frankreich

Die Geschichte der französischen KP in den fünfziger Jahren war, trotz ihres Versuchs, den Anschein monolithischer Einheit zu wahren, von einer Reihe heftiger innerer Konflikte gekennzeichnet, die tiefe Meinungsverschiedenheiten über die Rolle und Strategie der Partei in der neuen Periode widerspiegelten. 1953 wurde Auguste Lecoeur, der Organisationssekretär der Partei, zunächst scharf kritisiert, dann ausgeschlossen; man beschuldigte ihn, er habe die Parteiführung an sich reißen wollen; der eigentliche Grund aber war sein Organisationskonzept, das eine Verminderung der von den Mitgliedern verlangten Aktivitäten mit sich brachte. 1956 wurde Pierre Hervé, der prominenteste unter den jüngeren Parteiintellektuellen, ausgeschlossen, weil er einige Monate zu früh gewisse Entstalinisierungsmaßnahmen forderte. Und 1961 wurden zwei führende Mitglieder, Servin und Casanova, degradiert, weil sie zu unabhängig Initiativen in der Friedensbewegung betrieben hatten.

1953 war die KP immer noch vollständig isoliert, und von Teilen der herrschenden Klasse wurde starker Druck ausgeübt, um sie zu verbieten. Mehrere aufeinanderfolgende Rechtsregierungen betrieben eine offen gegen die Arbeiterklasse gerichtete Wirtschaftspolitik und verfolgten die KP mit Polizeimaßnahmen. Aber im August 1953 griff ein Streik, den Anarcho-Syndikalisten in Bordeaux begonnen hatten, auf vier Millionen Arbeiter über. Die Regierung gab nach, und die Forderungen nach einem Verbot der KP hörten auf.

Ein weiterer Umstand stärkte zu diesem Zeitpunkt die Macht der KP. Frankreich sah sich zunehmenden Schwierigkeiten mit seinen Kolonien gegenüber, sowohl einem verheerenden Krieg in Indochina wie wachsenden Reibungen in Nordafrika. Der intelligenteste Teil der Bourgeoisie befürwortete eine Entkolonialisierungspolitik. Aber solange die KP im politischen Ghetto blieb, mußte die Regierung parlamentarische Unterstützung bei der extremen Rechten suchen, die über die ganze Kolonialfrage überholte Ansichten hatte. Deshalb war die Situation reif für eine Rückkehr der KP ins politische Leben, aus dem sie 1947 so schmählich verjagt worden war.

Schon in den Gemeinderatswahlen von 1953 hatte die KP ein Wahlbündnis mit den Sozialisten vorgeschlagen. Die Sozialisten wiesen das auf nationaler Ebene zurück, aber trotz Ausschlußdrohungen aus Paris erklärten sich Sozialisten in fünfzig Gemeinden zu einer Zusammenarbeit bereit. Im Dezember desselben Jahres kooperierten kommunistische und sozialistische Abgeordnete bei den Präsidentschaftswahlen. In den kommenden Jahren kritisierte die KP die unabhängige Linke mit ihren Zeitschriften wie 'L'Express' und 'France-Observateur' oft viel herber als die rechte Politik der Sozialistischen Partei.

Im Juni 1954 wurde Pierre Mendès-France Premierminister mit dem Mandat, den Indochinakrieg sofort zu beenden, und zum erstenmal seit 1947 stimmten die KP-Abgeordneten für eine Regierung. Florimond Bonte begrüßte das Ereignis in einer KP-Wochenzeitung:

»Ein wichtiger Schritt auf dem Weg zum Frieden ist getan. Die Kommunisten haben durch ihre Stimmabgabe bei der Amtseinführung von Mendès-France durch Taten bewiesen, daß sie stets bereit sind, im Parlament und im Land jede wirksame Maßnahme zu unterstützen, die mit den friedlichen Zielen der Nation übereinstimmt.«�

Unglücklicherweise gab Mendès-France aus Rücksicht auf seine rechten Wähler bekannt, daß er die Wahl nur annehmen würde, wenn er auch ohne die Stimmen der Kommunisten eine Mehrheit hätte.

Die Hoffnungen der KP auf ein Bündnis mit den Sozialisten für die allgemeinen Wahlen von 1955 wurden jedoch durch die hastige Schaffung einer sogenannten "Republikanischen Front" endgültig zerschlagen, in der die Sozialisten, Mendès-Frances Radikale, die UDSR Mitterrands und die Sozialrepublikaner von Chaban-Delmas (späterer gaullistischer Premierminister) zusammengeschlossen waren. Die Republikanische Front war kaum mehr als ein Schlagwort; sie hatte kein eigenes Programm. Chaban-Delmas sagte recht offenherzig, warum sie geschaffen wurde:

»Wir errichten die Republikanische Front, um die Bildung einer Volksfront zu verhindern, um die Sozialistische Partei von der KP zu isolieren.«

Die KP reagierte nicht mit einer umfassenden Kritik der opportunistischen Politik der Front, sondern protestierte gegen ihren eigenen Ausschluß. Sie rief diejenigen, die eine Volksfront wollten, zur Stimmabgabe für die KP auf, damit die Republikanische Front dann mit den Kommunisten verhandeln müßte.

Aber erst der Algerienkrieg, der am 1. November 1954 begann, enthüllte das volle Ausmaß des Opportunismus und der Zugeständnisse an den Nationalismus, dessen die Partei fähig war. Das Politbüro der KP wartete nach dem Beginn der Erhebung eine volle Woche, bevor es überhaupt eine Erklärung herausgab; als dann am 8. November eine Stellungnahme erschien, war sie sehr vorsichtig formuliert und betonte die Mißbilligung der algerischen Taktik:

»Unter diesen Umständen und getreu der Lehre Lenins versichert die Französische Kommunistische Partei, die die Zuflucht zu individuellen Akten nicht billigen kann, die zwangsläufig den Zielen der schlimmsten Kolonialisten dienen, selbst wenn sie nicht von ihnen provoziert wären, dem algerischen Volk die Solidarität der französischen Arbeiterklasse in seinem Massenkampf gegen die Unterdrückung und für die Verteidigung seiner Rechte.«

Bis weit in das Jahr 1955 hinein widmete die Partei ihr Hauptaugenmerk dem populären Streitpunkt der deutschen Wiederbewaffnung und spielte die algerische Frage herunter; so erwähnte am 24. Februar 1955 Waldeck-Rochet, der KP-Sprecher, in der Debatte anläßlich des Amtsantritts von Edgar Faure die algerische Frage überhaupt nicht. Sogar auf dem vierzehnten Parteitag 1956 wurde Algerien nur unter "ferner liefen" behandelt.

Am 12. März 1956 erbat der sozialistische Premierminister Guy Mollet (der gerade in Algerien von europäischen Siedlern mit Tomaten bombardiert worden war, weil sie befürchteten, er könnte in der Frage der Unabhängigkeit weich werden) von der Nationalversammlung "besondere Vollmachten", um mit der Situation fertig zu werden. Die KP-Abgeordneten stimmten dafür. Florimond Bonte erklärte, daß die ganze Strategie der "linken Einheit" dies notwendig gemacht hätte:

»Die absolut vorrangige Pflicht der Kommunistischen Partei bestand darin, die Manöver und Machenschaften der Reaktionäre zu durchkreuzen... Sie erreichte dies, indem sie für die Regierung stimmte. Das wesentliche Ziel dieser Stimmabgabe war, die Waage nach links ausschlagen zu lassen und die Regierung gegen die Pressionen der Reaktion zu schützen.«�

Auf lange Sicht sollte diese Taktik sich auszahlen. In der Kampagne für die Präsidentschaftswahl von 1965 rechtfertigte François Mitterrand die Tatsache, daß er sich auch auf die kommunistischen Stimmen stützte, folgendermaßen:

»Als ich sah, wie die Kommunisten für die besonderen Vollmachten stimmten, und dabei ihre wirklichen Gefühle kannte, begriff ich, wie verantwortungsvoll und ernsthaft diese Partei war.«

Während die KP das parlamentarische Spiel mitspielte, trieb es viele junge Leute in Frankreich zur direkten Aktion gegen den Krieg. Im Herbst 1955 ereignete sich eine ganze Serie von Vorfällen, bei denen Einberufene sich weigerten, die Züge zu besteigen, die sie zur Einschiffung nach Algerien bringen sollten, und sich sogar auf die Schienen legten, um die Abfahrt der Züge zu verhindern. Die KP tat nichts, um Unterstützung für solche Aktionen zu mobilisieren, und setzte sich sogar davon ab, indem sie sich in abstrakte Formeln über Pazifismus und individuelle Proteste flüchtete. Die Agitationsarbeit in der Algerienfrage übertrug die KP einer Frontorganisation, der "Friedensbewegung", deren Aktivität weitgehend auf das Milieu der Mittelklasse beschränkt war. KP-Mitgliedern war die Kontaktaufnahme mit algerischen Kommunisten verboten, und später wurden Militante diszipliniert, weil sie sich selbständig an Unterstützungsaktionen für die Nationale Befreiungsfront beteiligt hatten.

Die KP war auch freigiebig mit ihrer Kritik des "Nationalismus" und "Abenteurertums" der algerischen Nationalisten. Formal war diese Kritik berechtigt, genauso wie die Kritik an denjenigen, die gegen die Einberufungen Widerstand leisteten, und konnte mit einer Fülle von Zitaten aus Klassikertexten "abgesichert" werden. Marxisten haben immer individuelle Aktionen an Stelle von Massenmobilisierung abgelehnt. Worauf es aber ankommt, ist, daß die französische KP durchaus in der Lage gewesen wäre, Massenaktionen der Arbeiterklasse gegen den Krieg auszulösen. Tatsächlich erreichten die Aktionen niemals auch nur annähernd das Niveau der Demonstrationen gegen den Indochinakrieg in den frühen fünfziger Jahren. Die KP war zu besorgt, jedem Zusammenstoß mit dem antiarabischen Rassismus aus dem Weg zu gehen, der in Teilen der französischen Arbeiterklasse herrschte, und ihre Achtbarkeit und Treue gegenüber der bürgerlichen Legalität unter Beweis zu stellen. Sie brachte es auch fertig, ihre Loyalität zum nationalen Interesse zu demonstrieren, indem sie die einander ablösenden Regierung oft angriff, weil sie sich dem "amerikanischen Imperialismus" ausgeliefert hätten, womit sie gleichsam durchblicken ließ, daß der amerikanische Imperialismus eine größere Bedrohung für das algerische Volk sei als der französische.

Es gab natürlich eine kommunistische Partei in Algerien. Sie war mit französischer Hilfe aufgebaut worden. Man sollte annehmen, daß es für eine Partei mit internationalistischem Anspruch selbstverständlich wäre zu versuchen, eine gemeinsame Strategie zwischen den beiden Organisationen zu entwickeln. Tatsächlich fand das erste offizielle Treffen von Vertretern der französischen, algerischen, marokkanischen und tunesischen KPs 1961 statt. Die algerische KP selbst hatte zunächst gezögert, ob sie den nationalen Befreiungskampf unterstützen sollte, dann ihre Streitkräfte dem Kommando der FLN (Nationale Befreiungsfront) unterstellt. Sobald sie versuchte, irgendwelche deutlich selbständigen politischen Positionen einzunehmen, wurde sie, mehr oder weniger physisch, beseitigt; nach 1956 spielte sie im Krieg kaum eine Rolle. Nach 1944 hatte die KP über starken Anhang bei den europäischen Siedlern aus der Arbeiterklasse in Vierteln von Algier wie Bab-el-Oued verfügt. Aber da sie diese im Kampf um ökonomische Interessen gewonnen hatte, ohne sich je ernsthaft um ihre politische Erziehung zu kümmern, liefen die meisten zur extremen Rechten über, als der Krieg richtig anfing.

Im Verhältnis zu ihrer Anzahl spielten die wenigen revolutionären Sozialisten in Europa eine viel achtbarere Rolle. Sie bekämpften den französischen Imperialismus viel prinzipieller und konsequenter und gaben der FLN materielle Hilfe. Jedoch war dies, vor allem im Fall des "Internationalen Sekretariats der Vierten Internationale" von einer unkritischen Haltung gegenüber der FLN begleitet, die den Aufbau einer unabhängigen sozialistischen Partei in Algerien als unnötig ansah.

1958 hielt das in allen Fugen krachende, nicht funktionierende parlamentarische System der Vierten Republik (das seit 1946 im Durchschnitt mehr als zwei Regierungen pro Jahr verschliß) nicht länger dem Druck stand, den der Krieg erzeugte. Konfrontiert mit einem Aufruhr des Militärs und der Siedler in Algerien, die gegen die zögernde Kriegsführung der Regierung protestierten, suchte die herrschende Klasse Frankreichs ihr Heil bei de Gaulle, der einer Rückkehr ins politische Leben unter der Bedingung zustimmte, daß er die französische Verfassung in ein Präsidialregime umwandeln konnte.

Jetzt rächte sich die Strategie der KP an ihr selbst. Im Parlament ging ihr Ruf nach der Volksfront in einer panikartigen Massenflucht von Politikern zu de Gaulle unter: Sie wollten sich sein Wohlwollen sichern. In den Fabriken, wo die einzige Kraft zu finden gewesen wäre, die sich de Gaulle hätte entgegenstellen können, herrschte Demoralisierung, und die Streikaufrufe der KP und der CGT stießen überwiegend auf taube Ohren - so streikten zum Beispiel in den Renault-Werken in Paris nur knapp über tausend von 35.000 Arbeitern, und im Verkehrssystem von Paris gab es nur kleinere Stockungen.

Eines der größten Hindernisse, sich de Gaulle wirksam entgegenzustellen, bestand darin, daß die KP sich nie darüber klar werden konnte, wie sie ihn gesellschaftlich einordnen sollte. Demagogie war wichtiger als Analyse. Je mehr man de Gaulle als Faschisten hinstellte, desto besser war dem Hauptziel gedient, eine neue Volksfront aufzubauen. Die KP bezeichnete de Gaulle zwar nie ausdrücklich als Faschisten, aber es fehlte nicht viel daran. Eine Erklärung des Politbüros vom 26. Juli 1958 verglich de Gaulle mit Franco, Mussolini, Pétain... und Napoleon III. Eine andere Verlautbarung prophezeite, daß de Gaulle ein Verbot der KP beabsichtige;� dieser war aber klüger und wußte, wo seine wirklichen Feinde standen. Von nun an richtete sich die Propaganda der KP immer mehr gegen de Gaulles Regime und immer weniger gegen den Kapitalismus als solchen. So schrieb François Billaux:

»Die Kommunisten und ihre Freunde werden dazu beitragen, daß die Bewegung der Volksmassen sich noch stärker, und schneller entwickelt. Und dabei werden sie nicht zulassen, daß aufgescheuchte Kleinbürger Geschwätz über den Sozialismus an die Stelle dessen setzen, was das gegenwärtige Ziel in Frankreich bleibt: der Wiedergewinn und die Erneuerung der Demokratie.«�

Die KP hatte alles auf die Wahlen gesetzt. Aber als mit dem Volksentscheid vom September 1958 und den allgemeinen Wahlen im November die Probe aufs Exempel kam, erlitt sie einmal mehr ein Fiasko. Im Volksentscheid stimmten nur viereinhalb Millionen Wähler gegen de Gaulle. Zweieinhalb Jahre zuvor hatten fünfeinhalb Millionen die KP gewählt, so daß jetzt mindestens eine Million KP-Wähler sich nicht gegen de Gaulle ausgesprochen hatte. Tatsächlich waren es noch beträchtlich mehr, denn es gab eine kleine, aber wichtige nichtkommunistische Opposition gegen de Gaulle, die von Mendés-France und anderen geführt wurde. Die KP verlor die Unterstützung eines Teils der fortgeschrittensten Arbeiter; in ihrer traditionellen Hochburg, dem "Roten Gürtel" der Pariser Vororte, fielen 68% der Stimmen an de Gaulle. Bei den Parlamentswahlen verlor die KP mehr als eineinhalb Millionen Stimmen.

Als sich die Krisenatmosphäre verzog, wurde der bei den Wahlen verlorene Boden schnell wieder wettgemacht, aber auf dem wirklichen Kampfplatz, dort, wo es um die Lebensbedingungen der Arbeiter ging, fing die KP gar nicht erst an zu kämpfen. Die Wirtschaftspolitik de Gaulles sorgte dafür, daß die Lohnkosten in Frankreich bis 1966 weniger stiegen als in irgendeinem anderen Land des Gemeinsamen Marktes. Wegen ihrer von Grund auf falschen Analyse des Gaullismus war die KP nicht imstande, diese Angriffe zu bekämpfen. De Gaulle war auf den Plan gerufen worden, um das Geschäft der französischen Bourgeoisie zu besorgen. Er mußte den Schlamassel bereinigen, den die untauglichen parlamentarischen Institutionen der Vierten Republik und der Algerienkrieg verursacht hatten. Weit davon entfernt, die Organisationen der Arbeiterklasse zerschlagen zu wollen, bemühte de Gaulle sich um eine "progressivere" Politik als die des Kalten-Kriegs-Antikommunismus der Vierten Republik. Schon zwei Tage nach seinem Amtsantritt lud er die CGT-Führer zu Gesprächen ein, was seit Jahren kein Premierminister mehr getan hatte. Die CGT-Führer wiesen die Einladung entrüstet zurück; aber im folgenden Jahr nahmen sie sie an und trachteten von da an mehr und mehr danach, ihren Platz in den offiziellen Gremien neben anderen Gewerkschaften einzunehmen.

Zwischen 1958 und 1962 handelte de Gaulle eine politische "Unabhängigkeit" für Algerien aus, die ganz im Interesse des französischen Imperialismus lag. Die Einstellung der KP während dieser Phase wurde durch die Haltung der sowjetischen Regierung noch zwiespältiger.

Die sowjetischen Führer waren de Gaulle recht freundlich gesinnt, da sie deutlich erkannten, daß er den Amerikanern gegenüber viel weniger unterwürfig sein würde als die meisten Führer der Vierten Republik. In einer Ansprache an den Obersten Sowjet vom 31. Oktober 1959 unterstützte Chruschtschow direkt de Gaulles Algerienpolitik:

»Die jüngsten Vorschläge Präsident de Gaulles für eine Lösung des Algerienproblems auf der Grundlage der Selbstbestimmung mit Hilfe einer Volksabstimmung in Algerien könnten eine wichtige Rolle bei der Regelung der Algerienfrage spielen. Es ist bekannt, daß Frankreich und Algerien durch historisch gewachsene Bande eng miteinander verknüpft sind... Es ist leicht einzusehen, daß eine friedliche Regelung der algerischen Frage das internationale Ansehen Frankreichs und seine Rolle als Großmacht stärken würde.«

Nach dieser Rede gab die französische KP den Vorschlägen de Gaulles, die sie zunächst heftig kritisiert hatte, ihre Unterstützung. Man sollte in diesem Zusammenhang erwähnen, daß die Sowjetunion die provisorische algerische Regierung erst im Oktober 1960 anerkannte. Als der Algerienkrieg zum Stillstand kam, sah sich de Gaulle einer Revolte der Armee und der algerischen Siedler gegenüber. Auch die Loyalität der Polizei stand in Frage. Bei einer Demonstration im Oktober 1961 drehte die Pariser Polizei durch und tötete eine große Zahl von demonstrierenden Algeriern; die KP protestierte, unternahm aber nichts, um die physische Verteidigung der algerischen Arbeiter in Frankreich zu organisieren. Wenn de Gaulle auch gezwungen war, sich bis zu einem gewissen Grad auf die Unterstützung der Linken zu verlassen, so mußte er doch zugleich beweisen, daß er nicht das geringste mit den Kommunisten gemein hatte. Deshalb verbot die Regierung im Februar 1962 eine unter anderem von Kommunisten organisierte Demonstration zur Unterstützung der Regierungspolitik für einen Frieden in Algerien. Die Demonstration fand trotz des Verbotes statt und wurde von der Polizei brutal aufgelöst. 8 Tote blieben zurück, darunter mehrere Kommunisten. Die KP hatte durch die Unterstützung de Gaulles mehr Verluste erlitten als jemals durch die Opposition gegen ihn.

�INHALT "" \l 3�Italien

In Italien war die KP nicht mit einer Krise konfrontiert, die sie so auf die Probe stellte wie der Algerienkrieg die französische KP, und es gab auch mehr Raum für intellektuelle Diskussionen. Das größte Problem, dem sich die Partei gegenübersah, war die Entwicklung ihres politischen Verbündeten, der Sozialistischen Partei, mit der sie durch gemeinsame Arbeit in Parlament, Gemeinden und Gewerkschaften verbunden war. Schon bei den Wahlen von 1953 hatten Kommunisten und Sozialisten getrennte Listen aufgestellt und nicht mehr gemeinsame wie 1948, und im August 1956 führten die Sozialisten Erkundungsgespräche mit Saragats Sozialdemokraten, die sich 1947 abgesparten hatten; diesen Gesprächen folgte dann doch die Unterzeichnung eines neuen Abkommens zwischen Kommunisten und Sozialisten. Der sozialistische Führer Nenni hatte sich schon 1952 für die Idee einer "Öffnung nach links" stark gemacht, bei der die Sozialisten wieder eine Rolle in der Regierung übernehmen sollten. Als der Höhepunkt des Kalten Krieges überschritten war, wollten bestimmte Teile der Christdemokratischen Partei Nenni wieder in die Arme schließen. 1955 schlug der linke Christdemokrat Gronchi ein Bündnis mit den Sozialisten vor, und 1957 erhielt der Parteitag der Sozialistischen Partei eine Grußbotschaft von niemand anderem als dem Erzbischof Roncalli - dem späteren Papst Johannes XXIII. Es war jedoch ein langer, allmählicher Prozeß, da die Sozialistische Partei aus einer Reihe von Fraktionen bestand, darunter ein stark prokommunistischer Flügel, dessen Anhänger wegen Ihrer enthusiastischen Unterstützung der sowjetischen Panzer in Budapest als "Carristi" (Panzerleute) bekannt waren.

Die Kommunisten erkannten, daß eine Scheidung von den Sozialisten sie in die politische Wüste zurückwerfen würde, aus der andere KPs verzweifelt herauszukommen suchten. Sie verfügten über einige Druckmittel gegen die Sozialisten - namentlich die Tatsache, daß diese ihre Positionen in den Gemeindeparlamenten in vielen Fällen der Zusammenarbeit mit den Kommunisten verdankten. Aber um das Bündnis aufrechtzuerhalten, waren sie gezwungen, zusätzliche politische Zugeständnisse anzubieten. Togliatti sagte dazu 1961 in einer Rede:

»Kurz gesagt halten wir immer noch die Einheit und enge Zusammenarbeit mit den Sozialisten für grundlegend. Auch wenn es Veränderungen in der Linie der Sozialistischen Partei gegeben hat, Veränderungen, die wir kritisieren, sollten wir doch an diesem Ziel der Einheit festhalten.«�

Die Massenbasis der italienischen KP und die Zwangslage, die sie nötigte, in ihrem Verhältnis zu anderen politischen Kräften taktisch zu manövrieren, machte sie zu einem fruchtbaren Boden für die Entstehung der Doktrin des "Polyzentrismus".

Togliatti verkündete diese Doktrin in einer Rede vor dem Zentralkomitee der KP am 24. Juni 1956:

»Zur Zeit entwickelt, sich das, was ich in dem Interview, das ihr gelesen habt, ein polyzentrisches System nannte, entsprechend dem Wandel in der Struktur der Weit und in der Struktur der Arbeiterbewegungen selbst, und diesem System entsprechen auch neue Formen der Beziehungen zwischen den kommunistischen Parteien. Die Lösung, die heute dieser neuen Situation wahrscheinlich am angemessensten ist, ist die volle Autonomie der einzelnen Bewegungen und kommunistischen Parteien und bilaterale Beziehungen zwischen ihnen, damit völliges gegenseitiges Verständnis und völliges gegenseitiges Vertrauen sich herstellt - Bedingungen, die für die Zusammenarbeit und Herstellung der Einheit der kommunistischen Bewegung selbst und für die gesamte fortschrittliche Bewegung der Arbeiterklasse notwendig sind.«

Die Italiener sahen sich wegen ihres "Revisionismus" angegriffen; Roger Garaudy von der französischen KP kritisierte die italienische KP 1956: sie verwechsle den bürgerlichen Reformismus mit der sozialistischen Revolution. Schließlich fand sich Togliatti, unter internationalem Druck und besorgt über das exzessiv unabhängige Denken in seiner eigenen Partei, bereit, den Begriff "Polyzentrismus" fallen zu lassen. Aber die Sache selbst existierte weiter.

Die italienische Partei vermied die wiederholten Säuberungen der französischen Partei, indem sie mehr innere Diskussionsfreiheit zuließ. Auf der Zusammenkunft des Zentralkomitees vom November 1961 wurden sogar Rufe nach der Wiederherstellung des Rechtes auf Fraktionsbildung innerhalb der Partei laut:

Giancarlo Pajetta, eines der fähigsten Führungsmitglieder, erklärte: »Zur Zeit von Lenins Führung in der bolschewistischen Partei scheute niemand vor einer abweichenden Stimmabgabe zurück, in jeder Frage bildeten sich Mehrheiten und Minderheiten, die Einheit wurde nicht immer mit Einstimmigkeit identifiziert. Ein Mehrheitsvotum ist sicherlich besser als falsche Einstimmigkeit...» Amendola verurteilte starr festgelegte Fraktionen und forderte ein fließendes, dynamisches, innerparteiliches Leben, eine innere demokratische Dialektik. Secchia radikalisierte diese Formel sogar noch und ging soweit, von der »Ablösung von Führungsgruppen in einer normalen und dialektischen Weise« zu sprechen.�

Obwohl das Recht auf Fraktionsbildung nie eingeführt wurde, repräsentierten die führenden Gremien der Partei die verschiedenen Tendenzen innerhalb der Organisation. Die Verschiedenheit beschränkte sich natürlich auf Differenzen über die Taktik in der Anpassung an den Reformismus; die prochinesischen Tendenzen in den sechziger Jahren, die versuchten, eine revolutionäre Kritik an der Partei zu entwickeln, erfreuten sich keiner solchen Nachsicht.

Die Diskussion in der Partei ermöglichte es jedoch, daß radikalere Strömungen weiter unten, an der Basis, auftauchten. Im November 1961 veröffentlichte die Wochenzeitung der Jugendorganisation der KP eine Fotografie Lenins, auf der die undeutlichen Konturen von Trotzki gerade noch zu erkennen waren; sie bezeichnete Trotzki als »eine der originellsten Figuren der Oktoberrevolution« und provozierte damit eine stürmische Kontroverse.

�INHALT "" \l 3�Dänemark

Die dänische KP stellte ein interessantes Beispiel für das Geschick einer kleinen KP in den fünfziger Jahren dar. Die Partei wurde von Aksel Larsen geführt, einem sozialistischen Veteranen, ehemaligem Gießer und Gründungsmitglied der KP, der ein sehr großes persönliches Ansehen in der dänischen Arbeiterbewegung genoß und drei Jahre Konzentrationslager der Nazis überlebt hatte.

Larsen verurteilte die sowjetische Intervention in Ungarn und wurde von diesem Zeitpunkt an immer kritischer gegenüber der Sowjetunion. Im Mai 1957 forderte er die UdSSR auf, die Atomversuche einseitig zu beenden, und sympathisierte offen mit den Jugoslawen. Trotzdem blieb er bis zum November 1958 Generalsekretär, als unter sowjetischem Druck die orthodoxe Linie die Oberhand gewann und Larsen eine Niederlage erlitt.

Die linientreu Moskau-Orientierten siegten auf dem Parteitag, aber es war ein Pyrrhussieg, denn sie brachten dabei fast die Partei um. Larsens neue Partei, die "Sozialistische Volkspartei" vergrößerte ihren parlamentarischen Stimmanteil rapide auf Kosten der KP. Bei der Wahl von 1964 bekam sie 5,8% und 1966 10,9% der Stimmen, während der Anteil der KP von 3,1% 1957 auf 1,2% 1964 und 0,8% 1966 fiel. Larsen zog auch viele militante Gewerkschaftler der KP mit sich.

Larsen hatte mit der Sowjetunion gebrochen, nicht aber mit der Reform-Politik. Nach den Wahlen von 1966 wurde eine sozialdemokratische Minderheitsregierung gebildet, und die SVP verfügte über genügend Sitze, um sie an der Macht zu halten. 1967 schlugen die Sozialdemokraten angesichts einer Wirtschaftskrise vor, bestimmte, wegen der gestiegenen Lebenshaltungskosten zugestandene Lohnerhöhungen rückgängig zu machen. Unter der Parole "Rettet die Mehrheit der Arbeiterparteien!" erklärten Larsen und die rechte Führung der SVP, daß sie diesem Versuch zustimmen würden, die Arbeiterklasse für den Weg aus der Krise bezahlen zu lassen. Sechs Abgeordnete der SVP weigerten sich, ihrer Führung zu folgen, und stürzten die Regierung. Es gab eine weitere Spaltung, und noch eine Partei wurde gegründet, die "Linken Sozialisten". Das war keine politisch kohärente Organisation. In dieser Partei konnten sowohl reformistische wie ultralinke Positionen Platz finden. Aber es entwickelten sich auch einige revolutionäre Strömungen in ihr. Bis heute ist die dänische revolutionäre Linke jedoch nicht in der Lage, die KP herauszufordern, die, obwohl klein, einiges Gewicht in der Gewerkschaftsbürokratie hat.

�INHALT "" \l 3�Das übrige Europa

Für die kleineren KPs war die durch die Entstalinisierung und den Polyzentrismus ausgelöste Krise noch akuter. Hier existierte wirklich die Gefahr, daß der Parteiapparat schlicht als Public-Relations-Zentrale für die sowjetische Regierung enden würde. Gleichzeitig wurde zunehmend deutlich, daß die Präsenz der Parteien in der Arbeiterbewegung abnahm. 1956 war die westdeutsche KP soweit isoliert, daß man sie, ohne auf bedeutende Opposition zu stoßen, für illegal erklären konnte. Die belgische KP gab 1966 bekannt, daß sie nicht länger in der Lage sei, eine Tageszeitung herauszugeben. Im selben Jahr beschloß die österreichische KP, sich nicht mehr an Wahlen zu beteiligen. Außer dort, wo die Parteien immer noch eine Basis aufgrund irgendeiner örtlichen Aktivität hatten, wurde ihre bloße Existenzberechtigung immer fraglicher.

�INHALT "" \l 2�10. Partei und Klasse in Westeuropa

Die Wende in der Politik der internationalen kommunistischen Bewegung während der fünfziger Jahre, die im vorigen Kapitel umrissen wurde, war eine Wende nach rechts. Sie war grundlegender als der Kurswechsel zur Zeit der zwanziger Jahre, bzw. der Volksfront oder des Zweiten Weltkriegs. Sie war kein bloßer taktischer Schwenker, sondern bedeutete eine Veränderung im gesamten Wesen der Parteien.

Und doch war dies nur das halbe Bild. Es gibt eine in der Linken sehr verbreitete Anschauung, wonach die Arbeiterklasse ständig und spontan nach der Revolution drängt, dabei aber angeblich nur von ihren Führern, gleich ob Sozialdemokraten oder Stalinisten, zurückgehalten und verraten wird. Diese Anschauung gründet sich auf eine oberflächliche und nicht stichhaltige Theorie des Klassenbewußtseins, die das Ausmaß, in dem die Arbeiterklasse instinktiv revolutionär ist, gewaltig überschätzt und zugleich ihre Leichtgläubigkeit und Verführbarkeit übertreibt.

Mit Ende des Zweiten Weltkriegs hatten Marxisten fast aller Richtungen eine schwere Wirtschaftskrise binnen weniger Jahre erwartet. Sie irrten: eine lange Periode der Vollbeschäftigung und Expansion hob an. Die zugrunde liegende Ursache waren die Rüstungsausgaben, die vom Koreakrieg und dem folgenden Rüstungswettlauf herrührten.

Das Ergebnis war, daß es den Arbeitern besser ging, daß sie echte Verbesserungen ihrer Lebens- und Arbeitsbedingungen erreichten. Dieser Umstand ermöglichte es den reformistischen Politikern, sich zumindest die passive Unterstützung der Arbeiterklasse zu erhalten. Das wiederum verhinderte, daß die revolutionäre Linke zwischen den späten vierziger und den späten sechziger Jahren wirkliche Erfolge bei den Arbeitern erzielte.

Das Klassenbewußtsein entwickelte sich in dieser Periode widersprüchlich. Einerseits interessierten sich die Arbeiter immer weniger für die aktive Mitarbeit in den traditionellen Organisationen der Arbeiterklasse. Mit dieser sogenannten Apathie ging jedoch ein viel größeres Selbstbewußtsein auf Seiten einer neuen Arbeitergeneration einher, die nicht die Demoralisierung durch Arbeitslosigkeit und die schweren Niederlagen der dreißiger Jahre erfahren hatte. Die Kämpfe der Arbeiter wurden immer unberechenbarer und unvorhersehbarer.

Vor diesem Hintergrund muß die Durchhaltefähigkeit der KPs in Westeuropa begriffen werden. Trotz der Zerreißproben der Entstalinisierung und des Polyzentrismus behielten die Massenparteien in Frankreich und Italien eine nicht zu unterschätzende Macht über die Klasse, weil es ihnen gelang, ihre Basis durch ihre Arbeit in den Parlamenten, Gemeinden und Gewerkschaften zu erhalten.

�INHALT "" \l 3�Frankreich

Auf den ersten Blick ist die Liste der Wahlerfolge der französischen KP eindrucksvoll. Sie erhielt mit einer einzigen Ausnahme (1958) bei jeder Nachkriegswahl mehr als 20% der Stimmen. Sicher hat die Partei der parlamentarischen Arbeit zentrale Bedeutung zugemessen - sie gibt wahrscheinlich mehr Geld für Wahlkämpfe aus als jede andere Partei.

In Wirklichkeit sind die Ergebnisse ihrer parlamentarischen Arbeit jedoch ziemlich begrenzt, in erster Linie deshalb, weil sie sich damit auf das Spiel der Bourgeoisie einläßt und daher auch deren Spielregeln einhalten muß - und diese kann die Regeln jederzeit ändern, wenn sie Gefahr läuft zu verlieren. Unter der Vierten Republik wurde das Wahlrecht zuungunsten der KP verändert. Bei den Wahlen von 1956 erhielt die KP z.B. einen Abgeordneten für jeweils ungefähr 37.000 Stimmen, - die Konservativen für jeweils 33.000, die Sozialisten für 32.000 und die MRP für 28.000. Unter der Fünften Republik war die Manipulation noch ausgeprägter: 1958 bekam die KP einen Abgeordneten für jeweils 39.0000 Stimmen, insgesamt 10, während die Gaullisten für je 20.000 Stimmen einen bekamen, - insgesamt 206. 1962 erhielt die KP für je 98.000 Stimmen einen Abgeordneten - insgesamt 41, während die Gaullisten für je 28.000 einen bekommen - insgesamt 233.

Das Wahlsystem der Fünften Republik benachteiligte die KP auch in anderer Hinsicht. Die Abstimmung fand in 2 Durchgängen statt, zwischen denen eine Woche lag. Die Kandidaten konnten ihre Nominierung nach dem ersten Wahlgang zurückziehen und, wenn sie wollten, ihren Wählern die Unterstützung eines anderen empfehlen. Dies begünstigte natürlich die Parteien der Mitte gewaltig; z.B. stimmte ein kommunistischer Wähler, wenn er sich zwischen einem Sozialisten und einem Gaullisten zu entscheiden hatte, fast mit Sicherheit für den Sozialisten, sozialistische Wähler dagegen würden sich bei der Wahl zwischen einem Kommunisten und einem Gaullisten nicht alle so eindeutig entscheiden, daß sie den Kommunisten wählten. So mußte die KP, um auch nur ihren rechtmäßigen Anteil an Parlamentssitzen zu bekommen, sich mit anderen Parteien über den gegenseitigen Rückzug von Kandidaten absprechen - auch um den unvermeidlichen Preis von politischen Zugeständnissen.

Zudem ist fraglich, wie weit die KP-Stimmen irgendeine Art von Klassenbewußtsein repräsentieren und wie weit sie nur negative oder Protest-Stimmen sind. Die Tatsache, daß die beiden Wahlen, bei denen die KP am schlechtesten abgeschnitten hat, diejenigen waren, die in Krisenzeiten stattfanden (1958 und 1968), bezeugt, wie schwankend die Wählerunterstützung ist. Das bestätigt auch eine Meinungsumfrage von 1951, aus der hervorgeht, daß 50% der kommunistischen Wähler einen Fortschritt durch Reformen vorziehen und nur 41% die Revolution für notwendig halten. Die Stärke der Partei in den ländlichen Gebieten resultiert wohl nicht nur aus den Erfahrungen im Widerstand, sondern auch aus viel älteren radikalen und antiklerikalen Traditionen. Z.B. ist die einzige Erklärung für den hohen kommunistischen Stimmenanteil unter den protestantischen Bauern im Gebiet von Gard in Südfrankreich die, daß es sich um eine antikatholische Geste handelt. Und 1956 hat die KP offenbar viele ihrer ländlichen Stimmen an eine andere radikale Richtung verloren, aber an eine der extremen Rechten - der Poujadisten. Jedenfalls zeigen die Stimmenverhältnisse, daß der kommunistische Wähleranteil am stärksten dort zurückging, wo die Poujadisten am besten abschnitten, und am meisten dort anstieg, wo diese sich nicht zur Wahl stellten.

Bis zu einem gewissen Grad hat die KP aus ihrer revolutionären Vergangenheit noch bestimmte Maßnahmen beibehalten, die ihr völliges Aufgehen im parlamentarischen System verhinderten. Sie übernahm nicht die Praxis aller anderen politischen Parteien Frankreichs, bekannte Lokalgrößen mit einer lokalen Gefolgschaft als Kandidaten aufzustellen, was sie in einem so regional denkenden Land mit Sicherheit Stimmen gekostet hat. Ihre Abgeordneten zahlen ihre Diäten in einen Parteifonds ein, aus dem sie grundsätzlich nur den Lohn eines Facharbeiters ausbezahlt bekommen sollen. In bestimmtem Umfang konnte die KP das Parlament als Plattform ausnutzen. So zeigen z.B. die Parlamentsstatistiken, daß in den sechs Monaten nach der Wahl von 1951 die KP-Abgeordneten im Durchschnitt anderthalbmal solange redeten wie andere Abgeordnete, und daß 4 der 6 redseligsten Abgeodneten Kommunisten waren. Aber die parlamentarischen Verfahrensregeln wurden ständig zu ihrem Nachteil geändert, und was noch wichtiger war: die parlamentarische Situation stellte sie vor die Wahl zwischen der Impotenz in Isolation und dem politischen Kompromiß um sehr begrenzter Ziele willen. Indem die KP die Wahlpolitik zum Zentrum ihrer Praxis machte, beschränkte sie ihre Anhänger auf die Rolle von Wählern, statt danach zu streben, ihre Entwicklung und Mobilisierung politisch voranzutreiben.

Trotzdem erhielt sich die KP immer noch einen soliden Kern von Arbeitermitgliedern. 1966 zeigte eine Untersuchung, daß 43,4% der Parteimitglieder Arbeiter in der Privatindustrie waren, 13,5% in der verstaatlichten Industrie und 18,6% Angestellte. Diese Stärke rührte nicht so sehr aus der Wahlarbeit der Partei her, als vielmehr aus ihrer Beherrschung der CGT, denn trotz des Mitgliederschwundes dieser Gewerkschaft in den fünfziger Jahren blieb die CGT in den Schlüsselsektoren der Schwerindustrie vorherrschend - Maschinenbau, Bauwirtschaft, chemische Industrie, Bergbau, Eisenbahn, Elektrizitätsversorgung.

Die KP behielt die CGT politisch weiter fest im Griff. Deren Statuten sehen vor, daß weder das oberste Gremium (das vereinigte Nationale Komitee) noch das tatsächliche Exekutivorgan (das vereinigte Büro) auf dem zweijährlichen Kongreß gewählt wird. (Das erstere besteht aus den Sekretariaten der verschiedenen Gewerkschaften, das letztere wird von diesem gewählt.) Formal ein Zugeständnis an den föderalen Status der CGT, macht diese Regelung de facto eine Herausforderung ihrer Führung unmöglich. Das Ergebnis ist, daß das Büro entweder aus loyalen Kommunisten besteht, oder aus zuverlässigen nicht kommunistischen Strohmännern (wenngleich sich in den fünfziger Jahren eine reformistische Opposition unter Führung von Pierre Lebrun entwickelte). Mit Ausnahme ihrer Reaktion auf die ungarischen Ereignisse ist die CGT der politischen Linie der KP gefolgt (s. Kapitel 7) und hat regelmäßig zu Demonstrationen wegen internationaler Fragen aufgerufen. Das bedeutete auch, daß, in dem Maße wie die KP versuchte, wieder auf die Bühne des französischen politischen Lebens zurückzukehren, die CGT sich "verantwortungsbewußter" zeigte, indem sie sich an nationalen Planungs- und Beratungsgremien usw. beteiligte.

Es ist wahr, daß die Stärke der KP in den Fabriken in gewisser Hinsicht im Schwinden begriffen ist. 1962 waren nur wenig mehr als ein Viertel ihrer Zellen Betriebszellen. Und doch ist dieser Rückgang paradoxerweise ein Anzeichen für die Stärke der Partei. Da die Gewerkschaftszweige selbst sich in Anhängsel der KP verwandelten, hat sich der Bedarf an eigenen Parteizellen verringert.

In den Fabriken verdanken KP und CGT ihre Stärke wesentlich der Existenz von Arbeiterdelegierten und Fabrikkomitees, die in der Nachkriegsperiode, als die KP in der Regierung saß, gesetzlich institutionalisiert wurden. Die Wahl von Arbeiterdelegierten unterscheidet sich sehr von der der "shop stewards" in England. Obwohl die Delegierten von allen Arbeitern, ob gewerkschaftlich organisiert oder nicht, gewählt werden, müssen die Kandidaten auf einer Gewerkschaftsliste aufgestellt werden. Das bedeutet, daß die Delegierten nicht aufgrund ihrer persönlichen Fähigkeit, die Interessen ihrer Kollegen zu verteidigen, gewählt werden, sondern aufgrund ihrer Gewerkschaftsmitgliedschaft - und zwar oft von Arbeitern, die sie gar nicht persönlich kennen. Darüberhinaus werden die Delegierten oft wirksam von außerhalb der Fabrik kontrolliert.

Die Bedeutung der Gewerkschaftsdelegierten im Fabrikleben und der politischen Verankerung der KP hat ein revolutionärer Kritiker der KP so zusammengefaßt:

»Trotz alledem sollte man nicht glauben, daß die militanten Gewerkschaftler in den meisten Fabriken privilegierte Leute sind. Die Bourgeoisie schließt Abkommen mit dem Gewerkschaftsapparat, nicht mit einzelnen Militanten. Und Arbeiterdelegierter zu sein bedeutet oft, daß man alle Hoffnungen auf ein Vorwärtskommen aufgeben muß, und häufig auch, daß man trotz aller gesetzlichen Garantien der Repression ausgesetzt ist.

Dennoch ist das Gesetz über Arbeiterdelegierte, genau wie jede andere Gesetzgebung dieser Art, eine Waffe in der Hand des Gewerkschaftsapparates und besonders der CGT, die uns hier beschäftigt, weil sie in Wirklichkeit der Apparat der französischen KP ist. Natürlich ist es nicht die Institution der Arbeiterdelegierten, die wir hier kritisieren, sondern der Gebrauch, den die CGT davon macht, um ihre Militanten auszuwählen und Druck auf sie auszuüben. Es liegt ja auf der Hand, daß einer nicht zur privilegierten Person oder gar zum Klassenverräter wird, wenn er monatlich 15 oder 20 Stunden für die Gewerkschaftsarbeit hat.

Aber da die Gewerkschaftsführung nach eigenem Gutdünken entscheidet, wer von diesen Stunden profitieren soll und wer nicht, kann sie zugleich diejenigen Militanten von allen Aktivitäten ausschalten, die nicht das Glück haben, ihr zu gefallen, in der Mehrzahl der Fälle kann sie sich der Fügsamkeit derer sicher sein, denen ein Gewerkschaftsdelegierten-Mandat gegeben wurde, da sie ihnen notfalls droht, die Mandate nicht zu erneuern.

Man muß dazu sagen, daß die Betroffenen diese Drohung nicht auf die leichte Schulter nehmen können. Denn die 15 oder 20 Stunden Gewerkschaftszeit monatlich, diese Stunden, in denen man der kapitalistischen Ausbeutung und Entfremdung entfliehen und gleichzeitig seine Energie dem Kampf für seine Klasse widmen kann, bedeuten einem Militanten sehr viel. Mit diesen Mitteln hält die französische kommunistische Partei über die CGT ihre Militanten in Schach. So ist es nicht überraschend, daß in den Fabriken nahezu sämtliche Aktivitäten der KP vom Gewerkschaftsapparat durchgeführt werden und daß die Gruppe der KP-Militanten sich weitgehend mit derjenigen der Delegierten in den Fabrikkomitees und der Gewerkschaftsdelegierten überschneidet. Kürzlich hat die CGT in einer ihrer Veröffentlichungen behauptet, im ganzen Land 20.000 Delegierte zu haben. Die Zahl zeigt recht deutlich, auf weiche militanten Kräfte sich die KP in den Fabriken stützen kann.«�

Die beherrschende Stellung ermöglicht der CGT die Kontrolle über die Kommunikations- und Diskussionsmittel in der Fabrik. Ein Renault-Arbeiter schreibt darüber:

»Die CGT mag beschließen, daß ein reihum durchgeführter halb- oder viertelstündiger Streik alle 14 Tage das beste Mittel ist, um die Geschäftsführung zu bekämpfen. Man legt die Entscheidung darüber nicht den Arbeitern zur Abstimmung vor, sondern schickt einige bereits überzeugte Arbeiter in den Werkstätten und Abteilungen herum, um breite demokratische Debatten über das Problem der Organisierung des rotierenden Streiks in Gang zu setzen. So wird die Festsetzung des Tages und der Uhrzeit diesen Basisversammlungen überlassen. Jedem, der Einspruch erhebt, weil er grundsätzlich nicht einverstanden ist, wird man bald klarmachen, daß dies gar nicht zur Diskussion steht.«�

Abgesehen davon haben die Fabrikkomitees beträchtliche Kompetenzen - natürlich nicht für die Produktion, sondern für die Verwaltung von Kantinen, Ferienwohnungen usw. Das Komitee der Autofabrik Renault-Billancourt hat z. B. über 200 bezahlte Angestellte - und wenn die CGT ein Komitee kontrolliert, bekommen ihre politischen Freunde die Stellen. Gerade das Vorhandensein so vieler Mitglieder und Sympathisanten, die ein wohlbegründetes Interesse an der Unterstützung der KP haben, ermöglichte es der französischen Partei (zumindest bis zum Mai 1968) eine physische Mauer zwischen der Arbeiterklasse und den revolutionären Sozialisten zu errichten, innerhalb der Fabrik konnte ein isolierter Militanter wirkungsvoll von jeder Gewerkschaftsaktivität ausgeschlossen und in einigen Fällen sogar beim Management denunziert werden. Außerhalb der Fabrik wurden Flugblattverteiler und Plakatkleber verprügelt, es kam sogar vor, daß bis zu 20 KPler einen vereinzelten linksradikalen Propagandisten mit Eisenstangen angriffen.� All dies wurde mit Behauptungen gerechtfertigt, daß die Linksradikalen im Sold der Regierung oder in Verbindung mit den Faschisten stünden.

Sowohl in Frankreich wie in Deutschland war vor 1914 die Beteiligung von Sozialisten an der örtlichen Verwaltung ein bedeutendes Moment, das die Entwicklung des Reformismus in der Bewegung begünstigte. Die tagtägliche Kleinarbeit in der Verwaltung von einzelnen örtlichen Angelegenheiten lenkte gewaltig vom Kampf für langfristigere Ziele ab. Dieselbe Erscheinung wiederholt sich im modernen Frankreich, wo die KP einen Großteil ihrer Zeit und Kraft dem Ziel der Machtübernahme in den Gemeinden widmet. Sie tut dies trotz der Tatsache, daß die französische Gemeindeverwaltung noch weniger Entscheidungen treffen oder die Bedürfnisse des Volkes befriedigen kann als in Großbritannien. Die Gemeinderäte werden nur alle sechs Jahre gewählt, und da es in Frankreich eine starke zentralistische Tradition gibt, die bis in die vornapoleonische Zeit zurückreicht, haben die Räte wenig Machtbefugnis, etwas zu tun, ohne daß die Ausgaben dafür von der Regierung bewilligt sind. Bis 1968 wurde das Erziehungswesen vollständig von Paris aus verwaltet, und die lokalen Behörden konnten weder Form noch Inhalt nach eigenem Ermessen verändern. Trotz einiger Reformen in letzter Zeit gibt es auf lokaler Ebene wenig wirkliche Macht. Die kommunistischen Gemeinden können sich vielleicht ein wenig Machtgefühl verschaffen, indem sie die Hauptstraße "Stalinallee" nennen, aber das ist nur Selbstbetrug.

Worüber die Gemeinden jedoch verfügen, das sind Arbeitsplätze. In einer kommunistischen Gemeinde bekommen sehr viele Parteimitglieder und Sympathisanten einen Arbeitsplatz - sicher keinen mit hohem Gehalt, dafür aber mit der angenehmen Atmosphäre, die besteht, wenn man mit Genossen zusammen und nicht so sehr für einen Boß arbeitet. Diese Leute stellen eine große Loyalitätsreserve für die Partei dar.

In einer Gemeindeverwaltung gedient zu haben ist eine große Hilfe für diejenigen, die parlamentarische Ambitionen haben. Von den 41 KP-Abgeordneten, die 1962 gewählt wurden, waren etwa 15 Bürgermeister und noch mehr Gemeinderäte. Wenn man die Angestellten der kommunistischen Gemeinden und der von der CGT kontrollierten Fabrikkomitees zusammenzählt und noch die Mitarbeiter von kommunistischen Publikationsorganen und kommunistisch kontrollierten oder beeinflußten Kultur-, Sport- und Wohlfahrts-Organisationen dazurechnet, so kommt man auf Tausende von Leuten, deren Treue zur Partei eine materielle Grundlage hat und die gleichzeitig mehr daran interessiert sind, eine Art Gegengesellschaft innerhalb des Kapitalismus zu verwalten, als das System als Ganzes in Frage zu stellen.

�INHALT "" \l 3�Italien

Die italienische KP hat, oberflächlich betrachtet, eine noch eindrucksvollere parlamentarische Erfolgsbilanz aufzuweisen als die französische. Sie hat ihre Stimmenzahl und ihren Stimmenanteil bei jeder Nachkriegswahl gesteigert. Die Partei hält Disziplin unter ihren Abgeordneten, indem sie sie den größeren Teil ihrer Diäten in einen Parteifonds einzahlen läßt. Dabei bleibt ihnen immer noch ein hübscher Anteil - 1971 betrug das Gehalt eines italienischen Abgeordneten nach Steuerabzug rund 4.000 DM. Darüberhinaus werden den KP-Abgeordneten ihre Wahlkampfspesen von der Partei bezahlt, während die Abgeordneten der Rechten selbst dafür aufkommen müssen. Ein italienischer Abgeordneter hat noch viele andere Privilegien wie kostenloses Reisen, Gratishaarschnitt, freie Eintrittskarten für Kino und Sportveranstaltungen.

Aber wie die französische Partei bezieht die italienische KP ihre Unterstützung ebensosehr vom traditionellen Radikalismus wie von klassenbewußten Arbeitern. Nicht die industrialisierten Städte im Norden liefern der Partei die meisten Wähler; in diesem Gebiet fällt nur etwa ein Drittel der Arbeiterstimmen an die KP. Ihre stärkste Bastion sind die Landpächter ("mezzadri") und Landarbeiter Mittelitaliens, von denen bis zu zwei Drittel kommunistisch wählen.

Die KP-Abgeordneten beteiligen sich äußerst aktiv am parlamentarischen Leben; sie stellen mehr Fragen und halten mehr Reden als der durchschnittliche Abgeordnete. Aber Kommentatoren haben auch auf ihre "konstruktive" Haltung zum Parlament hingewiesen - ein bedeutender Prozentsatz der KP-Anträge wird von der Nationalversammlung angenommen oder verwertet, und sie sind immer bereit, eher konstruktive Verbesserungen zu Gesetzen vorzuschlagen als sie einfach zu bekämpfen.�

Die Position der italienischen KP in der CGIL war sehr verschieden von der der französischen Partei in der CGT, denn sie teilte sich mit der sozialistischen Partei in die politische Kontrolle. Diese war deshalb nicht weniger straff, und es bestand eine enge Verzahnung zwischen dem Sekretariat der CGIL, der KP-Führung und der Parlamentsfraktion der KP. Die Wahlen zu den Führungsgremien waren selten ein Gegenstand für Auseinandersetzungen - man gestand der Sozialistischen Partei eine überproportionale Vertretung in ihnen zu. Bis zur Mitte der fünfziger Jahre , als die kommunistische Politik im Grunde genommen ununterscheidbar von der sozialistischen war, konnte man die CGIL wegen politischer Fragen mobilisieren; sie organisierte z.B. 1953 Streiks gegen die geplanten Wahlrechtsänderungen, die dazu geführt hätten, daß die KP im Parlament unterrepräsentiert gewesen wäre. Zehn Jahre später spiegelte sich die inzwischen viel respektablere Politik der KP auch in der CGIL wider; sie führte Feldzüge für "Strukturreformen" durch. Trotzdem entwickelte die CGIL zunehmend auch unabhängige Positionen. Auf dem Kongreß des WGB im Dezember 1961 in Moskau legte sie ein Alternativprogramm vor, das die Notwendigkeit einer flexibleren Anpassung an örtliche Bedingungen betonte sowie die Notwendigkeit der Unabhängigkeit der Gewerkschaften von politischer Kontrolle. In den fünfziger Jahren nahm die Stärke der CGIL bedeutend ab. Dies war weitgehend eine Folge der Demoralisierung und Desillusionierung der Arbeiter über die Taktik ihrer Führung. Daneben war eine noch nicht dagewesene Welle von Angriffen auf die Gewerkschaft dafür verantwortlich. Bei Fiat weigerte sich die Geschäftsleitung, mit der CGIL zu verhandeln und soll sogar die Konkurenzgewerkschaften CISL und UIL finanziell unterstützt haben; 1955 verkündete die US-Regierung, daß keine Lieferverträge für militärische Ausrüstungen mit italienischen Firmen geschlossen würden, in denen die CGIL mehr als 50% der Stimmen bei den Betriebsratswahlen bekam. Trotz der Rückschläge blieb die CGIL jedoch auf nationaler Ebene die stärkste Gewerkschaft, bei den Arbeitern war ihre Führung noch ausgeprägter, denn ihre Konkurrentin, die CISL, erzielte ihre Hauptgewinne bei den Angestellten.

Trotz allem führte die Welle industrieller Militanz in den späten fünfziger und sechziger Jahren zu einer Verbesserung des allgemeinen gewerkschaftlichen Organisationsgrades, und als der Kalte Krieg aufhörte und eine pragmatischere Politik sich entwickelte, konnte die CGIL ihre Position im Vergleich zu ihren Rivalen stärken. Sie kontrollierte ihre Basis durch die "Commissione Interna", die den französischen Fabrikkomitees ähnelten; jedoch hatte sie sie nie so fest im Griff wie die KP in Frankreich. All dies verhinderte nicht den langfristigen Verfall der Parteizellen in den Fabriken; die Zahl der Zellen am Arbeitsplatz betrug:

				1954:	11.500

				1959:	7.115

				1963:	4.700

						(Quelle: Offizielle Parteistatistiken)

Regionale oder lokale Regierungsbeteiligung ist für die italienische KP eine noch wichtigere Grundlage als für die französische. Seit sie die Aussicht auf Beteiligung an der nationalen Regierung 1948 aufgeben mußte, hat die Partei immer für eine Erweiterung der Vollmachten der regionalen und lokalen Behörden agitiert; das Bündnis mit der sozialistischen Partei war für sie wichtiger im Hinblick auf örtliche Wahlen als auf eine parlamentarische Strategie.

Ein besonders gutes Beispiel der KP-Herrschaft ist Bologna in Norditalien, wo die KP den Stadtrat seit Ende des Zweiten Weltkrieges beherrscht.� Das Maß ihrer Verankerung zeigt die Tatsache, daß die KP bei den örtlichen Wahlen etwa 45% der Stimmen erhält - mindestens 5% mehr als im selben Wahlbezirk bei den nationalen Wahlen. Der Stadtrat von Bologna kann einige solide Errungenschaften für sich buchen - mit dem Bau billiger Wohnungen und Schulen ist er den meisten großen italienischen Städten voraus. Aber seine finanziellen Grenzen sind trotzdem genau festgelegt, und die Kommunisten sind stolz darauf, den Haushalt im Lot zu halten. 1964 gelang es dem Stadtrat von Bologna, eine Anleihe von 42 Mill. DM auf dem westdeutschen Finanzmarkt auszuhandeln, die die italienische Regierung dann aber blockierte.

Um an der Macht zu bleiben, mußte die KP in Bologna viele Zugeständnisse an die Mittelklasse machen. Man betonte, daß Togliatti wiederholt von einem Bündnis mit den Mittelklassen gesprochen hatte, und war bemüht, damit die Stimmen und Sympathien der vielen Ladeninhaber und Handwerker in der Stadt zu gewinnen. Man machte auch den katholischen Wählern gegenüber entgegenkommende Gesten: 1966 ernannte der Stadtrat den Kardinal Lercaro, den Erzbischof der Stadt, zum Ehrenbürger. Man bedient sich noch einer Unzahl anderer Mittel, um das Eindringen der Partei in das gesamte örtliche Leben zu sichern. Die Stadt verfügt über mehr als 80 Volkshäuser. Das sind Gebäude, die Restaurants, Büchereien und viele soziale Einrichtungen ebenso wie kommunistische Büros enthalten. Die Organisationen der KP reichen vom "Kulturkreis Antonio Gramsci" für Intellektuelle bis zur "Vereinigung der Mütter gefallener Partisanen". Die Parteiführer haben eine persönliche Gefolgschaft. Am wichtigsten sind die Genossenschaften - landwirtschaftliche, Produzenten- und Konsumentengenossenschaften -, die 1956 fast 10.000 Mitglieder hatten. Die KP ist deshalb direkt und indirekt ein wichtiger Arbeitgeber. Das Rathaus bezahlt mehr als 6.000 Angestellte, und viele andere Zugänge zu Arbeitsplätzen sind zumindest teilweise unter Parteikontrolle. Bei Verträgen der Stadt werden die Genossenschaften häufig bevorzugt. In einem Fall baute die Stadtverwaltung bei der Ausschreibung eines Auftrags zum Bau einer Straßenunterführung eine Klausel ein, nach der für jeden Tag, an dem der Verkehr unterbrochen werden mußte, eine Strafe von mehr als 3.600 DM auferlegt wurde. Nur die Genossenschaft konnte sich bewerben, da sie wußte, daß man sich bei ihr nicht auf die Klausel berufen würde. All dies trägt zur großen Stärke der Partei bei. 1963 waren in Bologna von 475.000 Einwohnern 50.000 Mitglieder der Partei. Die Provinz Bologna hatte 126.000 Mitglieder, 5.000 Zellen und 246.000 CGIL-Mitglieder. Diese Basis ist jedoch politisch nicht unbedingt stabil; unter allen Mitgliedern werden täglich nur 15.000 Exemplare der Tageszeitung der Partei, 'L'Unità', verkauft. Im Süden sind die politischen Bande noch zerbrechlicher. In Neapel verließen während der Wahlkampagne von 1968 50 aktive KP-Mitglieder die Partei, um sich den Zeugen Jehovas anzuschließen, die besser bezahlten und gerne ExKommunisten anheuerten, weil sie erfahrene Propagandisten waren.�

�INHALT "" \l 3�England

In England war der wachsende Nachdruck, den die KP auf die Parlamentswahlen legte, von einem Verfall ihres Stimmenanteils bei eben diesen Wahlen begleitet. Aber die Bedeutung der Partei lag auf einer anderen Ebene. In einer Situation der Vollbeschäftigung und der Ausdehnung der Akkordarbeit nahm die "shop stewards"-Bewegung, ein einzigartiges britisches Phänomen, an Stärke und Bedeutung zu. KP-Mitglieder wurden vielfach zu "shop stewards" gewählt. Dies war nicht notwendigerweise Teil einer abgestimmten Strategie, sondern ergab sich daraus, daß sie die militantesten Leute in den Fabriken waren und sich am besten artikulieren konnten. Die Arbeiter - die, wie die Parlaments- und Gemeinderatswahlen zeigten, in keiner Weise ihre politischen Ansichten teilten -, betrauten sie deshalb mit der Verhandlungsführung.

In der Industrie stellte die Partei das einzige gut organisierte politische Netz dar - obwohl sie sich de facto sektiererisch verhielt und sich oft weigerte, ihre Solidarität auf Streiks auszudehnen, weiche von Arbeitern, die nicht in der KP waren, geführt wurden.

Die Parteipresse war voll von Berichten über den politischen Einfluß der KP auf einer elementaren Ebene - auch dann, wenn die Punkte, die sie sich aussuchte, eigentlich von wichtigeren Fragen ablenkten. So z.B. dieser: »Eine überfüllte Versammlung von 500 Technikern (... ), auf der die Arbeitslosigkeit diskutiert wurde, hat eine Resolution verabschiedet, die nachdrücklich die Intensivierung des Ost-West-Handels fordert.«, oder: »In Yorkshire sind die "Shop Stewards" der Firma David Brown in Huddersfield mit ihren Parlamentsabgeordneten zusammengekommen und haben die Aufhebung der Handelsbeschränkungen gefordert.«�

Dennoch verwickelte die Tatsache, daß die Partei in der "shop stewards"-Bewegung verwurzelt war, sie in Widersprüche, denn gleichzeitig strebte sie offizielle Positionen in den Gewerkschaften an und wollte linke Kandidaten in die Gewerkschaftsführungen bringen. Entsprechend ihrer gesamten Einstellung zum Parlamentarismus geriet der Gewinn solcher Wahlen zum Selbstzweck, statt ein bloßes Mittel zur Veränderung der Gewerkschaften zu sein. Das klassische Beispiel hierfür ist die ETU (Elektrikergewerkschaft) die die kommunistische Partei von Ende des 2. Weltkriegs bis 1961 kontrollierte; trotzdem veränderte die KP während dieser ganzen Zeit nicht die hochgradig undemokratische Verfassung der ETU, die dem Gewerkschaftstag nur ein Vorschlagsrecht gegenüber der Exekutive einräumte. Als sich das Blatt wendete, erleichterte dies die Hexenjagd auf die KP um so mehr. Der langfristige Widerspruch zwischen den KP-Militanten und denjenigen Kommunisten, die es zu offiziellen Positionen in der Gewerkschaftsbürokratie gebracht hatten, führte zum allmählichen Niedergang des KP-Einflusses in den Fabriken. Die Auswirkungen der ungarischen Revolution beschleunigten diesen Prozeß. 1962 waren schätzungsweise nur noch ein Achtel der Mitglieder am Arbeitsplatz organisiert; im Grunde genommen war die Partei nicht mehr imstande, eine disziplinierte und zusammenhängende Strategie in der Industrie zu verfolgen. Die ETU-Affäre, in der vor Gericht der Beweis für Beschuldigungen erbracht wurde, daß bestimmte ETU-Führer die Wahlen manipuliert hatten, ist ein Schlüsselbeispiel dieses Zerfalls. Solche Praktiken waren nie ausschlaggebend für den Einfluß der KP in der Industrie gewesen, aber der Rekurs auf sie war symptomatisch für den Niedergang der Partei in einer großen Gewerkschaft. Sie mußte sich in Tricks flüchten, weil sie die Mitglieder nie geschult oder politisch mobilisiert hatte; dieses Versäumnis wurde offenbar, als die Rechten in der Folgezeit das Erreichte zerstören konnten.

�INHALT "" \l 3�Der belgische Generalstreik

Am schärfsten stellten sich die Fragen, um die es ging, jedoch in Belgien, und zwar durch einen Generalstreik, der in einiger Hinsicht auf die Ereignisse des Mai 1968 vorausdeutete.

Im Dezember 1960 bereitete die belgische Regierung - eine Koalition von Liberalen und Christsozialen - ein Paket von wirtschaftlichen Maßnahmen unter dem Titel "Loi unique" vor, das durch die beabsichtigte Streichung sozialer Errungenschaften und die Anhebung der indirekten Steuern einen ernsten Angriff auf den Lebensstandard der Arbeiter darstellte. Am 20. Dezember begann ein Streik der städtischen Arbeiter, und innerhalb von Tagen hatte er sich auf den größten Teil des Landes ausgebreitet. Streikkomitees wurden gebildet, aber wegen des Fehlens jeder Alternative und wegen der immer noch vorhandenen Basisstärke der sozialistischen Organisationen blieb die Kontrolle des Streiks in Händen der Sozialistischen Partei und der Gewerkschaftsbürokratie. Weil diese Führung nicht bereit war, den Streik durch die Organisation eines Marschs auf Brüssel auf ein höheres Niveau zu heben, verlor er seine Wucht und brach Mitte Januar zusammen.

Die belgische kommunistische Partei war nur eine kleine Organisation; ihr waren noch 10.000 Mitglieder verblieben gegenüber 150.000 bei Kriegsende. Aber sie verfügte über eine solide Basis in einer Reihe von Gewerkschaften, besonders bei den Hafenarbeitern von Antwerpen und den Maschinenbau-Arbeitern Zentralbelgiens. Wengleich es falsch wäre, die Niederlage des Streiks als das Werk eines Betrugs von Seiten der KP zu bezeichnen, hätte die Sache doch ganz anders aussehen können, wenn die KP entschieden die Führung übernommen hätte.

Statt dessen zog sie es vor, hinter der Sozialistischen Partei und der Gewerkschaftsführung herzuschleichen. Sie unterstützte nicht den Ruf nach einem Marsch auf Brüssel, sondern beschränkte sich darauf, der Regierung gute Ratschläge zu geben wie z.B. diesen: »Vergreifen Sie sich nicht an Belgien, Monsieur Eyskens, an seiner Demokratie und seiner demokratischen Kampftradition für ein besseres Leben. Das ist der Rat, den wir Ihnen geben.«� Dieselbe Ausgabe der Parteizeitung brandmarkte Sabotageakte bei der Eisenbahn als »Vorfälle, die nichts mit der Massenaktion der Arbeiterklasse zu tun haben«.

Am 27. Dezember machte die KP folgende Aktionsvorschläge:

»[...] daß... die liberalen und christsozialen Abgeordneten von Streikposten und Arbeiterdelegationen besucht werden und erklärt bekommen, daß es ihre Pflicht ist, dem Willen ihrer Wähler zu gehorchen und nicht den Befehlen der Banken und der Regierung.«

Auf dem Höhepunkt eines Generalstreiks lautete also die einzige Parole... »Beeinflußt eure Abgeordneten!«

Ungefähr am 15. Januar erhob die KP die Forderung nach "Arbeiterversammlungen", die entscheiden sollten, ob man die Arbeit wieder aufnehmen sollte oder nicht. Das war zwar eine brauchbare Forderung, aber sie kam einige Tage zu spät.

Der Streik wurde dadurch kompliziert, daß Belgien in zwei Gebiete mit verschiedenen Sprachen geteilt ist. Im französischsprachigen wallonischen Gebiet sind die älteren Industrien angesiedelt, und dies ist die Basis der sozialistischen Partei. Das flämische Gebiet wurde später industrialisiert, hier sind die katholischen Gewerkschaften fest verankert. Natürlich kam die Hauptdynamik des Streiks aus dem wallonischen Gebiet; jedoch wurde seine Entwicklung dadurch, daß einige der militantesten Führer, wie Andrè Renard, dem wallonischen Nationalismus ernste Konzessionen machten, nicht gerade begünstigt. Da die KP sich fast ausschließlich auf das wallonische Gebiet stützte, war sie nicht imstande, diese Tendenz wirksam zu bekämpfen.

Der Streik war auch deshalb bedeutsam, weil zum ersten Mal in Westeuropa nach dem Renaultstreik von 1947 eine glaubwürdige, wenn auch kleine Kraft links von der KP auftauchte. Sie war durch den linken Flügel der Sozialistischen Partei um die Zeitung 'La Gauche', in der der Trotzkist Ernest Mandel eine führende Rolle spielte, sowie durch die sozialistische Jugendorganisation, die "Jeunes Gardes Socialistes", repräsentiert. Die letzteren erkannten, die Möglichkeiten, die in dem Streik steckten, und versuchten eine koordinierte Alternative zu den offiziellen Organisationen aufzubauen. Unglücklicherweise war die Gruppe zu klein, um das auch wirksam zu tun, und 'La Gauche' unterstützte die Forderung nach einem Marsch auf Brüssel nicht, sondern tendierte dazu, sich an Andrè Renard anzuhängen.

Eine klare Führung bei der Mobilisierung der Arbeiter, unabhängig von der sozialistischen Parteiführung, hätte den Ereignissen jedoch eine ganz andere Wendung geben können. Dazu sei die Einschätzung eines beteiligten Revolutionärs zitiert:

»Natürlich kann man nicht beschwören, daß ein Marsch auf Brüssel schließlich zum Erfolg geführt hätte. Unbestreitbar aber ist, daß kein Erfolg möglich war, solange die machtvolle Energie der Bewegung nicht mittels einer zentralen nationalen Demonstration ausgenutzt wurde. Eine solche machtvolle Demonstration hätte eine enorme Gefahr für die Bourgeoisie dargestellt und den Sturz der Regierung und die Rücknahme des "Loi unique" garantiert... Die Energien der Streikenden auf eine zentrale Demonstration zu konzentrieren, alle Kräfte zu vereinigen - diese Strategie hätten die Arbeiterorganisationen einschlagen müssen. Zum anderen hätte die Bewegung auf ein organisiertes Niveau gehoben werden müssen, mit anderen Worten: Die Arbeiter selbst hätten sich eine Führung geben müssen, die in der Lage gewesen wäre, den Streik von der auf ihm lastenden Arbeiterbürokratie zu befreien. Eine solche Führung hätte z.B. ein "Außerordentlicher Kongreß der Streikkomitees" darstellen können, der ein souveränes Organ für die Leitung der Bewegung gebildet hätte.«�

�INHALT "" \l 3�Die Jugend

Die KPs haben Jugendarbeit immer beträchtliche Bedeutung beigemessen. Dazu hat die Bewegung sich der Jugendabteilung der verschiedenen nationalen Parteien ebenso bedient wie z.B. des "Weltbundes der demokratischen Jugend" und der "Internationalen Studentenunion", die zwar nominell politisch unabhängig waren, aber ihre Basis in Osteuropa hatten und eine orthodoxe Linie verfolgten. So wurden die jugoslawischen Studenten nach dem Bruch zwischen Stalin und Tito ausgeschlossen. Die verschiedenen internationalen Festspiele, die diese Gremien veranstalteten, bildeten einen Transmissionsriemen zu den Jugendabteilungen der KPs und förderten die Ausbreitung des kommunistischen Einflusses in den unterentwickelten Ländern.

Dennoch prosperierten die KP-Jugendbewegungen seit den fünfziger Jahren nicht mehr. 1965 waren mehr als 50% der italienischen Arbeiter, aber nur 10% der KP-Mitglieder unter dreißig. In der französischen Partei sank der Prozentsatz der unter 25jährigen von 10,2% (1954) auf 9,4% (1966) Während des Algerienkrieges war er sogar noch tiefer gefallen, nämlich auf 5,5% (1959).

Am Ende des Zweiten Weltkrieges hatten die Jugendorganisationen der französischen Partei 300.000 Mitglieder gehabt. 1956 war die Zahl auf 30.000 gesunken. Einer der Gründe für diesen Niedergang mag die Unfähigkeit der Partei gewesen sein, sich den neuen kulturellen und sozialen Verhaltensweisen der Jugend in den fünfziger und sechziger Jahren anzupassen. Dafür war der Puritanismus und Dogmatismus verantwortlich, der in Parteikreisen vorherrschte. Ein anderer wichtiger Aspekt war die beginnende Entwicklung der Studentenbewegung, einer politisch radikalen Kraft, und die daraus für die KP sich ergebende Notwendigkeit, solche potentiell subversiven Elemente zu isolieren. Diese Tendenz war in Frankreich schon 1956 spürbar, als die Studentenzellen die Opposition gegen die Parteilinie in der Ungarnfrage anführten. Das Ergebnis war, daß die Partei ihre Jugendorganisation in vier voneinander getrennte Sektionen - Studenten, Jungen, Mädchen und Landjugend - umorganisierte. Jungen und Mädchen wurden getrennt gehalten, so daß die Eltern sich nicht beklagen konnten, die kommunistische Jugend setze ihre Kinder moralischen Gefahren aus.

�INHALT "" \l 3�Die Frauen

In ähnlicher Weise neigte man dazu, die Frauen auf rein "weibliche" Aktivitäten festzulegen, obwohl es eine Unzahl von Parteiorganisationen für Frauen gab. Sie gelangten so gut wie gar nicht in politische Führungspositionen. Abgesehen von mechanischen Forderungen nach gleicher Bezahlung für gleiche Arbeit reagierte man kaum auf die neue Situation eines gewaltigen Zustroms von Frauen in die Industrie, obwohl die französische CGT seit 1964 die Monatszeitschrift 'Antoinette' für arbeitende Frauen herausbrachte.

In sexuellen Fragen, die die Rechte der Frauen betrafen, neigten die kommunistischen Parteien zu hochgradig reaktionären Positionen, die oft dem sowjetischen Dogma entstammten. Das führte dazu, daß die kommunistischen Parteien vollkommen abseits standen, als in den späten sechziger Jahren die militante feministische Bewegung ausbrach. In den fünfziger Jahren wandte sich die französische KP sogar gegen die Geburtenkontrolle die sie als "Malthusianismus" bezeichnete. Sie war nicht imstande, zwischen der reaktionären Ansicht, die Geburtenbeschränkung könne wirtschaftliche Probleme lösen, und dem individuellen Recht, über Elternschaft frei zu entscheiden, zu differenzieren. Dies rief in den Reihen der Partei Widerspruch hervor; eine Konferenz von kommunistischen Ärzten stimmte mit 200 von 204 Stimmen gegen die parteioffizielle Einstellung. Eine Zeitlang verhielt sich die Partei sogar der Möglichkeit einer schmerzlosen Geburt gegenüber feindselig.� Selbst in den siebziger Jahren hat die französische Partei sich noch dafür eingesetzt, die Abtreibung nur aus medizinischen Gründen, aber nicht als allgemeines Recht zuzulassen,� und die Frauenkommission der italienischen KP hat sich im Namen der "verantwortungsbewußten Zeugung" und der "Verteidigung der Familie" gegen eine Legalisierung der Abtreibung gewandt.�

�INHALT "" \l 3�Die Bauern

Sowohl die französische wie die italienische KP hat sich einen starken Rückhalt bei den Bauern verschafft. Die italienische Partei vergrößerte ihren Stimmenanteil im ländlichen Süden von 11,63% (1964) auf 22,6% (1968). In Frankreich bekommt die KP viele Stimmen in Agrargebieten, und ihre Wochenzeitung 'Das Land' ('La Terre') hat mit einer verkauften Auflage von 175.000 großen Einfluß. Aber die soziale Gliederung der Mitgliedschaft spricht eine andere Sprache: der prozentuale Anteil von Bauern und Landarbeitern in der Partei fiel von 13,2% (1959) auf 9,8% (1966).

Die politische Fundiertheit dieser Unterstützung der KP durch die Bauern ist noch viel zweifelhafter. Ein kommunistischer italienischer Gewerkschaftsoffizieller schreibt dazu:

»Die PCI im Süden ist eine Klientel-Partei, insofern sie nach der Macht strebt, indem sie sich für die Interessen ihrer Anhänger auf lokaler Ebene und innerhalb des etablierten Systems einsetzt. Die Partei im Süden partizipiert an der Rückständigkeit der Gesellschaft.«�

Mit anderen Worten paßt sich die Partei dem Bewußtseinsstand und den Interessen der Bauernschaft an, statt zu versuchen, diese als Kampfgefährten der Arbeiterklasse zu gewinnen. Das tritt in Frankreich noch klarer zutage, wo die Bauern immer sehr kämpferisch waren und wo während der sechziger Jahre gemeinsame Komitees von Bauern und Industriegewerkschaftlern gebildet wurden. Die KP hat sich abweisend gegenüber solchen Bauernaktionen wie dem direkten Verkauf von Agrarprodukten auf den Straßen von Paris verhalten, trotz der Tatsache, daß die CGT, die viele Fabrikkantinen kontrolliert, sich mit der Bauernschaft hätte verbinden und dem Handelsprofit einen wirksamen Schlag versetzen können.

�INHALT "" \l 3�Die Arbeitseinwanderer

Die Arbeitseinwanderung hat sich in Europa seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs enorm ausgebreitet. Das politische Verhalten ihr gegenüber ist ein konkreter Test für den lnternationalismus einer jeden sozialistischen Organisation. Die Arbeitseinwanderer sind furchtbaren Lebensbedingungen ausgesetzt, sie werden ihrer politischen Rechte beraubt und bewußt benutzt, um die Arbeiter zu spalten.

Die französische CGT wandte sich in den fünfziger Jahren gegen die Einwanderung. Obwohl sie richtig analysierte, wozu man die "Gastarbeiter" gebrauchte, nämlich zum Angriff auf den Lebensstandard aller Arbeiter, trug sie zur Feindschaft der Arbeiter gegenüber den Einwanderern bei.

Die CGT hat zwar unter den Immigranten teilweise sinnvolle Arbeit getan - z.B. Zeitungen in fremden Sprachen gedruckt - und verstärkte solche Anstrengungen seit 1968, nachdem sie Gefahr lief, auf diesem Feld von Linksradikalen überholt zu werden. Aber den grundlegenden Nationalismus der KP enthüllen die Kommentare zur Immigration in ihrem Programm von 1971. Darin wird erklärt, daß die Zahl der Einwanderer jedes Jahr vom "Demokratischen Plan" festgelegt werden wird. Des weiteren wird erläutert. daß "die Unternehmer ihre Anforderungen von Arbeitseinwanderern an die nationale Arbeitsvermittlungsstelle richten werden, die das einzige Gremium sein wird, das bevollmächtigt ist, Arbeiter auf Basis von Arbeitsverträgen zu rekrutieren." Es handelt sich, kurz gesagt, um eine völlige Verwerfung des Rechts der Arbeiter, ihren Arbeitsplatz zu wählen, und um ein Angebot, den Bedürfnissen des französischen Kapitalismus nach billiger Arbeitskraft entgegenzukommen.
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